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Protokoll

über die 98. Sitzung vom 18. Juli 2019

Beginn: 9:35 Uhr

Präsidentin Muhterem Aras: Guten Morgen, meine Damen 
und Herren! Ich eröffne die 98. Sitzung des 16. Landtags von 
Baden-Württemberg.

Von der Teilnahmepflicht befreit sind Frau Abg. Neumann-
Martin, Herr Abg. Nelius und Herr Abg. Dr. Weirauch.

Aus dienstlichen Gründen entschuldigt haben sich von 11 bis 
13 Uhr Frau Ministerin Dr. Hoffmeister-Kraut, ab 11 Uhr Frau 
Ministerin Bauer, ab 13 Uhr Herr Ministerpräsident Kretsch-
mann.

Entschuldigt sind außerdem Herr Staatssekretär Dr. Baumann 
und Frau Staatsrätin Erler.

Eine Zusammenstellung der  E i n g ä n g e  liegt Ihnen vor. 
– Sie nehmen davon Kenntnis und stimmen den Überwei-
sungsvorschlägen zu.

*

Im Eingang befinden sich:

1. Mitteilung der Landesregierung vom 9. Juli 2019 – Information über 
Staatsvertragsentwürfe; hier: Entwurf des Dreiundzwanzigsten Staats-
vertrags zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge (Dreiund-
zwanzigster Rundfunkänderungsstaatsvertrag) – Drucksache 16/6539

 Überweisung an den Ständigen Ausschuss

2. Mitteilung des Rechnungshofs vom 18. Juli 2019 – Denkschrift 2019 
zur Haushalts- und Wirtschaftsführung des Landes Baden-Württem-
berg – Drucksachen 16/6600 bis 16/6624

 Überweisung an den Ausschuss für Finanzen

3. Mitteilung des Ministeriums der Justiz und für Europa vom 10. Juli 
2019 – Bericht über aktuelle europapolitische Themen – Drucksache 
16/6576

 Überweisung an den Ausschuss für Europa und Internationales

*

Meine Damen und Herren, bevor wir in die Tagesordnung ein-
treten, möchte ich kurz auf die Störung von gestern eingehen. 
Sechs Jugendliche haben gestern während des Tagesordnungs-
punkts 3 der Landtagsdebatte Flugblätter von der Besucher-
tribüne in den Plenarsaal geworfen. Dieser Vorgang hat so-
wohl im Parlament als auch in der Presse einige Wellen ge-
schlagen.

Dazu möchte ich Ihnen Folgendes mitteilen: Zwei Kollegen 
des Besucherdienstes haben die Jugendlichen sofort von der 
Besuchertribüne entfernt und die Polizei verständigt.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen, der CDU und 
der AfD)

Die Namen der Störer sind der Landtagsverwaltung bekannt.

(Zuruf: Sehr gut!)

Sie wurden aufgefordert, den Landtag zu verlassen, was sie 
auch sofort taten.

Der Landtagsdirektor, Herr Frieß, hat den Jugendlichen au-
ßerdem mitgeteilt, dass sie mit weiteren Konsequenzen zu 
rechnen haben. Das werden wir prüfen. Dann werden diese 
Jugendlichen auch informiert. – So weit zu der gestrigen Stö-
rung. 

Nun treten wir in die Tagesordnung ein. 

(Abg. Reinhold Gall SPD: Geschäftsordnungsan-
trag!)

– Herr Abg. Gall, ein Geschäftsordnungsantrag? – Herr Abg. 
Hinderer.

Abg. Rainer Hinderer SPD: Guten Morgen, Frau Präsiden-
tin, guten Morgen, liebe Kolleginnen und Kollegen! 

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Guten Morgen!)

Heute Nachmittag kommen wir zum Bericht des Bürgerbe-
auftragten. Dann werde ich weitere Ausführungen zu diesem 
Thema machen. Im Anschluss daran soll die Wahl der Bür-
gerbeauftragten erfolgen. Im Namen der SPD-Fraktion stelle 
ich aber bereits jetzt folgenden Antrag zur Geschäftsordnung: 

Wir beantragen, die Wahl der Bürgerbeauftragten/des Bürger-
beauftragten des Landes Baden-Württemberg heute nicht 
durchzuführen. 

Ich begründe wie folgt: Wir regen an, vor der Nachbesetzung 
der Stelle eine interfraktionelle Arbeitsgruppe mit dem Ziel 
einzuberufen, die zukünftige Stellung und Aufgabenstellung 
eines Bürgerbeauftragten mit dem Petitionswesen, den Bür-
gerbeauftragten und Ombudsleuten bei den Ministerien sowie 
weiteren Stellen, an die sich Bürgerinnen und Bürger wenden 
können, abzugleichen und einer kritischen Würdigung zu un-
terziehen. 

(Abg. Nicole Razavi CDU: Das ist ja schon interes-
sant!)

Wir wollen aus diesen Erkenntnissen ein modernes und trans-
parentes Beschwerde- und Petitionswesen mit den dazu erfor-
derlichen Strukturen und Stellen entwickeln.
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(Rainer Hinderer) 

Vor dem Hintergrund der Sachverhalte und Fälle, die im Tä-
tigkeitsbericht des Bürgerbeauftragten für das Jahr 2018 be-
schrieben werden, sind aus unserer Sicht folgende Punkte kri-
tisch zu reflektieren: 

Die Eingaben, die der Bürgerbeauftragte bearbeitet, unter-
scheiden sich von den Eingaben an den Petitionsausschuss 
nicht substanziell. Es sind mehr oder weniger Zufallstreffer, 
ob ein Anliegen im Petitionsverfahren oder beim Bürgerbe-
auftragten landet. Deshalb wird die Vorhaltung und Finanzie-
rung einer Doppelstruktur billigend in Kauf genommen. Da-
durch findet unseres Erachtens auch eine schleichende Ent-
machtung des in unserer Verfassung verankerten Petitionswe-
sens statt, obwohl der Bürgerbeauftragte im Gegensatz zum 
Petitionsausschuss keinerlei Durchgriffs- und Weisungsrech-
te hat. Das heißt, er ist letztlich ein zahnloser Tiger oder zu-
künftig vielleicht eine zahnlose Tigerin. 

In allen Ministerien des Landes und vielen nachgeordneten 
Behörden gibt es Bürgerbeauftragte, die ebenfalls Anliegen 
und Beschwerden der Bürgerinnen und Bürger bearbeiten. Da-
zu gibt es mittlerweile eine Vielzahl von Beauftragten – Be-
auftragte für Menschen mit Behinderungen, für Lärmschutz, 
Tierschutz und anderes –, die sich auch um berechtigte Anlie-
gen der Bürgerinnen und Bürger sowie spezieller Interessen- 
und Personengruppen kümmern sollen.

Wir wollen Struktur, Funktion, Stellung und Aufgabenstel-
lung dieser Stellen und Zuständigkeiten kritisch überprüfen 
und ein modernes und transparentes Beschwerde-, Ombuds- 
und Beteiligungswesen für unser Land schaffen. 

Es geht uns bei diesem Geschäftsordnungsantrag ausdrück-
lich nicht um Person oder Qualifikation im Hinblick auf die 
Besetzung. Ich sage aber an dieser Stelle schon: Was uns zu-
tiefst stört, ist, dass auch mit dieser Stellenbesetzung das Pos-
tengeschachere seinen Lauf nimmt. Es gab kein ordentliches 
Bewerbungsverfahren, keine frühzeitige Kommunikation mit 
den im Landtag vertretenen Fraktionen, obwohl es sich um ei-
ne Stelle des Landtags handelt. 

(Vereinzelt Beifall)

Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen von der CDU, schauen 
zu. Murren und Knurren vernehmen wir nur auf den Fluren. 
Wir sind einmal gespannt, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
ob Sie sich trauen, Ihren Unmut nicht nur hintenherum durch 
Meckern zum Ausdruck zu bringen, sondern auch Manns oder 
Frau genug sind, einmal Nein zu sagen und die Wahl heute 
nicht durchzuführen,

(Zuruf der Abg. Nicole Razavi CDU) 

zumal die heutige Presseberichterstattung ja auch darauf hin-
weist, dass es rechtliche Probleme im Hinblick auf die Ver-
einbarkeit eines kommunalen Mandats mit der Stelle einer 
Bürgerbeauftragen geben könnte. 

Stimmen Sie der Änderung der Tagesordnung mit der Abset-
zung der Wahl zu. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und des Abg. Stefan Herre AfD)

Präsidentin Muhterem Aras: Herr Abg. Sckerl dazu. 

(Abg. Dr. Heinrich Fiechtner [fraktionslos]: Warum 
reden die vom Podium? Das sind doch Anträge zur 

Geschäftsordnung!)

– Herr Abg. Dr. Fiechtner! 

(Abg. Dr. Heinrich Fiechtner [fraktionslos]: Die kön-
nen das vom Saalmikrofon aus machen! Dafür ist das 

Saalmikrofon da!)

– Herr Abg. Dr. Fiechtner, Sie sind nicht dran. Herr Abg. 
Sckerl hat das Wort. Das Wort kann vom Redepult aus geführt 
werden. 

(Abg. Dr. Heinrich Fiechtner [fraktionslos]: Dazu 
gibt es doch einen Beschluss des Präsidiums! – Ge-

genruf der Abg. Nicole Razavi CDU: Falsch!)

Fangen Sie bitte an, Herr Abg. Sckerl. 

Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Schönen guten Morgen, 
Frau Präsidentin, verehrte Kolleginnen und Kollegen! Über 
den Antrag der SPD wundern wir uns;

(Zuruf von der SPD: Ach was!)

wir lehnen ihn aber auch ab. Ich will Ihnen kurz begründen, 
warum. 

Der Bericht des Bürgerbeauftragten über seine Tätigkeit im 
Jahr 2018 liegt seit einigen Monaten vor. Er ist in zwei Aus-
schüssen diskutiert worden. Wenn Sie, Herr Kollege Hinde-
rer, das Anliegen, welches Sie hier erläutert haben, eine Struk-
turänderung vorzunehmen, ernsthaft verfolgt hätten, dann hat-
ten Sie alle Gelegenheit der Welt, in diesen Ausschussbera-
tungen dieses Anliegen vorzubringen.

(Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei SPD: Das haben wir 
schon wiederholt gemacht!)

Dazu ist von Ihnen kein Wort erfolgt. 

(Beifall bei den Grünen – Abg. Sascha Binder SPD: 
Eben nicht! – Abg. Reinhold Gall SPD: Darum ging 

es gar nicht!)

Deswegen finde ich es unredlich, dies am Tag der angesetz-
ten Wahl zu tun. 

(Abg. Andreas Stoch SPD: Sehr hilflos, Herr Kolle-
ge! – Abg. Reinhold Gall SPD: Wann denn sonst? – 
Abg. Sascha Binder SPD: Wer im Glashaus sitzt!)

Das ist unredlich. Sie hatten die Gelegenheit dazu. Diese ha-
ben Sie nicht genutzt. Ich sage auch dazu: ausdrücklich nicht 
genutzt, weil Sie sich das ganz ausdrücklich für heute vorbe-
halten haben. 

(Abg. Andreas Stoch SPD: Heute steht es auf der Ta-
gesordnung, oder?)

Auch Ihr Vorwurf der kurzfristigen Information trifft nicht zu. 

(Abg. Andreas Stoch und Abg. Reinhold Gall SPD: 
Natürlich! – Abg. Sascha Binder SPD: Die Zeitung 

hat uns informiert!) 
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Die Landesregierung hat mit Schreiben vom 2. Juli – also vor 
16 Tagen – durch den Ministerpräsidenten den Wahlvorschlag 
eingereicht. Weder § 9 des Gesetzes über die Bürgerbeauftrag-
te oder den Bürgerbeauftragten des Landes Baden-Württem-
berg noch die Geschäftsordnung enthalten irgendwo eine län-
gere Frist. Das ist eine angemessene parlamentarische Frist. 
Sie ist üblich im parlamentarischen Alltag, 

(Zuruf von der SPD) 

und niemand wird erklären wollen, dass es jetzt eine bewusst 
herbeigeführte ausgesprochen kurze Frist gewesen sein soll. 

(Abg. Reinhold Gall SPD: Wo war da die Beteili-
gungsmöglichkeit?)

Man findet sicherlich in der Geschichte des Landtags von Ba-
den-Württemberg vielfach Beispiele, in denen es viel, viel 
kurzfristigere Wahlen von Persönlichkeiten gegeben hat. 

(Abg. Sascha Binder SPD: Sie haben im Ausschuss 
gesagt, wir reden im Präsidium über diese Stelle!)

Selbst das Europaparlament hatte zur Wahl der Kommissions-
präsidentin keine längere Vorlaufzeit. 

(Abg. Reinhold Gall SPD: Super Beispiel!)

Was ich Ihnen übel nehme: Die Kollegin Böhlen hat Ihnen mit 
E-Mail-Schreiben vom 7. Juni dieses Jahres, an den Frakti-
onsvorsitzenden der SPD gerichtet, mitgeteilt, dass sie Inter-
esse an dieser Kandidatur hat, und hat Ihnen ein Gespräch an-
geboten mit dem Zweck, mit Ihnen über dieses Amt, über ih-
re Eignung zu diskutieren, Sie einzubinden. 

(Zuruf des Abg. Sascha Binder SPD) 

Auf dieses Angebot haben Sie sehr, sehr spät, Wochen später, 
nämlich erst jetzt, reagiert 

(Abg. Reinhold Gall SPD: Wir haben auch einen Ter-
minplan!)

und lange Zeit verstreichen lassen. 

(Abg. Reinhold Gall SPD: Absurd!)

Deswegen ist auch Ihr Vorwurf, der Vorschlag sei zu kurzfris-
tig gekommen, einfach scheinheilig, und wir weisen ihn zu-
rück, meine Damen und Herren.

(Beifall bei den Grünen)

Das Thema „Kompatibilität oder Inkompatibilität?“ ist natür-
lich ein ernsthaftes Thema. 

(Abg. Reinhold Gall SPD: Bei solchen Vorgängen 
hättet ihr früher getobt!)

Sie dürfen mal sicher sein, dass wir das im Vorfeld sehr gründ-
lich geprüft haben. 

(Abg. Sascha Binder SPD: Ihr parlamentarischer Stil!)

Wir glauben nicht, dass eine Inkompatibilität vorliegt mit ei-
nem ehrenamtlichen kommunalen Mandat, sondern es ist da-
mit vereinbar, ganz im Gegensatz z. B. zu Rheinland-Pfalz, 
wo das Gesetz ausdrücklich die Vereinbarkeit ausschließt.

(Abg. Sascha Binder SPD: Da müssen Sie nicht mit 
uns reden, da müssen Sie mit der CDU-Fraktion re-
den! – Abg. Andreas Stoch SPD, zur CDU zeigend: 

Schauen Sie mal da rüber!)

Das ist im baden-württembergischen Gesetz nicht der Fall. 
Deswegen gehen wir von der Vereinbarkeit aus.

(Zuruf des Abg. Sascha Binder SPD) 

Wir haben aber gesagt, das ist eine Frage, die wir gern zu dis-
kutieren bereit sind. Auf diese Frage kommt es heute aber 
nicht an. Heute steht die Wahl an, nicht aber der Amtsantritt. 
Wenn Frau Böhlen gewählt wird, wäre es der 1. September. 
Wir haben hinreichend Zeit, alle offenen Fragen zu klären. 
Aus diesem Grund macht Ihr Geschäftsordnungsantrag kei-
nen Sinn. Wir lehnen ihn ab.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU)

Präsidentin Muhterem Aras: Jetzt erteile ich das Wort zur 
Geschäftsordnung Herrn Abg. Dr. Fiechtner.

(Zuruf des Abg. Dr. Heinrich Fiechtner [fraktions-
los]) 

– Okay. Dann kommen wir zur Abstimmung.

(Zuruf des Abg. Anton Baron AfD) 

– Herr Abg. Baron, zur Geschäftsordnung.

Abg. Anton Baron AfD: Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr 
geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Wir können uns der 
Kritik der SPD nur anschließen, wir halten aber eine Arbeits-
gruppe für nicht unbedingt erforderlich. Wir sehen hier auch 
einen klaren Interessenkonflikt zwischen der Kommunalpoli-
tik für die Grünen und der Unabhängigkeit des Bürgerbeauf-
tragten. 

Deswegen sind wir verwundert, weil wir schon damals bei 
den Haushaltsberatungen die gesamte Abschaffung des Bür-
gerbeauftragen gefordert haben. Damals hat die SPD unseren 
Antrag abgelehnt. Aber genau dies wäre jetzt der richtige 
Schritt. Wir fordern eine genaue Überprüfung dieser Tatsache. 
Deshalb stellen auch wir den Antrag auf eine Verschiebung 
dieser Wahl und sehen, wie bereits gesagt, eine Arbeitsgrup-
pe als nicht erforderlich an.

Vielen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Präsidentin Muhterem Aras: Herr Abg. Dr. Fiechtner zur 
Geschäftsordnung, bitte.

(Zuruf von den Grünen: Aber nicht von vorn!)

Abg. Dr. Heinrich Fiechtner (fraktionslos): Sehr verehrte 
Frau Präsident, sehr verehrte Damen, sehr geehrte Herren! Ich 
schließe mich dem Antrag der SPD vollumfänglich an. Es ist 
hier wieder ein Beispiel der Kumpanei, des Parkens auf hoch 
dotierten Posten mit kurzen Fristen. Hätte ich das gewusst, 
wäre ich als Schwerbehinderter natürlich kompetent gewesen

(Abg. Nicole Razavi CDU: Oh, das haben wir ganz 
vergessen!)
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und hätte mich selbst um diesen Posten beworben. 

(Zuruf der Abg. Beate Böhlen GRÜNE) 

So ist es für mich leider nicht möglich. 

(Abg. Reinhold Gall SPD: Sie hätten wir auf keinen 
Fall gewählt!)

Ich bitte Sie, dem Geschäftsordnungsantrag der SPD zuzu-
stimmen. 

Präsidentin Muhterem Aras: Ich sehe keine Wortmeldun-
gen mehr. Dann kommen wir zur Abstimmung. Da beide An-
träge eine Vertagung begehren, fasse ich beide zusammen.

Wer dem Antrag zustimmt, Tagesordnungspunkt 6 heute ab-
zusetzen, zu vertagen, den bitte ich jetzt um das Handzeichen. 
– Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Vielen Dank. Damit ist 
der Antrag auf Vertagung abgelehnt. Die Tagesordnung bleibt 
bestehen – so, wie wir sie hatten. – Vielen Dank.

Wir treten jetzt in die Tagesordnung ein.

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf:

Aktuelle Debatte – Paralleljustiz – eine Herausforderung 
für den Rechtsstaat in Baden-Württemberg? – beantragt 
von der Fraktion der CDU

Meine Damen und Herren, das Präsidium hat für die Aktuel-
le Debatte eine Gesamtredezeit von 50 Minuten festgelegt. 
Darauf wird die Redezeit der Regierung nicht angerechnet. 
Für die Aussprache steht eine Redezeit von zehn Minuten je 
Fraktion zur Verfügung.

Für die CDU-Fraktion erteile ich das Wort Herrn Abg. von 
Eyb.

Abg. Arnulf Freiherr von Eyb CDU: Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin, verehrte Kolleginnen, geehrte Kollegen! Nein, liebe 
Kolleginnen und Kollegen, die heutige Aktuelle Debatte „Pa-
ralleljustiz – eine Herausforderung für den Rechtsstaat in Ba-
den-Württemberg?“ hat keinen aktuellen strafrechtlichen An-
lass. Daran ändert auch eine Überschrift in der „Bild“-Zeitung 
von gestern nichts, die lautet „Scharia-Schande in unserem 
Land!“, wobei der Ausgangspunkt gewesen sein soll, dass ein 
18-jähriger Afghane seine Schwester an einer S-Bahn-Stati-
on in Stuttgart mit einem Baseballschläger attackierte, weil 
die Familie mit deren Partnerwahl nicht einverstanden sein 
soll. 

Aktuell ist die Veröffentlichung der Studie von Professor Dr. 
Rohe, Universität Erlangen-Nürnberg, die sich mit dem straf-
rechtlichen Komplex einer Paralleljustiz in Baden-Württem-
berg beschäftigt. So sieht kluges Vorbauen aus. Justizminis-
ter Wolf hat diese Studie aktuell vorgestellt. 

Was versteht man unter Paralleljustiz? Paralleljustiz ist eine 
Form der Konfliktlösung und der Beilegung von Streitigkei-
ten oder Straftaten, die nach deutschem Recht rechtlich rele-
vante Tatbestände darstellen. Die Schlichtung jedoch bewegt 
sich außerhalb der deutschen Rechtsordnung und außerhalb 
von demokratischen Statuten. 

Lassen Sie mich einige Beispiele nennen: die organisierte Kri-
minalität, Rockerbanden, Menschen, die sich aggressiv des 
öffentlichen Raums bemächtigen, Hooligans, Ultras, aber ge-
gebenenfalls auch türkische Hochzeitsgesellschaften oder an-
dere Gruppen, die ganze Innenstädte mit ihren Fahrzeugen 
lahmlegen, oder möglicherweise Hochzeitsgesellschaften, die 
sich auf der Autobahn danebenbenehmen. 

Dies ist eher ein Problem von Großstädten, jedoch nicht aus-
schließlich. Auffällig sei, so die Studie, dass nicht nur das ein-
zelne Opfer unter Druck geraten kann, sondern auch die Fa-
milien der Opfer, etwa aufgrund der Forderung, nicht bei der 
Polizei auszusagen. 

Die Studie hat festgestellt, dass das Phänomen Paralleljustiz 
nicht im Zusammenhang mit Religion oder Ethnie steht, son-
dern milieuspezifisch ist. Solche Milieus entstehen oft in 
Großfamilien, die isoliert leben, selbst unter einem enormen 
sozialen Druck stehen, einen starren Wertekomplex haben und 
sich einem alternativen Normengeflecht verpflichtet fühlen. 
Es gibt wohl auch einen Zusammenhang zwischen Parallel-
justiz und Gewalt gegen Mädchen und Frauen. Wer sich dem 
zu entziehen versucht, läuft Gefahr, im Internet regelrecht ver-
folgt zu werden. 

Was kann man dagegen tun? Hilfreich wäre eine schnelle und 
effiziente Repression, also der unmittelbare Hinweis vonsei-
ten der liberalen, offenen Gesellschaft: Wir reagieren darauf; 
wir sind möglicherweise auch niederschwellig bereit, sofort 
zu reagieren; wir haben zwar ein freundliches Gesicht, aber 
auf der Nase lassen wir uns nicht herumtanzen. 

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der Grünen 
sowie des Abg. Nico Weinmann FDP/DVP)

Als hilfreich könnte sich auch eine entsprechende Vermögens-
abschöpfung darstellen. Seit wenigen Wochen gibt es eine 
Zentralstelle für Vermögensabschöpfung in Karlsruhe. 

(Abg. Anton Baron AfD: Genau!)

Ich nehme an, dass der Justizminister nachher dazu sprechen 
wird. 

Aber es geht auch darum, den Opfern bei der Durchsetzung 
ihrer Ansprüche zu helfen. 

Mit Repression allein kommen wir aber nicht weiter. Präven-
tion ist notwendig. In welche Richtung müssen wir denken? 
Wir müssen Familienarbeit leisten, Schutzräume schaffen – 
auch für Männer –; wir müssen den Rechtsstaat erklären und 
transparent machen. Denn durch vermehrte Migration entste-
hen, so die Studie, neue Normenkonflikte. Die Botschaft muss 
lauten: Empathie ja, Klarheit ebenso; hier gilt unsere Werte-
ordnung und keine andere. 

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der Grünen 
– Vereinzelt Beifall bei der FDP/DVP)

Paralleljustiz gibt es ansatzweise auch bei uns in Baden-Würt-
temberg – allerdings nicht in einem beunruhigenden Maß; das 
möchte ich ganz ausdrücklich feststellen. Ich selbst bin über-
zeugt, dass nicht nur die gute wirtschaftliche Situation dafür 
verantwortlich ist, dass hier eine Paralleljustiz nicht in dem 
Maß gedeihen kann wie möglicherweise anderswo, sondern 
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dass auch das konsequente Eintreten der CDU in Fragen der 
Sicherheitsstruktur in den letzten Jahrzehnten hierfür mitver-
antwortlich ist. 

(Beifall bei der CDU)

Für Alarmismus besteht kein Anlass, für Wegschauen jedoch 
ebenfalls nicht. Deshalb an dieser Stelle ein Dank an alle, die 
sich hier in besonderem Maß engagieren. Wir wollen eine of-
fene und liberale Gesellschaft. Schon deshalb müssen wir je-
ne, die damit nichts anfangen können, unmissverständlich da-
rauf hinweisen: Mit uns geht das nicht! 

Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der Grünen)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die Fraktion GRÜNE er-
teile ich Herrn Abg. Filius das Wort.

Abg. Jürgen Filius GRÜNE: Sehr geehrte Frau Präsidentin, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Seit einigen Tagen liegt uns 
die Studie zu Paralleljustiz in Baden-Württemberg vor. Das 
Thema ist glücklicherweise bisher nur in Einzelfällen – dar-
auf wies auch Herr Kollege von Eyb bereits hin – in Baden-
Württemberg aufgetaucht. Trotzdem oder gerade deshalb ist 
es mehr als sinnvoll, sich dieses Themas näher anzunehmen. 

Zunächst einmal ist es wichtig, den Begriff „Paralleljustiz“ zu 
definieren. Sie liegt immer dann vor, wenn Organisationen 
oder Gruppen das Gewaltmonopol des Staates und die Rechts-
ordnung nicht anerkennen und gleichzeitig eigene Strukturen 
schaffen. 

Der wichtigste Befund der Studie ist: Es gibt keine gefestig-
ten Strukturen einer Paralleljustiz in Baden-Württemberg. Al-
lerdings gibt es auch hier Einzelfälle, die ein nennenswertes 
Dunkelfeld nahelegen. Insgesamt ist die Lage aber günstiger 
als in anderen Bundesländern.

Daneben gibt es noch eine zweite ganz entscheidende Er-
kenntnis in dieser Studie – man sollte eigentlich überhaupt 
nicht glauben, dass dies extra betont werden muss –: Parallel-
justiz ist milieuspezifisch und nicht an Ethnien oder Religio-
nen gebunden. Es gibt unterschiedliche äußere Umstände, die 
das Entstehen von Paralleljustiz begünstigen. Wir müssen 
passgenau Ursachen bestimmen und jeweils individuell Ge-
genmechanismen finden. 

Stellt also das Phänomen Paralleljustiz eine Herausforderung 
an den Rechtsstaat dar? Ja. Der Rechtsstaat ist fortwährend 
gefordert. Man verhütet das Entstehen von Paralleljustiz mit 
einem funktionierenden Rechtsstaat, mit Vertrauen in den 
Staat, mit gesellschaftlichem Zusammenhalt, mit Prävention, 
Unterstützung und Stärkung der Selbstbestimmung.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU)

Wenn man über Paralleljustiz spricht, dann geht es um Men-
schen oder Strukturen, die das staatliche Gewaltmonopol in-
frage stellen. Wer das tut, stellt sich auch gegen die freiheit-
lich-demokratische Grundordnung und die darin verankerten 
und geschützten Individualrechte. 

Für die Erhaltung des staatlichen Gewaltmonopols braucht es 
vor allem Vertrauen in die Funktionsfähigkeit des Staates. Das 
Ergebnis der Studie zeigt: Dieses Vertrauen besteht, denn ei-
ne breit strukturierte Parallelgesellschaft besteht, wie schon 
mehrfach berichtet, in Baden-Württemberg nicht. Das ist gut 
so, denn unser Rechtssystem funktioniert. An diesem Vertrau-
en müssen wir immer weiterarbeiten. Wer Teil der Gesell-
schaft ist und auf den Schutz der Gesellschaft vertrauen kann, 
wendet sich im Normalfall auch nicht von ihr ab.

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang eines betonen: 
Vertrauen in den Rechtsstaat zu gewinnen heißt nicht, fort-
während nach Strafschärfungen zu rufen; denn den Stand der 
Zivilisation einer Gesellschaft erkennt man daran, wie sie mit 
ihren Straftäterinnen und Straftätern umgeht. Das werden wir 
Grünen auch mit aller Kraft verteidigen.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU)

Rechtsstaat bedeutet, dass sich der Staat Recht und Gesetz un-
terwirft und sich auch selbst daran hält. Der Rechtsstaat ist ei-
ne zentrale Errungenschaft für eine humane, freiheitliche und 
menschenrechtsorientierte Gesellschaft. Ihn zu verteidigen 
und hochzuhalten ist unsere immer bestehende Aufgabe.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU)

Zum Vertrauen in das Gewaltmonopol gehört aber auch, dass 
der Staat dieses wahrnimmt und für den Schutz seiner Bevöl-
kerung sorgt. Ein gutes Beispiel dafür ist einer der größten 
Bereiche der Paralleljustiz in Baden-Württemberg: die Ro-
cker- und rockerähnliche Kriminalität. Hier kommt es in ei-
nigen Fällen zu Selbstjustiz und vor allem auch zu erheblicher 
Einschüchterung von Zeugen, Polizeikräften und teilweise 
auch Justizangehörigen.

Es ist gut, dass die Sicherheitsbehörden hier Stärke zeigen. 
Das LKA Baden-Württemberg hat hier eine Vorreiterrolle ein-
genommen und eine Vielzahl von Straftaten ermittelt. Die Jus-
tizbehörden haben ebenfalls rasch gehandelt. 

Das gilt insbesondere für den Osmanen Germania Boxclub. 
Wir waren bundesweit die Ersten, die gegen die wohl als lan-
ger Arm Erdogans fungierende Gruppe Ermittlungserfolge er-
zielen konnten. 

Wir müssen aber weiter wachsam sein. Es muss für die Si-
cherheitsbehörden weiter gelten: Gegen solche kriminellen 
Vereinigungen müssen wir weiter entschlossen vorgehen: mit 
Verboten, strafrechtlichen Ermittlungen und einem wirksa-
men Schutz von Zeugen und Aussteigern.

(Beifall bei den Grünen – Vereinzelt Beifall bei der 
CDU)

Ein anderer Bereich, in dem Paralleljustiz vorkommt, sind lei-
der die Haftanstalten. Die Studie kommt zu dem Ergebnis, 
dass teilweise Strukturen von organisierter Kriminalität und 
Selbstjustiz in den Haftanstalten bestehen. Für mich ist ein-
deutig, dass das Gewaltmonopol des Staates auch hier gelten 
muss. Es darf nicht sein, dass wir die Menschen, die wir in-
haftieren, nicht ausreichend vor gewalttätigen Übergriffen 
schützen. Die grün-schwarze Koalition steht dafür ein, dass 
wir die Verhältnisse in den Haftanstalten verbessern und sol-
che Strukturen aufgelöst werden. Die Regierungsfraktionen 
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haben sich zum Ziel gesetzt, hier wesentliche Fortschritte in 
dieser Legislatur zu erreichen. Dazu dient auch unsere ge-
meinsame Arbeitsgruppe „Moderner Strafvollzug“. 

(Beifall bei den Grünen – Vereinzelt Beifall bei der 
CDU)

Um die Strukturen in den Haftanstalten aufzubrechen, brau-
chen wir ausreichend gut ausgebildetes Personal und damit 
auch eine hinreichend attraktive Justizvollzugslaufbahn. Wir 
brauchen bauliche Anstrengungen und ausreichende Resozi-
alisierungsarbeit in Haft, um z. B. gegen Suchtproblematiken 
und anderes vorzugehen. 

Wir können, nicht ohne Stolz, sagen, dass wir im Vollzug seit 
2011 viel erreicht haben. Die vorliegende Studie muss uns 
trotzdem Anlass geben, weiter daran zu arbeiten. Liebe Kol-
leginnen und Kollegen, behalten wir auch diejenigen im Au-
ge, die wenig Fürsprecher in unserer Gesellschaft haben. 

(Beifall bei den Grünen – Vereinzelt Beifall bei der 
CDU)

Die Studie benennt auch Fälle im Ehrschutzbereich und an-
dere Konflikte im milieuspezifischen, kulturell geprägten Um-
feld. Hier gibt es bestimmte soziale Faktoren, die die Entste-
hung solcher Strukturen begünstigen. Wir haben glücklicher-
weise keine strukturierte Clankriminalität, aber es gibt auch 
hier Kriminalität mit ethnisch geschlossenem Hintergrund. 

Begünstigt wird dies oft dadurch, dass Menschen aus anderen 
Kulturkreisen ihre Erfahrungen mitbringen und in ihrem Hei-
matland Polizei und Justiz oft nicht als Partner, sondern als 
Feind kennengelernt haben. Hier muss die Erfahrung der Po-
lizei als Freund und Helfer erst noch gemacht werden. Des-
halb ist es auch so wichtig, im Bereich der Ausbildung und 
Einstellung bei Polizei und Justiz mit auf Diversität zu ach-
ten. 

(Beifall bei den Grünen und des Abg. Dr. Alexander 
Becker CDU)

Ein Augenmerk müssen wir auch auf Anzeichen einer Paral-
leljustiz in den Bereichen Menschenhandel, Prostitution und 
Drogenhandel, die unabhängig von ethnischem und kulturel-
lem Hintergrund vorliegen, richten. 

Als sicherheitsgefährdend sind auch Reichsbürger und Selbst-
verwalter anzusehen, die eine große Affinität zu Waffen ha-
ben. 

Ein Ausfluss der Paralleljustiz ist aus meiner Sicht aber auch 
die Selbstjustiz. Diese haben wir bedauerlicherweise u. a. in 
Chemnitz erlebt. Es darf nicht hingenommen werden, dass 
Menschen in Pogromstimmung eigene Strafen schaffen und 
umsetzen. Auch der NSU meinte, gerechtfertigt zu sein, Men-
schen zu töten, die nicht dessen krudem Weltbild entsprachen.

Wir sind es allen Betroffenen schuldig, entschlossen zu han-
deln. Hilfsangebote und Kooperation sind hier die richtigen 
Mittel. Man muss Tätern und Opfern Perspektiven aufzeigen. 
Denn wer sich als Teil der Gesellschaft fühlen kann, ist weni-
ger gefährdet, in kriminelle Parallelstrukturen zu geraten. Die 
Studie zeigt hier eine Menge Maßnahmen auf.

Nicht unerwähnt lassen möchte ich in diesem Kontext die Ar-
beit des Kompetenzzentrums gegen Extremismus in Baden-
Württemberg, kurz: konex. Das ist die zentrale Anlaufstelle 
für Extremismusaussteigerinnen und -aussteiger ebenso wie 
für Lehrkräfte, Polizisten und Sozialpädagogen, die in ihrem 
Berufsalltag mit Radikalisierungen zu tun haben. Hier wird 
effektiv Ausstiegsberatung und Qualifizierung geleistet.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU)

Lassen Sie mich abschließend noch ein paar Worte zum Op-
ferschutz sagen, denn die Studie findet hierzu deutliche Wor-
te. In den letzten zehn Jahren wurden die Gesetze immer wie-
der so verbessert, dass der Opferschutz deutlich gestärkt wur-
de. Damit sind wir nicht am Ende, aber wir müssen konstatie-
ren, dass das Gesetz viele Möglichkeiten bietet, Opfer zu 
schützen. 

Trotzdem attestiert uns die Studie, dass hier noch vielfach De-
fizite bestehen. Die Studie nennt Fälle, in denen Geschädigte 
und Zeugen bedroht werden, sich nicht trauen, die Wahrheit 
zu sagen, und keine Schutzprogramme bekommen. Die Mög-
lichkeiten, die die Gesetze geben, müssen also stärker umge-
setzt werden. Natürlich ist das eine Frage der Ressourcen. Wir 
haben die Justiz personell massiv gestärkt und setzen diesen 
Weg auch konsequent fort. 

Neben einem Zuwachs an Ressourcen braucht es aber auch 
einen Zuwachs an Sensibilität bei allen Beteiligten. Die Stu-
die nennt hier viele Beispiele, bei denen Opferschutzmaßnah-
men bisher nicht in allen Fällen ausreichend zur Geltung ka-
men. Dessen müssen wir uns zukünftig noch stärker anneh-
men. 

Ich denke, dass ein Opferschutzbeauftragter in solchen Fra-
gen einen wichtigen Beitrag leisten kann. 

(Zuruf des Abg. Dr. Heinrich Fiechtner [fraktions-
los])

Wir, die grüne Fraktion, stehen für die Freiheitsrechte. Aber 
klar ist, dass alle Menschen, die in Deutschland leben, das 
Grundgesetz zu achten haben.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei den Grünen und der CDU sowie Abge-
ordneten der FDP/DVP)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die AfD-Fraktion erteile 
ich das Wort Herrn Abg. Klos.

Abg. Rüdiger Klos AfD: Frau Präsidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Das Thema der Aktuellen Debatte lau-
tet: „Paralleljustiz – eine Herausforderung für den Rechtsstaat 
in Baden-Württemberg?“ –

(Abg. Nicole Razavi CDU: Schön, dass er uns das 
noch einmal vorliest!)

Fragezeichen. Ich frage Sie: Wie kann man da ein Fragezei-
chen setzen? Selbstverständlich ist Paralleljustiz immer eine 
Herausforderung für den Rechtsstaat. Sie muss mit allen Mit-
teln bekämpft werden, und gerade hier sagt die AfD: Wehret 
den Anfängen!

(Beifall bei der AfD und des Abg. Dr. Wolfgang Ge-
deon [fraktionslos])
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Paralleljustiz ist mit unserer freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung unvereinbar. Wer also meint, Paralleljustiz to-
lerieren oder verharmlosen zu können, wendet sich gegen die 
Fundamente unserer Werteordnung. Zu den wichtigsten Pfei-
lern, die dieses Fundament tragen, gehören das Gewaltmono-
pol des Staates – festgehalten in Artikel 20 des Grundgeset-
zes –, die Eigentumsgarantie und nicht zuletzt die Unabhän-
gigkeit der Justiz. 

Grundlage der Rechtsprechung sind ausschließlich die in un-
serem Land geltenden Gesetze und Vorschriften und können 
ausschließlich auch nur die in unserem Land geltenden Ge-
setze und Vorschriften sein. Die Ausübung von Recht und Ge-
setz findet nur durch die dafür vorgesehenen Gerichte und In-
stitutionen statt.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Wir befassen uns zunächst kurz mit dem Gewaltmonopol des 
Staates. Es bedeutet, dass alle Mitglieder eines Gemeinwe-
sens darauf verzichten, Gewalt auszuüben, und dies auf die 
staatlichen Stellen übertragen.

Was passiert, wenn der Staat Recht und Gesetz nicht mehr 
durchsetzen kann? Dann herrschen Ungerechtigkeit, Willkür 
und im schlimmsten Fall Anarchie; denn diese rechtsfreien 
Räume, dieses Machtvakuum, das dann durch den Rückzug 
des Staates entsteht, laden entsprechende Elemente ein, die-
ses Vakuum auszufüllen und die Macht im Staat zu ergreifen. 
Wir, die AfD, wollen das auf gar keinen Fall.

(Beifall bei der AfD)

Bereits den ersten Anzeichen einer schleichenden rechtswid-
rigen Machtergreifung muss mit aller Entschiedenheit begeg-
net werden. Deshalb bekämpft die AfD alle Versuche, das Ge-
waltmonopol des Staates aufzubrechen, auf das Schärfste. 

Jetzt analysieren wir einmal, welche politische Gruppierung 
mit dem Gewaltmonopol des Staates denn so ihre Schwierig-
keiten hat. Da wenden wir uns jetzt einmal den Hauptverdäch-
tigen hier im Saal zu: den Grünen. Von ihnen stammen ja so 
nette Sätze wie – Zitat –:

Die Blödheiten mit dem staatlichen Gewaltmonopol müs-
sen wir uns endlich abschminken.

(Abg. Hermann Katzenstein GRÜNE: Aus welchem 
Jahrtausend?)

Aus ihren Reihen wurde die Zerstörung von Gleisanlagen, das 
sogenannte Schottern, gutgeheißen. Aus ihren Kreisen wurde 
das Umsägen von Strommasten befürwortet.

(Zurufe von den Grünen: Was? – Gar nicht wahr! – 
Abg. Dr. Heinrich Fiechtner [fraktionslos]: Es wird 

Zeit für den Verfassungsschutz!)

Ihre Leute sprachen sich für eine Zulässigkeit von Gewalt ge-
gen Sachen aus. Aus ihren Reihen wurden Steine auf Polizis-
ten geworfen 

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Gar nicht wahr!)

und mit Präzisionsschleudern Mordgeschosse auf Polizisten 
abgefeuert. 

Deshalb ist die Aussage des Abg. Hauk in der letzten Legis-
laturperiode auch richtig: „Die Grünen mögen erst einmal ihr 
Verhältnis zur Polizei und zum Rechtsstaat klären.“

(Beifall bei der AfD und des Abg. Dr. Wolfgang Ge-
deon [fraktionslos] – Abg. Dr. Heinrich Fiechtner 

[fraktionslos]: Das Verhältnis ist doch klar!)

Die Grünen sind unter Bruch unseres Grundgesetzes in die 
Parlamente eingezogen. Wie können Sie sich bei Ihrer Vita 
und Ihrem politischen Werdegang anmaßen, anderen demo-
kratischen Abgeordneten die Eigenschaft „Demokrat“ abzu-
sprechen, meine Damen und Herren?

(Beifall bei der AfD und des Abg. Dr. Wolfgang Ge-
deon [fraktionslos] – Zuruf: Bravo!)

Die Grünen haben sich für die damaligen Gewaltexzesse we-
der glaubhaft entschuldigt, noch haben sie die Schäden ersetzt. 
Diese geistigen Wurzeln wirken bis heute nach, wie die Äu-
ßerungen aus ihren Reihen in der letzten Zeit zeigen. Und so 
lange kann man den Grünen auch nicht glauben, wenn sie be-
haupten, auf dem Boden der freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung zu stehen oder für sie einzutreten.

(Beifall bei der AfD)

Mit ihrem Verhalten haben die Grünen den Staat von innen 
ausgehöhlt und geschwächt. Was hier gestern auf der Besu-
chertribüne abgelaufen ist, zeigt, welche Auswirkungen ihre 
geistigen Grundlagen haben – hier in diesem Hohen Haus, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Aber auch die anderen Parteien hier – – Jetzt wollen wir uns 
mal mit der Gruppe links außen beschäftigen. Nein, das 
scheint nicht notwendig zu sein: Sie stehen am Abgrund, aber 
keine Bange, morgen sind Sie einen Schritt weiter.

(Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei SPD: So ein Quatsch!)

Aber Gewalt kann nicht nur verbal und in gesteigerter Form 
körperlich gegen Menschen, sondern auch gegen das Vermö-
gen und die Ersparnisse, also die Existenzgrundlagen der 
Menschen, ausgeübt werden. Da haben wir nicht nur die Ent-
eignungsfetischisten bei den Grünen, sondern da schließt sich 
auch der Kreis zur Union. Wenn ein unreifer Bengel in der 
CDU nichts Besseres zu tun hat, als die AfD als Brandstifter 
zu diffamieren, 

(Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei SPD: Dann hat er recht! 
– Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Dann hat er aus-

nahmsweise recht!)

dann sei ihm gesagt: Wir sind die Feuerwehr, und er ist mit 
seinem unverantwortlichen Geschwätz der mit dem Flammen-
werfer.

(Beifall bei der AfD)

Er ist Mitglied einer Union, die sich Lichtjahre von Anstand 
und Moral entfernt hat. Es war ihre Vorsitzende, Angela Mer-
kel, die unter Bruch des Grundgesetzes diktatorisch mal so 
nebenbei das Grundgesetz aussetzte und Parallelgesellschaf-
ten und Paralleljustiz in unser Land gelassen hat und zu ver-
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antworten hat – ein glatter Verfassungsbruch durch die Uni-
on.

(Beifall bei der AfD – Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei 
SPD: Unglaublich! – Zuruf des Abg. Dr. Heinrich 

Fiechtner [fraktionslos])

Aber wen schert es schon, wenn man die parlamentarische 
Mehrheit hat und die Staatsanwaltschaften weisungsgebun-
den sind? 

(Abg. Dr. Christina Baum AfD: Ja!)

Wer in der Union, also in einer Partei, die damals bei Staats-
anleihen gegen Recht und Gesetz verstoßen hat, die der rück-
wirkenden Einführung und einseitigen Änderung von Ver-
tragsbedingungen zugestimmt hat – und das rückwirkend auf 
einen Zeitraum von zehn Jahren – 

(Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE: Dann war 
es ja nicht einseitig, wenn man zugestimmt hat!)

und die damals nicht das Investitionsschutzabkommen zum 
Schutz der deutschen Kleinsparer aktiviert hat, wer so gegen 
die Interessen Deutschlands handelt, meine Damen und Her-
ren, damit griechische Milliardäre ihre 200 Milliarden €, die 
sie damals in die Schweiz verschoben hatten, behalten konn-
ten, der hat jedes Recht verloren, sich zum Richter zu erhe-
ben oder gar von Anstand und Moral zu reden.

(Zuruf des Abg. Sascha Binder SPD) 

Die CDU hatte mal Persönlichkeiten: Alfred Dregger, Ger-
hard Stoltenberg, Heiner Geißler, 

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Herr Geißler 
würde sich im Grab umdrehen, von Ihnen gewürdigt 
zu werden, mein Lieber! – Zuruf des Abg. Dr. Stefan 

Fulst-Blei SPD) 

Manfred Wörner. Und was haben Sie jetzt an deren Stelle? 
Ein namenloses schwarzes Loch. Aber echte schwarze Löcher 
haben wenigstens Anziehungskraft, meine Damen und Her-
ren. Das kann man Ihnen im Moment absprechen.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Zuruf von der 
CDU: Oje!)

Der zweite Pfeiler unserer freiheitlich-demokratischen Grund-
ordnung ist die Unabhängigkeit der Justiz. Konkret heißt dies: 
In Deutschland stützt sich unsere Rechtsprechung nur auf die 
in Deutschland geltenden Gesetze – auf nichts anderes – und 
keinesfalls auf irgendwelche angeblichen sogenannten Ehren-
kodizes von Milieugruppen, Rockerbanden oder eine Cosa 
Nostra der Mafia, Clanfamilien oder gar die Scharia. Dies al-
les ist mit unseren Werten und Normen, dies alles ist mit un-
serer freiheitlichen Grundordnung nicht vereinbar. Wir, die 
AfD, werden jede Tendenz zu rechtsfreien Räumen bekämp-
fen. Wir stehen für Sicherheit und Ordnung.

(Zuruf des Abg. Raimund Haser CDU) 

Die AfD wird niemals vor Gewalt und Terror zurückweichen, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der AfD)

Mit dem Thema Paralleljustiz untrennbar verbunden ist das 
Thema Parallelgesellschaften. Hier stößt man auf jede Men-
ge mehr oder minder brauchbare Experten, Stellungnahmen 
und Auswertungen. Aber nicht wenigen Studien ist ein Grund-
fehler gemeinsam: Es wird mit einem vorauseilenden Ent-
schuldigungsgehorsam nach allen möglichen Ausreden ge-
sucht, um die Taten der Täter zu relativieren und die Täter so-
gar zu exkulpieren, meine Damen und Herren. Da scheint bei 
Ihnen ein Wettrennen ausgebrochen zu sein, wer denn der bes-
sere Migrationshintergrundversteher ist. Dass ein Opfer noch-
mals zum Opfer gemacht wird und dabei auf der Strecke 
bleibt, wird die AfD niemals akzeptieren, und wir werden kei-
ne Partei damit durchkommen lassen.

(Beifall bei der AfD)

Zum Schluss: Die Äußerungen jetzt eines der Experten im Zu-
sammenhang mit der Gruppenvergewaltigung sind an Zynis-
mus nicht mehr zu überbieten. Da sagte doch einer tatsäch-
lich: 

Sie wird ein anderes Leben führen, aber eventuell kein 
schlechteres, als sie vor der Vergewaltigung geführt hat. 

Meine Damen und Herren, eine solche Äußerung ist unfass-
bar. Es würde mich nicht mehr wundern, wenn dann noch die 
Äußerung kommt, dass die Bevölkerung dies als notwendige 
Lebenserfahrung halt erdulden muss, meine Damen und Her-
ren. Aber das werden wir niemals zulassen.

(Beifall bei der AfD)

Ich sage Ihnen knallhart: Es interessiert nicht, wie die Ansich-
ten eines Täters in seiner Heimat sind. Mit Überschreiten der 
deutschen Staatsgrenze gelten unsere Gesetze ohne Wenn und 
Aber.

(Beifall bei der AfD – Abg. Dr. Christina Baum AfD: 
Jawohl! So ist es!)

Sie reden von Vielfalt, und in Wirklichkeit meinen Sie Ein-
falt, meinen Sie den Ersatz und die schlussendliche Verdrän-
gung und Ersetzung unserer Rechtsordnung.

Wir, die AfD, setzen der gescheiterten Multikulti-Ideologie 
ein Bekenntnis zu Baden-Württemberg als Heimat mit deut-
scher Leitkultur entgegen. 

(Beifall bei der AfD – Abg. Dr. Christina Baum AfD: 
Bravo! – Zuruf des Abg. Sascha Binder SPD) 

Präsidentin Muhterem Aras: Für die SPD-Fraktion erteile 
ich Herrn Abg. Weber das Wort.

Abg. Jonas Weber SPD: Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr 
geehrte Kolleginnen und Kollegen!

(Zu- und Gegenrufe)

– Es wäre schön, wenn Sie vielleicht mir zuhören würden.

Präsidentin Muhterem Aras: Herr Abg. Weber, warten Sie 
kurz. – Meine Damen und Herren, ich bitte Sie um Ruhe. Herr 
Abg. Weber hat das Wort.
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Abg. Jonas Weber SPD: Vielen Dank. – Sehr geehrte Frau 
Präsidentin, verehrte Kolleginnen und Kollegen! Wir Sozial-
demokraten wollen einen leistungsfähigen Staat, dessen Ent-
scheidungen akzeptiert werden. Denn nur ein starker Staat ist 
imstande, auch die Schwachen zu schützen. 

(Beifall bei der SPD – Vereinzelt Beifall bei den Grü-
nen und der CDU)

Um diesen Schutz geht es, wenn wir gemeinsam entschieden 
gegen jede Form von Paralleljustiz vorgehen. Wir dürfen und 
werden Paralleljustiz keinen Raum geben. Das staatliche Ge-
waltmonopol ist ein hohes Gut, welches wir nicht aushöhlen 
dürfen.

Sehr geehrter Herr Kollege von Eyb, ich kann Ihnen in vie-
lem zustimmen. In einem Punkt muss ich Ihnen hier wider-
sprechen. Sie haben die vortreffliche innenpolitische Arbeit 
Ihrer Fraktion gelobt. Ich möchte an dieser Stelle in einem 
Punkt, wie gesagt, widersprechen: Es war Ihr Innenminister, 
der Polizeiposten geschlossen hat, und genau diese Entschei-
dung wird in der Studie kritisch hinterfragt.

(Beifall bei der SPD)

Die vorliegende Studie gibt Einblicke in die Situation in Ba-
den-Württemberg. Es gibt bei uns Phänomene von Parallel-
justiz, aber bei Weitem nicht in dem Umfang, wie mancher 
vermutet. Deutlich wird auch, dass sich Paralleljustiz in un-
terschiedlichen sozialen und kulturellen Milieus entwickelt 
hat. Insbesondere die Bildungsferne wird in allen Bereichen 
angesprochen. Aber es gibt keinen Grund, sich auszuruhen. 
Denn die Studie macht deutlich: Wir haben Handlungsbedarf.

Andreas Voßkuhle hat zu Recht darauf hingewiesen: „Wer 
dem Recht misstraut, geht Rattenfängern auf den Leim. Jede 
Investition in den Rechtsstaat ist daher auch eine Investition 
in unsere Demokratie.“ Aus unserer Sicht müssen wir Präven-
tion auf der einen Seite und klare Haltung auf der anderen Sei-
te in unsere Demokratie investieren. Wir begrüßen, dass das 
SPD-geführte Bundesjustizministerium mit dem „Pakt für den 
Rechtsstaat“ und dem „Forum Recht“ mit gutem Beispiel vo-
rangeht.

(Beifall bei der SPD)

Mit dem „Forum Recht“ entsteht in Karlsruhe ein Ort, der un-
seren Rechtsstaat anschaulich macht und Verständnis für 
Rechtsprechung entwickeln kann. Prävention ist eine wichti-
ge Säule in der Stärkung des Rechtsstaats. Es ist gut, dass wir 
zukünftig in der Stadt des Rechts in Baden-Württemberg ei-
nen solchen Leuchtturm haben.

Ich möchte auf einige Handlungsempfehlungen eingehen. Ein 
Punkt liegt mir besonders am Herzen: der Schutz der Opfer. 
Ihre Sicherheit sollte und muss an erster Stelle stehen. Die 
Studie offenbart Lücken im Zeugenschutzprogramm und bei 
der Möglichkeit zur Unterbringung in Frauenhäusern sowie 
zur Unterbringung männlicher Opfer. Sie, Herr von Eyb und 
Herr Filius, haben das angesprochen. Genau das ist der drin-
gende Handlungsbedarf, den wir gemeinsam angehen müs-
sen. Wir müssen für ausreichende Unterbringungsplätze sor-
gen. Ich gehe davon aus, dass die Landesregierung hier zügig 
mit den Beteiligten an einer Lösung arbeiten wird.

Vor dem Hintergrund von massiven Beeinflussungen von Zeu-
gen im Vorfeld eines Verfahrens hat mich eine Zahl negativ 
überrascht: Lediglich 52 beschleunigte Verfahren hat es in Ba-
den-Württemberg im Jahr 2017 gegeben. In Bayern waren es 
im gleichen Zeitraum 3 206. Herr Minister Wolf, mein drin-
gender Appell: Sorgen Sie dafür, dass die Staatsanwaltschaf-
ten hier entsprechend sensibilisiert werden und wir dieses In-
strument sinnvoll einsetzen können.

Der größte Teil der berichteten Fälle betrifft das Rockermili-
eu. Ganz offensichtlich wird die Gegnerschaft bei sogenann-
ten Reichsbürgern. Auch unter Migranten haben sich Struk-
turen fern des Rechtsstaats gebildet.

Wie wichtig es ist, eine klare Haltung zu zeigen, belegt die 
Studie am Beispiel krimineller Rockergruppen. Infolge star-
ken Verfolgungsdrucks haben sich diese Strukturen hier 
schnell aufgelöst. Wir danken unserem ehemaligen Innenmi-
nister Reinhold Gall, dass er mit Vereinsverboten hier zu 
Recht klare Kante gezeigt hat. 

(Beifall bei der SPD)

Herr Klos, Sie sprachen von „Wehret den Anfängen!“. Ich fin-
de, diejenigen, die vor zwei Jahren hier in der Debatte im 
Landtag am lautesten waren, sollten heute am stillsten sein.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen)

Es gibt nämlich nur eine Partei, die in dieser Studie erwähnt 
wird. Ich führe zwei Zitate an. 

(Abg. Rüdiger Klos AfD: Wer hat das bezahlt?)

– Sie haben da doch zugestimmt. Es war doch Ihre Forderung, 
diese Studie hier gemeinsam mit den anderen Fraktionen auf 
den Weg zu bringen. Also haben Sie sie gefordert und haben 
auch Sie sie bezahlt.

(Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Sehr gut gekon-
tert!)

Das erste Zitat: 

Eine zusätzliche, ... nicht abzuschätzende Gefahr sind ge-
meinsame Aktionen ... von ... radikalen Gruppen bzw. 
rechtsradikalen Extremisten und prominenten Vertretern 
einer in vielen Parlamenten vertretenen Partei (AfD), ...

(Zuruf von der SPD)

Das zweite Zitat:

Die Übernahme extremistischer Parolen ... schafft den 
Nährboden für Paralleljustiz ...

(Abg. Andreas Stoch SPD: Aha!)

Ihre Vertreter sind eine Gefahr für unseren Rechtsstaat.

(Beifall bei der SPD, den Grünen, der CDU und der 
FDP/DVP – Abg. Andreas Stoch SPD: So sieht es 

aus!)

Ich habe es eingangs bereits gesagt: Wir Sozialdemokraten 
wollen einen starken Staat. Unser Grundgesetz hat in den ver-
gangenen 70 Jahren die Basis hierfür geliefert. Max Weber 
hat in seinem Buch „Politik als Beruf“ treffend geschrieben:
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Staat ist diejenige menschliche Gemeinschaft, welche ... 
das Monopol legitimer physischer Gewaltsamkeit für sich 
(mit Erfolg) beansprucht.

Sorgen wir gemeinsam für diesen Erfolg.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der Grünen 
und der CDU)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die FDP/DVP-Fraktion er-
teile ich Herrn Abg. Weinmann das Wort.

Abg. Nico Weinmann FDP/DVP: Frau Präsidentin, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Ja, Paralleljustiz ist eine Herausfor-
derung für den Rechtsstaat, weil mit Paralleljustiz eine Infra-
gestellung des staatlichen Gewaltmonopols einhergeht. Auch 
wenn die Lage in Baden-Württemberg im Vergleich mit an-
deren Ländern – beispielsweise Berlin oder Nordrhein-West-
falen – in Ordnung zu sein scheint, nehmen wir zur Kenntnis, 
dass dieses Problem signifikant auch bei uns nachweisbar ist 
und dass eine schleichende Erosion des Vertrauens in die staat-
lichen Institutionen erkennbar wird.

Jetzt müssen wir zunächst festhalten, dass der Begriff „Paral-
leljustiz“ durchaus missverständlich ist. Die Rechtsprechung 
obliegt dem gesetzlichen Richter – Artikel 92 unseres Grund-
gesetzes. Dennoch lässt unsere Rechtsordnung viel Freiraum 
und Gestaltungsmöglichkeiten zur außergerichtlichen Kon-
fliktlösung, und das, liebe Kolleginnen und Kollegen, ist auch 
gut so.

Gemeinhin ist die Paralleljustiz in funktionaler Perspektive 
ein mit unserer Rechtsordnung nicht zu vereinbarendes Inst-
rument zur Durchsetzung geltender Normen und Entscheidun-
gen. Dieses Phänomen ist vielfältig und von durchaus unter-
schiedlicher Qualität. Wir nehmen es in der Regel im sozial-
normativ geprägten Migrantenbereich wahr, wir nehmen es 
durch die archaischen Strukturen in Clan- und Großfamilien 
wahr. Aber Paralleljustiz kann auch dann vorliegen – in Kör-
perschaften beispielsweise –, wenn mitunter ohne konkrete 
Zusammenarbeit mit den Strafverfolgungsbehörden die Auf-
arbeitung sexuellen Missbrauchs erfolgt und so der Eindruck 
entsteht, eine konsequente Strafverfolgung in Kenntnis des 
Offizialdelikts würde nicht vorgenommen.

Realistisch müssen wir erkennen, dass eine völlige Verhinde-
rung von Paralleljustiz nicht möglich ist. Gleichwohl – das 
gilt es an dieser Stelle deutlich zu sagen – müssen wir größte 
Anstrengungen unternehmen, institutionell verfestigte Struk-
turen, die mit dem deutschen Justizsystem in konfliktiver Kon-
kurrenz stehen, von vornherein zu vermeiden und frühestmög-
lich zu unterbinden.

Die Studie liefert zahlreiche neue, aber auch viele altbewähr-
te Ansätze, wie wir diesen Parallelstrukturen tatsächlich ent-
gegentreten können.

Viele Schutzmaßnahmen sind genannt; vieles wurde bereits 
angesprochen. Lassen Sie mich aber auf zwei Punkte noch nä-
her eingehen.

Das ist zum einen das Thema „Beschleunigte Verfahren“. In 
der Tat ist eine der Maßnahmen, um den Tätern frühestmög-
lich zu signalisieren, dass sie hier einen falschen Weg beschrit-
ten haben, dass die Sanktion unmittelbar der Tat folgt.

Wir müssen auch, ohne hier die Unabhängigkeit der Justiz in-
frage stellen zu wollen, darauf hinwirken, dass eine größere 
Sensibilisierung beispielsweise bei der Einstellung von Ver-
fahren nach § 153 a StPO oder auch nach § 45, § 47 JGG ent-
steht. Auch der Verweis auf das Privatklageverfahren muss re-
striktiver gehandhabt werden. Ansonsten geht insbesondere 
bei den jungen Delinquenten das Vertrauen in unseren Rechts-
staat verloren, wenn der Handlung nur eine Einstellung folgt; 
dies kann nicht das Ergebnis sein.

(Beifall bei der FDP/DVP und des Abg. Daniel Rott-
mann AfD)

Ein hervorragendes Beispiel – dafür plädieren wir auch – ist 
eine stärkere Ausweitung der Häuser des Jugendrechts, in de-
nen eine sehr gute Zusammenarbeit zwischen Justiz, Polizei 
und den kommunalen Jugendämtern stattfindet, um Jugend-
kriminalität vereint zu bekämpfen und dieser präventiv ent-
gegenzutreten. Erst jüngst konnte ich mich in Heilbronn hier-
von überzeugen. Das ist sicherlich ein weiterer Ansatz, der 
prima ist.

Das wesentliche Problem, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
ist aber der abnehmende Respekt vor den Repräsentanten un-
seres Staates.

(Beifall bei der FDP/DVP sowie Abgeordneten der 
Grünen, der CDU, der AfD und der SPD)

Daher können all die Maßnahmen, die in dieser Studie be-
nannt werden, nur dann funktionieren, wenn auch die Polizei 
in gleichem Umfang dafür sensibilisiert ist und frühzeitig die 
Verfahrensführung mit der Staatsanwaltschaft abstimmt. In-
soweit, Herr Minister, wären wir auch daran interessiert, zu 
erfahren, wie der Umgang mit diesen Handlungsempfehlun-
gen und die zeitlichen Abläufe vorgesehen sind.

Hier, meine Damen und Herren, brauchen wir ein erhöhtes 
Problembewusstsein bei allen Beteiligten. Sowohl Justizmi-
nisterium als auch Innenministerium sollten hier zentrale An-
sprechpartner benennen, Handlungsanleitungen vorbereiten 
und regelmäßig Schulungen dazu durchführen. Diese Infor-
mationen sollten auch – wie gesagt, ohne die Unabhängigkeit 
der Gerichte infrage zu stellen – den Gerichten zur Verfügung 
gestellt werden.

Voraussetzungen für all das sind aber eine gute und bedarfs-
gerechte Ausstattung sowie motiviertes Personal in allen Be-
reichen. Die Studie verweist explizit auf die Justizwachtmeis-
ter, deren wichtige Aufgabe u. a. im Zusammenhang mit 
Reichsbürgern beleuchtet wird.

Mit Blick auf die Besoldungslage in diesem Bereich wird aber 
auch klar, dass es schwierig wird, gutes, geeignetes und mo-
tiviertes Personal zu rekrutieren. Auch hier sind wir gefragt, 
entsprechende Signale zu senden.

Klar ist – diese Botschaft muss aus der heutigen Debatte he-
rauskommen –: Wir in Baden-Württemberg dulden keine 
rechtsfreien Räume. Hier gilt es entschlossen und entschieden 
entgegenzuwirken.

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP/DVP sowie Abgeordneten der 
Grünen, der CDU und der SPD)
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Präsidentin Muhterem Aras: Für die Landesregierung er-
teile ich Herrn Minister Wolf das Wort.

Minister der Justiz und für Europa Guido Wolf: Frau Prä-
sidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Der Verlauf dieser 
Aktuellen Debatte hat nach meiner Wahrnehmung einerseits 
einen positiven Aspekt, indem wir zur Kenntnis nehmen dür-
fen, dass sich über alle Fraktionsgrenzen dieses Hauses hin-
weg ein Verständnis starkmacht, dass wir keinerlei Struktu-
ren, die zu einer Paralleljustiz in diesem Land führen könnten 
oder in Ansätzen geführt haben, akzeptieren. Dieses Hohe 
Haus stellt sich jeglicher Form von Paralleljustiz in Baden-
Württemberg entgegen.

(Beifall bei allen Fraktion)

Herr Kollege Klos, Sie haben andererseits mit den Begriff-
lichkeiten „Brandstifter“ und „Feuerwehr“ gespielt. Sie ha-
ben den „Bengel“ einer großen Volkspartei dieses Landes, der 
die AfD als Brandstifter bezeichnet hat, gerügt und sich selbst, 
der AfD, gleichzeitig die Rolle der Feuerwehr zugewiesen. 
Mit Verlaub, was Sie heute hier an dieser Stelle gesagt haben, 
war mehr Brandstiftung als Feuerwehr, liebe Kolleginnen und 
Kollegen.

(Beifall bei den Grünen, der CDU und der SPD)

Ich fände es wichtig, dass wir diese Debatte und diese Studie 
nicht missbrauchen, um eigene Positionen einseitig

(Zuruf: Sehr gut!)

zu bestätigen. Ich fände es wichtig, dass wir diese Studie zum 
Anlass nehmen, jeglichen Formen von Paralleljustiz, die es 
zwar nicht in dramatischer Ausprägung, aber eben auch in Ba-
den-Württemberg gibt, konsequent entgegenzutreten. Solche 
Themen für eigene Zwecke zu instrumentalisieren ist der fal-
sche Weg, und hier ist dafür der falsche Platz, liebe Kollegin-
nen und Kollegen.

(Beifall bei den Grünen und der CDU)

Die heutige Debatte sendet für mich positive Botschaften aus. 
Erstens zeigt sie, dass der Landtag von Baden-Württemberg 
die Frage nach Paralleljustizstrukturen ernst nimmt. Wir las-
sen es nicht zu, dass einzelne Milieus sich vom Rechtsstaat 
abwenden und ihre eigenen Regeln schaffen.

Zweitens hat sich gezeigt, dass die Lage in Baden-Württem-
berg deutlich weniger dramatisch ist als in anderen Bundes-
ländern. Wir wollen weder dramatisieren noch verharmlosen, 
sondern uns dieser Entwicklung rechtzeitig stellen.

(Beifall bei den Grünen und der CDU – Zuruf: Rich-
tig!)

Aber diese Debatte zeigt auch: Ein starker Rechtsstaat zahlt 
sich aus. Unsere Investitionen in Polizei und Justiz zeigen 
Wirkung. Auch wenn es im Rechtsstaat häufig schwer ist, die 
wirklichen, sich auch in finanzieller Hinsicht ergebenden Er-
folge von Investitionen darzustellen, so ist diese Studie doch 
ein Beweis, dass die Investitionen der vergangenen Jahre und 
Jahrzehnte bei allem, was da vielleicht auf der Strecke auch 
einmal falsch gelaufen ist, gute Investitionen in den Rechts-
staat waren und dass wir auch deshalb heute besser dastehen 
als manche anderen Länder – 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

ein Verdienst vieler, die in diesem Land in den letzten Jahren 
Verantwortung getragen haben.

(Beifall bei den Grünen und der CDU sowie Abge-
ordneten der SPD und der FDP/DVP)

Diese Botschaften zusammen stärken das Sicherheitsgefühl 
der Bürgerinnen und Bürger. Das allein ist schon ein Verdienst 
dieser Aktuellen Debatte und der Studie, um die es heute geht.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, am Montag habe ich zusam-
men mit Herrn Professor Rohe von der Universität Erlangen-
Nürnberg die heute schon mehrfach zitierte Studie zur Paral-
leljustiz im Land Baden-Württemberg vorgestellt. Die Initia-
tive zu dieser Studie kam in ganz starkem Maß auch aus dem 
Parlament heraus, und es ist mir ein Anliegen, an dieser Stel-
le den verstorbenen Kollegen Bernhard Lasotta zu erwähnen, 
der sich dieser Thematik in ganz besonderer Weise gestellt 
und gewidmet hat und auch leidenschaftlich für eine Unter-
suchung dieser Frage gekämpft hat.

(Beifall bei den Grünen, der CDU, der SPD und der 
FDP/DVP sowie Abgeordneten der AfD)

Ich erinnere mich zudem noch gut an die Aktuelle Debatte En-
de 2017, in der die Redner aller Fraktionen die Idee einer wis-
senschaftlichen Untersuchung möglicher Paralleljustizstruk-
turen grundsätzlich unterstützt haben. Ich finde – da schaue 
ich alle an –, das war ein guter Ausgangspunkt dieser Entwick-
lung. Ich hatte damals gesagt, dass es in Sachen Paralleljus-
tiz um eine Grundfrage unseres Rechtsstaats geht, darum, ob 
der Rechtsstaat für alle da ist oder ob er inzwischen aus man-
chen Teilen der Gesellschaft verdrängt wurde, ob es Struktu-
ren gibt, in denen kulturelle Bräuche oder selbst gegebene Re-
geln wichtiger sind als unsere Gesetze. Das sind keine Neben-
sächlichkeiten; es geht um eine Grundfrage unseres Rechts-
staats. Deswegen war es richtig und notwendig, diese Fragen 
zu stellen und nach Antworten zu suchen. Denn Entwarnung 
kann nur geben, wer vorher genau hingeschaut hat.

Genau das hat Professor Rohe, der übrigens aus Stuttgart 
stammt und in Tübingen studiert hat, in seiner Studie getan. 
Basierend auf früheren Untersuchungen, die er als Rechts- 
und zugleich Islamwissenschaftler beispielsweise für das Land 
Berlin oder den Freistaat Bayern betreut hat, konnte er seine 
Ergebnisse dabei auch in einen bundesweiten Kontext einbet-
ten.

Die Studie zeigt: Baden-Württemberg ist nicht Berlin, und 
auch von den Zuständen in Nordrhein-Westfalen oder Bremen 
sind wir weit entfernt. Die Studie zeigt aber auch, dass Fälle 
von Paralleljustiz bei uns im Südwesten vorkommen. Es gibt 
Menschen, die sich aus unterschiedlichen Gründen Parallel-
justizstrukturen anschließen, sie akzeptieren. Dies geschieht 
erstens aus schlichter Unkenntnis über unser Rechtssystem 
und die aus ihm erwachsenden Rechte, zweitens aus mangeln-
dem Vertrauen in Institutionen – diesem Vertrauensverlust, 
der da und dort schleichend zu verzeichnen ist, müssen wir 
entgegenwirken – und drittens teilweise auch aus einer tief 
sitzenden Verachtung und Ignoranz gegenüber unserer Rechts-
ordnung.

Jeder Punkt für sich ist Anlass zur Sorge, und jeder Punkt er-
fordert eigene Antworten. 
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Oft genug muss sich die Politik vorhalten lassen, zu lange un-
tätig zugeschaut zu haben. Hier haben wir rechtzeitig gehan-
delt. Wir haben nicht weggeschaut, sondern genau geprüft, 
um festzustellen, ob es in Sachen Paralleljustiz auch in Ba-
den-Württemberg Probleme geben könnte. Man muss doch 
den Mut haben, Probleme rechtzeitig zu benennen, wenn sie 
nicht größer werden sollen. Ich habe deshalb diejenigen Stim-
men nicht verstanden, die lieber wegschauen oder gar nicht 
feststellen wollten, ob es in Sachen Paralleljustiz in Baden-
Württemberg ein Problem geben könnte. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen, der CDU, der 
AfD und der FDP/DVP)

Diese Schwierigkeiten gibt es: Straftaten zur Durchsetzung 
anderer Rechtsvorstellungen, also Taten, die zeigen, dass nach 
völlig anderen Spielregeln agiert und unsere Rechtsordnung 
ignoriert wird, Straftaten zur Verhinderung der Durchsetzung 
des staatlichen Strafanspruchs, also Taten, in denen Polizei 
und Justiz absichtlich außen vor gehalten werden, und schließ-
lich Straftaten zur Beherrschung des öffentlichen Raums, al-
so Taten, bei denen eine Gruppe unsere Straßen und Plätze ih-
ren eigenen Regeln unterwerfen will.

Lieber Kollege Weinmann, Sie haben einen wichtigen Punkt 
angesprochen, der auch mich sehr und nachhaltig beschäftigt, 
nämlich diesen Verlust an Respekt vor dem Staat

(Abg. Andreas Deuschle CDU: Ja, genau!)

und den diesen Staat verkörpernden Institutionen und Perso-
nen. Wir erleben immer häufiger, dass Menschen, die für die-
sen Rechtsstaat stehen, die für die Ordnung in diesem Rechts-
staat stehen, erheblichen Anfeindungen ausgesetzt sind. Las-
sen Sie mich deshalb heute dem Oberbürgermeister von Ho-
ckenheim stellvertretend für all jene, die schon angegriffen 
worden sind, unsere besten Genesungswünsche ausrichten. 
Lieber Herr Gummer, an dieser Stelle und von hier alles Gu-
te und baldige Genesung!

(Beifall bei allen Fraktionen)

Aber der Verlust an Respekt betrifft – das zeigt die Studie – 
die linksautonome Szene ebenso wie Rechtsradikale. Auch 
das ist eine wesentliche Erkenntnis. Das betrifft ausländische 
Gruppen, die die Konflikte in ihren Herkunftsstaaten auf un-
seren Straßen austragen, ebenso wie wohl überwiegend türki-
sche oder arabische Hochzeitsgesellschaften, die neuerdings 
voller Aggressivität Kreuzungen und Autobahnen blockieren.

Die Vielfalt der Fälle zeigt, wie vielschichtig die Herausfor-
derungen sind. Die Studie hat sich deswegen nicht auf be-
stimmte soziale Gruppen beschränkt, sondern alle Bereiche 
in den Blick genommen, in denen Erscheinungsformen von 
Paralleljustiz in Betracht kommen. Einbezogen wurden die 
Rockerkriminalität, Subkulturen in Gefängnissen, ethnische 
Milieus oder auch der islamistische Bereich. Denn der Rechts-
staat darf auf keinem Auge blind sein. Wir müssen die Bedro-
hungen aus allen Milieus im Blick behalten. Hier müssen und 
werden wir weiterhin konsequent reagieren.

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der Grünen)

Es ist deswegen das Verdienst der Studie, dass wir heute und 
in Zukunft auf einer soliden Basis über die Reaktion von Staat 

und Gesellschaft auf Fälle von Paralleljustiz sprechen kön-
nen. Diese Studie darf nicht der Endpunkt sein, sondern muss 
vielmehr der Beginn dieser Debatte zu einem frühen Zeitpunkt 
sein. Sie ist nicht bei der Analyse stehen geblieben, sondern 
macht uns konkrete Vorschläge, um den festgestellten Ent-
wicklungen entgegenzutreten. 

Ich rede bewusst nicht von einem Masterplan, den es jetzt auf-
zustellen gilt, sondern von einem Mosaik von Maßnahmen, 
die zusammengenommen wirken und den Rechtsstaat stärken. 
Lassen Sie mich einige konkrete Beispiele nennen. Sie sind 
auch in Ihren Beiträgen bereits angeklungen. 

Konsequent gegen Paralleljustiz vorzugehen heißt, Verfahren 
zu beschleunigen. Es ist völlig zu Recht angesprochen wor-
den, dass von diesem Instrument in Baden-Württemberg im 
Vergleich zu anderen Ländern relativ wenig Gebrauch ge-
macht wird. Das müssen wir verändern. 

Ich will allerdings an dieser Stelle auch sagen: Vieles von 
dem, was wir jetzt diskutieren, ist auch eine Ressourcenfra-
ge. Wenn wir im Zuge von Haushaltsdebatten immer wieder 
auch überlegen, wie wir den Rechtsstaat stärken können, dann 
dürfen wir diese Notwendigkeiten nicht aus dem Blick verlie-
ren. Wenn wir von den Menschen, die für unseren Rechtsstaat 
stehen, erwarten, dass sie ihn wirkungsvoll schützen, dann 
müssen wir ihnen auch die notwendige personelle und säch-
liche Ausstattung geben. Das ist unsere Verantwortung. 

(Beifall bei der CDU sowie Abgeordneten der Grü-
nen und der FDP/DVP – Vereinzelt Beifall bei der 

AfD)

Wir wollen bei Delikten wie Beleidigung und Körperverlet-
zung die Verweisung auf den Privatklageweg reduzieren und 
damit die staatliche Strafverfolgung stärken. Übrigens geht es 
schon auch um die auch hier immer wieder kontrovers disku-
tierte Forderung: „Liebe Justiz, kümmert euch mehr um die 
großen Verbrechen und nicht so sehr um die Bagatellverbre-
chen und die Kleinkriminalität.“ Der Gutachter sagt genau das 
Gegenteil: Nicht Kriminalität gegeneinander ausspielen, Klein 
gegen Groß, Groß gegen Klein. Jede Form von Kriminalität, 
von rechtswidrigem Verhalten muss geahndet werden. Auch 
da gilt das Prinzip „Wehret den Anfängen!“, liebe Kollegin-
nen und Kollegen. 

(Beifall bei Abgeordneten aller Fraktionen)

Wir sind schon jetzt dabei, die Gewinne aus Straftaten besser 
abzuschöpfen. Diesen Monat haben wir hierfür die neue Zen-
tralstelle für Vermögensabschöpfung bei der Generalstaatsan-
waltschaft in Karlsruhe ins Leben gerufen, eine neue Einrich-
tung, die auch aufgrund einer gesetzlichen Änderung im Jahr 
2017 weitere Möglichkeiten eröffnet. 

Es kann doch nicht sein, dass wir Straftätern auch noch den 
finanziellen Vermögensvorteil ihres strafbaren Handelns be-
lassen. Es ist einerseits wichtig, dagegen vorzugehen, genau-
so, wie es andererseits gilt, den Opfern von Straftaten einen 
besseren Schutz zu gewähren, sie zu unterstützen, wenn es um 
den Ausgleich ihres Vermögensnachteils geht. 

(Beifall bei der CDU sowie Abgeordneten der Grü-
nen, der AfD und der SPD – Zuruf von der AfD: Ja-

wohl!)
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Die Studie benennt die Notwendigkeit eines starken Staates, 
der klare Spielregeln formuliert und deren Einhaltung kon-
trolliert. Sie fordert Wertevermittlung und Prävention – zu der 
wir vonseiten der Justiz mit dem Rechtsstaatunterricht übri-
gens einen eigenen Beitrag leisten –, und sie fordert eine ge-
sellschaftliche Anstrengung, damit sich die Schwachen auf 
den Schutz des Rechtsstaats verlassen können. Auch das ist 
angeklungen. Vor allem die Schwachen brauchen unseren 
Schutz und haben ihn in besonderer Weise verdient. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der CDU 
– Vereinzelt Beifall bei der FDP/DVP)

Dazu gehört die Präsenz der Polizei ebenso wie ausreichend 
Hilfsangebote für Opfer. Deswegen gibt mir die Studie „Par-
alleljustiz“ auch Anlass, einen interministeriellen Austausch 
zwischen Justizministerium, Innenministerium, Sozialminis-
terium auf den Weg zu bringen, um gemeinsam Lösungen und 
Perspektiven zu entwickeln, um diesen Strukturen entgegen-
zuwirken. Das ist eine gemeinsame Kraftanstrengung, der wir 
uns innerhalb der Regierung stellen wollen, aber eine gemein-
same Kraftanstrengung, die durch Ihre Zustimmung, Ihre Be-
gleitung auch in die Gesellschaft hinaus wirkt. 

Lassen Sie uns gemeinsam das klare Signal aussenden: Wir 
stellen uns jeder Form von Paralleljustiz in diesem Land kon-
sequent entgegen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei den Grünen und der CDU sowie Abge-
ordneten der SPD und der FDP/DVP – Vereinzelt 

Beifall bei der AfD)

Präsidentin Muhterem Aras: In der zweiten Runde erteile 
ich das Wort für die CDU-Fraktion Herrn Abg. von Eyb. 

Abg. Arnulf Freiherr von Eyb CDU: Frau Präsidentin, lie-
be Kolleginnen und Kollegen! Minister Wolf hat es deutlich 
gemacht: Das wird Ressourcen kosten. Helfen Sie mit, dass 
diese Ressourcen zur Verfügung gestellt werden. 

Herr Kollege Klos, zu Ihnen möchte ich doch noch eine Be-
merkung zum Thema Parallelgesellschaft machen. Ich habe 
manchmal den Eindruck, Sie würden in einer solchen leben. 

(Beifall bei der CDU sowie Abgeordneten der Grü-
nen und der SPD – Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: 
Absolut! – Abg. Dr. Wolfgang Reinhart CDU: Sehr 

gut!)

Präsidentin Muhterem Aras: Nun erteile ich das Wort für 
die AfD-Fraktion Herrn Abg. Klos. 

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Jetzt kommt 
die Parallelgesellschaft!)

Abg. Rüdiger Klos AfD: Kurz zur SPD – Zitat –: „Linksra-
dikale Kräfte in der SPD“, das ist die Wertung von Maaßen. 
Das sagt alles über die SPD. 

(Lachen bei Abgeordneten der SPD – Abg. Hans-Ul-
rich Sckerl GRÜNE: Das ist der richtige Kronzeuge! 
– Zurufe von der SPD, u. a. Abg. Jonas Weber: Das 

sagt alles! Genau!)

Herr Minister, ich habe Ihren Fraktionskollegen nicht als 
Brandstifter bezeichnet, sondern ich habe seine Aussage über 
uns zitiert. Da haben Sie jetzt etwas komplett durcheinander-
gebracht. Und wenn Sie mir jetzt sagen, die Fälle, die ich be-
nannt habe, seien Brandstiftung, dann muss ich Ihnen entge-
genhalten: Das sind alles eindeutig dokumentierte Fälle, in 
denen sowohl die Grünen als auch die CDU gegen das Eigen-
tumsrecht im Grundgesetz verstoßen haben, und dafür gibt es 
keine Entschuldigung.

(Vereinzelt Beifall bei der AfD – Abg. Hans-Ulrich 
Sckerl GRÜNE: Völlig absurd!)

Von Ihnen als Minister hätte ich dann eher erwartet, dass Sie 
sagen: Ja, das war falsch, und wir haben die entsprechenden 
Lehren daraus gezogen.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die SPD-Fraktion erteile 
ich das Wort Herrn Abg. Weber.

Abg. Jonas Weber SPD: Sehr geehrte Frau Präsidentin, lie-
be Kolleginnen und Kollegen! Ich weiß nicht, Herr Klos, ob 
Sie glauben, dass ich genauso vorbereitet bin wie Sie. Ich bin 
definitiv besser vorbereitet und rufe Ihnen deswegen die De-
batte von vor zwei Jahren in Erinnerung.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD)

– Hören Sie mal genau zu. – Ihr seinerzeitiger Fraktionschef, 
Herr Meuthen, hat schon in seiner damaligen Rede angefan-
gen, den Nährboden für Paralleljustiz zu bereiten. Er sprach 
nämlich von „Kuscheljustiz“.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, genau das ist der Anfang: 
staatliche Entscheidung zu unterminieren, zu unterlaufen – 
wenn wir schon die staatlichen Institutionen beschimpfen und 
belächeln.

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der Grünen 
und der CDU – Abg. Anton Baron AfD: Fragen Sie 

doch mal die Polizisten, wie sie das sehen!)

– Herr Baron, passen Sie auf. Ich weiß, dass Sie das jetzt al-
les aufregt. Sie haben damals gesagt, man bräuchte am bes-
ten 40 000 € statt 20 000 € für die Studie. Ich rufe Ihnen zu: 
20 000 € haben gereicht, um Sie zu entlarven.

(Lachen bei der AfD – Abg. Carola Wolle AfD mel-
det sich.)

– Frau Wolle, Sie brauchen sich nicht zu melden. Ich werde 
es nicht zulassen.

(Abg. Carola Wolle AfD: Zu feige! Das ist Parallel-
justiz! – Zuruf des Abg. Udo Stein AfD)

Ab Seite 32 können Sie nachlesen – – 

Präsidentin Muhterem Aras: Herr Abgeordneter, warten Sie 
mal. – Frau Abg. Wolle und Herr Abg. Stein, die einzelnen 
Redner und Rednerinnen entscheiden selbst, ob sie eine Zwi-
schenfrage zulassen oder nicht. Sie haben Bemerkungen wie 
„feige“ oder sonst irgendwas zu unterlassen. Ich bitte Sie, das 
zu akzeptieren.
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Abg. Jonas Weber SPD: Ich empfehle, wie gesagt, die ent-
sprechenden Passagen ab Seite 32 zu lesen. Ich habe einiges 
zart erwähnt. Da können Sie noch einmal genau nachlesen, 
was über Sie in dieser Studie steht.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir, die SPD-Fraktion – das 
möchte ich an dieser Stelle deutlich sagen –, unterstützen das 
Justizministerium da, wo wir personelle Verstärkung gerade 
im Justizvollzug gemeinsam angehen. Unser Ziel sind zwei 
Mann pro Stock, weil wir glauben, dass wir mit einer perso-
nell ordentlichen Ausstattung zum einen für die Sicherheit der 
Bediensteten sorgen können und zum anderen letztlich dafür 
sorgen können, dass gerade diese Strukturen, die in diesem 
Bericht angesprochen werden, entsprechend angegangen wer-
den.

Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Muhterem Aras: Jetzt erteile ich das Wort Herrn 
Abg. Dr. Fiechtner.

Abg. Dr. Heinrich Fiechtner (fraktionslos): Sehr verehrte 
Frau Präsident, sehr verehrte Damen, sehr geehrte Herren! Ei-
gentlich dachte ich bei der Überschrift, dass es um die will-
kürliche Auslegung der Geschäftsordnung in diesem Parla-
ment geht. Aber umso mehr freut es mich, zu sehen, dass Sie 
seit der letzten Woche anscheinend Ihre Meinung geändert ha-
ben. Es ist schön, zu hören, dass Sie es befürworten, dass wir 
in einem Rechtsstaat leben und hier das gleiche Recht für al-
le gelten soll.

Wie schwer dies jedoch dem Parlament hier im eigenen Haus 
fällt, erkennt man allein schon an den Ordnungsrufen.

(Zuruf des Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE) 

Überschreiten meine Vorredner ihre Redezeit zum Teil bis 
über zwei Minuten, wird ihnen nicht das Mikrofon abgestellt, 
während mein Mikrofon bereits nach exakt zwei Minuten be-
endet wird. 

(Zuruf: Genau zwei Minuten zu lang!)

Ich bekomme für den Begriff „Brandstifter“ einen Ordnungs-
ruf, während Herr Minister Hauk und Herr Stoch dafür kei-
nen bekommen.

Präsidentin Muhterem Aras: Herr Abg. Dr. Fiechtner, reden 
Sie bitte zur Sache, und die Sache sind hier nicht die Ord-
nungsrufe.

Abg. Dr. Heinrich Fiechtner (fraktionslos): Frau Präsident, 
ich rede zur Sache. Es geht um Paralleljustiz. 

(Abg. Reinhold Gall SPD: Nein! – Abg. Thomas 
Blenke CDU: Das ist kein Tagesordnungspunkt! – 
Abg. Jonas Weber SPD: Sie haben die Studie gar 

nicht gelesen!)

Diese Art von Willkür und Gesinnungsdiktatur ist es, die wir 
eben auch auf der Straße erleben, wenn wir über Paralleljus-
tiz reden. 

(Abg. Jonas Weber SPD: Lesen Sie erst mal die Stu-
die!)

Nur ist es hier eben nicht eine Frau Landtagspräsident, son-
dern ein Friedensrichter, und anstelle der nickenden Parlamen-
tarier sind es eben die Clans, die zuschauen.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD – Abg. Hans-Ul-
rich Sckerl GRÜNE: Unglaublich! Der Vergleich ist 
ungeheuerlich! Und die AfD ist sich nicht zu blöd, zu 

lachen!)

Wir leben in einem Land, in dem sich CDU und SPD in den 
Koalitionsvertrag schreiben: 

Wir wollen das Rechtsprechungsmonopol des Staates 
stärken. 

(Abg. Reinhold Gall SPD: Sie brauchen dringend Er-
holung! – Zuruf des Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜ-

NE – Lebhafte Unruhe)

Illegale Paralleljustiz werden wir nicht dulden. 

Gleichzeitig sagt ein SPD-Justizminister, dass islamische 
Schiedsgerichte in zivilgerichtlichen Streitigkeiten befinden 
können. So sieht es nämlich aus. Ihre Partei befürwortet ex-
plizit Paralleljustiz.

(Abg. Reinhold Gall SPD: So ein Unfug!)

Ein Land, in dem eine Zeitung schreibt, dass die Sommerfe-
rien eine Gefahr darstellen, da hier Zwangsehen stattfinden, 
in dem Waffenverbotszonen eingerichtet werden, um Strafta-
ten zu verhindern – nein, nein, liebe Altparteien, die Sommer-
ferien zwingen niemanden, zu heiraten, und Waffen töten kei-
ne Menschen; es sind Menschen, die das tun. Wer einen Blick 
in den geschönten Bericht von Innenminister Strobl wirft, 
weiß genau, woher die Gefahr überwiegend kommt. 

Doch Sie leben ja noch immer in Ihrer Multikulti-Märchen-
welt. Kein Wunder, dass für Sie bis 2014 das Thema Parallel-
justiz noch nicht einmal wirklich existiert hat. 2019 wurde das 
erste Mal in NRW ein Lagebild zur Clankriminalität vorge-
stellt. 2019! Es ist schön, wenn sich unser Innenminister hin-
stellt und sagt: Da gilt für uns die Nulltoleranzlinie. 

(Lachen bei der AfD – Abg. Jonas Weber SPD: Das 
sind aber lange zwei Minuten!)

Aber, Herr Strobl, im Anfang war das Wort. Es wäre einmal 
Zeit für Taten.

(Vereinzelt Beifall bei der AfD)

Präsidentin Muhterem Aras: Herr Abg. Dr. Fiechtner, Ihre 
Redezeit ist zu Ende. 

(Abg. Dr. Heinrich Fiechtner [fraktionslos] begibt 
sich zu seinem Abgeordnetenplatz.)

– Danke. 

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE zur AfD: Den 
könnt ihr ja wieder aufnehmen! Der passt zu euch! – 

Zuruf: „Frau Fiechtner“! – Unruhe)

Nun erteile ich das Wort Herrn Abg. Dr. Gedeon. 

(Abg. Reinhold Gall SPD: Jetzt wird es vermutlich 
nicht besser!)
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Abg. Dr. Wolfgang Gedeon (fraktionslos): Frau Präsidentin, 

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Sehr gut!)

meine Damen und Herren! Es geht um Glaubwürdigkeit bei 
den Parteien hier im Parlament. Diese werfen sich gegensei-
tig Unglaubwürdigkeit vor bei der Verteidigung des Rechts-
staats. 

Nun, wer ist glaubwürdig und wer nicht? Die einen berufen 
sich auf irgendwelche ideologisch geprägten Studien, die an-
deren auf evidente, allen zugängliche Fakten. 

Fakt 1: Das Handeln von Frau Merkel 2015 – ein Rechtsbruch, 
wie er schlimmer nicht geht, der auch noch explizit verteidigt 
wird. 

(Beifall der Abg. Dr. Christina Baum AfD)

Fakt 2: Tausende von Schülern demonstrieren hier illegal und 
schwänzen die Schule. Was passiert rechtlich? Gar nichts. 

(Abg. Dr. Christina Baum AfD: Jawohl!)

Fakt 3: Eine Kapitänin – eine sogenannte Kapitänin – 

(Abg. Reinhold Gall SPD: Keine sogenannte, sie ist 
Kapitänin!)

rammt mit ihrem Schiff ein Patrouillenboot, dringt gewaltsam 
in den Hafen ein, gefährdet damit Menschenleben. Und was 
passiert? Sie landet nicht im Gefängnis, sondern sie wird von 
den deutschen Medien als neue „Heldin“ gefeiert, so beispiels-
weise im Deutschlandfunk. 

(Abg. Daniel Born SPD: Richtig so! Seenotrettung!)

Man sagt im Deutschlandfunk explizit: „Diese Leute berufen 
sich auf höheres Recht; 

(Abg. Daniel Born SPD: Menschenleben retten! Ja!)

das sind die wahren Heldinnen.“ Meine Damen und Herren, 
welch eine Anmaßung, das eigene Handeln als höheres Recht 
hinzustellen, 

(Beifall der Abg. Dr. Christina Baum AfD – Abg. Dr. 
Christina Baum AfD: Ja!)

und welch eine Anmaßung, auch noch zu entscheiden, wann 
Ihr „höheres Recht“ gilt und wann das normale Recht der De-
mokratie gilt. 

(Abg. Daniel Born SPD: Menschenleben retten! – 
Unruhe) 

Meine Damen und Herren, dieser hypermoralische Autono-
mismus ist ein Frontalangriff auf die Demokratie, ein Fron-
talangriff auf den Rechtsstaat. Und für diesen Frontalangriff 
stehen Sie, meine Damen und Herren von den Altparteien, 

(Abg. Brigitte Lösch GRÜNE: Lächerlich!)

vor allem Sie von Rot-Grün. Deswegen sind Sie unglaubwür-
dig bei der Verteidigung des Rechtsstaats, und Sie sind noch 
unglaubwürdiger, wenn Sie ausgerechnet die rechten Partei-
en, die rechten Organisationen und vor allem die AfD angrei-

fen – wegen der nicht vorhandenen Glaubwürdigkeit des 
Rechtsstaats. 

Danke schön. 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Meine Damen und Her-
ren, gibt es noch Wortmeldungen zum Tagesordnungspunkt 1? 
– Das ist nicht der Fall. Dann können wir diesen Punkt ab-
schließen. 

Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf:

Aktuelle Debatte – Gruppenvergewaltigung, eskalierende 
Hochzeitsgesellschaften, Schwimmbadgewalt – sieht so die 
kulturelle Vielfalt der Landesregierung aus? – beantragt 
von der Fraktion der AfD

Wir haben dafür eine Gesamtredezeit von 50 Minuten festge-
legt. Darauf wird die Redezeit der Regierung nicht angerech-
net. Für die Aussprache steht eine Redezeit von zehn Minu-
ten je Fraktion zur Verfügung. Ich darf die Mitglieder der Lan-
desregierung bitten, sich in etwa an den vorgegebenen Rede-
zeitrahmen zu halten.

Zuerst spricht Herr Fraktionsvorsitzender Gögel für die AfD-
Fraktion.

(Zuruf von der SPD: Nun kommt die gleiche Rede 
wie von Herrn Klos!)

Abg. Bernd Gögel AfD: Vielen Dank. – Frau Präsidentin, 
meine Damen und Herren! Nach der Aktuellen Debatte von 
heute Morgen bietet es sich an, mit unserem Thema fortzu-
fahren. Sie werden in meiner Rede nun auch noch einen Rück-
blick auf das Thema GEZ bekommen, auf die „Qualitätsme-
dien“; auch diese werden wir in diesem Zusammenhang strei-
fen. 

Wir versuchen, den Blick auf die Realität zu richten, während 
wir heute Morgen ja viel Theoretisches gehört haben. Das Ein-
zige, was dabei bei mir angekommen ist und haften bleibt: 
Der Justizminister hat bestätigt, dass es auch in Baden-Würt-
temberg Paralleljustiz gibt – vielleicht nicht in dem Ausmaß 
wie in Berlin oder in Nordrhein-Westfalen, aber er hat bestä-
tigt: Auch in Baden-Württemberg gibt es Paralleljustiz. 

(Abg. Dr. Christina Baum AfD: Sogar in meinem 
Wahlkreis!)

Warum haben wir diese Debatte über Massenvergewaltigun-
gen heute auf die Tagesordnung genommen? Ganz einfach: 
Die Medien berichten nicht vollumfänglich über die Tatsa-
chen in unserem Land, über die Gewalt, die sich täglich er-
eignet. Deshalb ist es unsere Aufgabe – die Aufgabe der AfD, 
die schon immer den Mut zur Wahrheit hatte –, auch unlieb-
same Wahrheiten an die Öffentlichkeit zu bringen und zu ver-
mitteln.

(Beifall bei der AfD – Lachen bei den Grünen – Abg. 
Reinhold Gall SPD: Meilenweit neben der Fahr-

bahn!)

Was den „Qualitätsmedien“ besonders schwerfällt: Sie berich-
ten ungern über bestimmte Vorkommnisse und Geschehen, 
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insbesondere, wenn es sich um Straftaten von Menschen han-
delt, die sich unberechtigt in unserem Land aufhalten.

Der Sicherheitsbericht des Innenministeriums des Landes Ba-
den-Württemberg aus dem Jahr 2018 spricht von „dramati-
schen und alarmierenden Zahlen“ bei Straftaten gegen die se-
xuelle Selbstbestimmung, sexuellem Missbrauch, sexueller 
Belästigung und Aggressionsdelikten im öffentlichen Raum, 
und bei Kontingentflüchtlingen, Schutz- und Asylberechtig-
ten ist die Zahl im Vergleich zum Jahr 2014 sogar um 366 % 
angestiegen, meine Damen und Herren. Gruppenvergewalti-
gungen von Frauen sind längst nicht mehr ausschließlich Ein-
zelfälle. Massenhafte sexuelle Übergriffe auf junge Frauen 
und Mädchen sind mittlerweile zu einer Epidemie geworden. 
Die Merkel-Regierung ist für diese Zustände in diesem Land 
verantwortlich;

(Beifall bei der AfD – Abg. Dr. Christina Baum AfD: 
Jawohl! Genau so ist es!)

und wenn wir „Merkel-Regierung“ sagen, möchten wir beto-
nen, dass in dieser Regierung selbstverständlich auch die SPD 
als Koalitionspartner für diese Zustände mithaftet.

(Beifall bei der AfD – Abg. Dr. Christina Baum AfD: 
Genau!)

Das sexistische und frauenverachtende Verhalten der impor-
tierten schwerstkriminellen Intensivtäter und Vergewaltiger 
wollen wir nicht, und wir werden es auch nicht akzeptieren.

(Beifall bei der AfD)

Im Moment erfüllt uns das Gerichtsverfahren in Freiburg mit 
Sorge, und zwar, weil wir den schleichenden Verdacht haben, 
dass die „Qualitätsmedien“ im Moment subtil versuchen, das 
Opfer zu beschädigen.

(Abg. Jürgen Filius GRÜNE: Das ist doch Quatsch! 
– Zuruf: Das stimmt doch gar nicht!)

Es wird von einer Anwältin eines Hauptangeklagten berich-
tet, die dort vorträgt, dass der Geschlechtsverkehr einver-
nehmlich gewesen sei und von der Frau sogar gefordert wor-
den sei. Das entsetzt uns doch sehr. Warum werden diese Ver-
handlungen nicht unter Ausschluss der Öffentlichkeit und der 
Medien geführt, um eine Objektivität im Saal zu haben und 
keine Gesprächsfetzen und keine Einlassungen der Verteidi-
gung an die Öffentlichkeit zu bringen? Diese Einlassungen 
der Verteidigung beschädigen die Opfer in der Öffentlichkeit 
stark, und diese sind dadurch sehr benachteiligt. Wir plädie-
ren deshalb dafür, die Verhandlungen, Vernehmungen und 
Einlassungen unter Ausschluss der Öffentlichkeit vorzuneh-
men.

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Herr Abg. Gögel, lassen 
Sie eine Zwischenfrage des Abg. Filius zu?

Abg. Bernd Gögel AfD: Gern, wenn Sie die Zeit stoppen.

Abg. Jürgen Filius GRÜNE: Herr Gögel, wollen Sie die Un-
abhängigkeit der Justiz infrage stellen, ...

Abg. Bernd Gögel AfD: Nein.

Abg. Jürgen Filius GRÜNE: ... diesen Fragen nachzugehen?

(Abg. Anton Baron AfD: Das hat doch keiner ge-
macht! Haben Sie gerade zugehört?)

Abg. Bernd Gögel AfD: Herr Kollege, das habe ich doch ge-
rade gesagt. Die Justiz muss unabhängig verhandeln und ent-
scheiden können, und es darf nicht sein, dass Gesprächsfet-
zen und Einlassungen der Verteidigung von den Medien an 
die Öffentlichkeit transportiert werden, womit der Eindruck 
erweckt werden könnte, dass das Opfer in irgendeiner Form 
Mitschuld trägt. Das ist eine Unverschämtheit, und das akzep-
tieren wir so nicht.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Dr. Heinrich 
Fiechtner [fraktionslos]) 

Wir fragen natürlich auch die Regierung: Wissen Sie – oder 
wissen Sie nicht –, dass im arabischen Raum Übergriffe auf 
Frauen zum Alltag gehören und dort bei Vergewaltigungen die 
Opfer bestraft werden und nicht die Täter? 

(Abg. Dr. Christina Baum AfD: Ja!)

Diesen Zustand dürfen wir in unserem Land nicht erreichen. 

(Beifall bei der AfD)

Wir fordern eine Nulltoleranzpolitik im Justizbereich. Null 
Toleranz heißt: Wenn ich Möglichkeiten habe, im Strafmaß 
„von – bis“ festzulegen, dann muss ich hin und wieder auch

(Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE: So viel 
zur Unabhängigkeit der Justiz! – Abg. Reinhold Gall 
SPD: Jetzt gibt es erst mal ein ordentliches Verfah-

ren!)

an das „Bis“ gehen und darf nicht die überschätzte und mög-
liche Toleranz an vorderste Stelle stellen. 

(Abg. Dr. Christina Baum AfD: Keine Toleranz!)

Wir fordern eine Rechtsprechung mit dem Schwerpunkt Op-
ferschutz statt Täterschutz, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der AfD – Abg. Dr. Christina Baum AfD: 
Jawohl!)

Zu den Ausführungen von Herrn Klos möchte ich Ihnen noch 
einen Namen nennen – nicht, dass Sie diesen Herrn noch ein-
mal irgendwo im öffentlich-rechtlichen Rundfunk oder Fern-
sehen zu einer Begutachtung einladen. Der Mann heißt Chris-
tian Lüdke, ist Psychotherapeut. Ich möchte Ihnen einmal das 
Zitat im Original – ich bin heute noch schockiert – zu Gemü-
te führen. Er sagte in der „Aktuellen Stunde“ im WDR wört-
lich: 

Sie

– das Opfer von Mülheim – 

wird dann später ein anderes Leben führen, als sie ohne 
diese Vergewaltigung geführt hat, aber dieses Leben muss 
nicht unbedingt schlechter sein, es ist einfach nur anders.

(Abg. Dr. Christina Baum AfD: Wahnsinn! – Abg. 
Hans Peter Stauch AfD: Unverschämtheit! – Zuruf 

des Abg. Dr. Heinrich Fiechtner [fraktionslos]) 
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Liebe Kollegen und Kolleginnen hier in diesem Hohen Haus, 
solche Aussagen darf es in dem von Ihnen beschworenen 
„Qualitäts-TV“ in diesem Land nicht mehr geben. Das darf 
nicht unbeantwortet bleiben. 

(Beifall bei der AfD)

„Nicht unbeantwortet“ heißt nicht, dass es einen Tag später 
aus der Mediathek des WDR entfernt wird und zwei Tage spä-
ter mit beschwichtigenden Kommentaren versehen wieder ein-
gestellt wird. 

(Zuruf des Abg. Josef Frey GRÜNE) 

Das ist nicht „Qualitätsfernsehen“, um noch einmal auf die 
gestrige Debatte und die Frage zurückzukommen, warum wir 
den Zwangsbeitrag abschaffen wollen. 

Unfassbar sind diese Zustände. 

Kommen wir zum zweiten Schwerpunkt, der auch mehr oder 
weniger in den Medien nicht mehr stattfindet: die zunehmen-
de Gewalt in unseren Schwimmbädern. In Kehl haben mehr 
als 50 Afrofranzosen mit kolonialem Migrationshintergrund 
für Ausschreitungen im Freibad gesorgt. Die Lage ist derart 
eskaliert, dass die Bundespolizei sogar das Schwimmbad 
schließen musste. Solche Vorfälle betreffen nicht nur Kehl, 
sondern auch andere Freibäder in Baden-Württemberg.

Der Chef des Bundesverbands Deutscher Schwimmmeister 
sagte – hier zitiere ich aus der Frauenzeitschrift EMMA –:

Schwimmmeisterinnen werden beschimpft. Dazu kommen 
eine hohe Gewaltbereitschaft und der Mangel jeglichen 
Respekts! Ein Freibad soll ein Ort der Erholung sein und 
kein Ort des Schreckens!

Deshalb frage ich Sie: Ist das die Vielfalt, die Sie meinen, mei-
ne Damen und Herren?

(Abg. Dr. Christina Baum AfD: Das ist die Zukunft 
Deutschlands!)

Sie, die Regierung, müssen endlich verstehen, dass Integrati-
on einen Integrationswillen voraussetzt

(Beifall bei der AfD – Abg. Dr. Christina Baum AfD: 
Genau so ist es!)

und dass Sie die Unwilligen unverzüglich in ihre Heimatlän-
der zurückschicken müssen. 

(Abg. Dr. Heinrich Fiechtner [fraktionslos]: So ist 
es!)

Sonst können Sie Sicherheit und Ordnung in diesem Land 
nicht wiederherstellen. 

(Beifall bei der AfD – Abg. Dr. Christina Baum AfD: 
Genau!)

Herr Strobl, handeln Sie endlich konsequent! Wir fordern seit 
Jahren, dass die Grenzen gesichert werden müssen, dass Men-
schen kontrolliert werden müssen, dass das Alter von angeb-
lich Minderjährigen zwangsweise medizinisch festgestellt 
werden muss.

(Abg. Dr. Christina Baum AfD: Jawohl!)

Schauen Sie einmal Ihre elf- und zwölfjährigen Jungs zu Hau-
se an, und dann sagen Sie mir, ob Sie denen zutrauen, dass sie 
eine Frau vergewaltigen. Pfui Teufel! Wir müssen das Alter 
medizinisch feststellen, und dann werden Sie sehen, dass das 
nicht vorkommt. 

(Beifall bei der AfD und des Abg. Dr. Wolfgang Ge-
deon [fraktionslos] – Abg. Dr. Christina Baum AfD: 

Jawohl!)

Und Sie müssen endlich durchsetzen, dass unsere Regeln, un-
sere Normen, die wir in diesem Land haben, auch respektiert 
und durchgesetzt werden. Das ist ganz entscheidend. 

(Abg. Dr. Christina Baum AfD: Selbstverständlich ist 
so etwas!)

Kommen wir zu den sogenannten Hochzeitsblockaden auf un-
seren Straßen. Meine Damen und Herren, Schüsse, quiet-
schende Autoreifen, Geschrei, laute Musik, blockierte Auto-
bahnen und sonstige Straßen – was wie ein Actionfilm klingt, 
ist inzwischen Alltag auf unseren Straßen. Es gab bei diesen 
Gesellschaften seit 2015  14 Verstöße gegen das Waffenge-
setz und zwei Verstöße gegen das Sprengstoffgesetz. Die Dun-
kelziffer ist deutlich höher. 

Herr Strobl, haben Sie das Thema „Orientalische Hochzeiten“ 
unterschätzt oder verpasst? Ihr Kollege Herbert Reul in Nord-
rhein-Westfalen hat einen Aktionsplan hierzu vorgelegt. Bis 
jetzt hat er nur Flyer verteilt, aber das ist immer noch doppelt 
so viel, wie Sie in Baden-Württemberg zu diesem Thema un-
ternommen haben. 

(Heiterkeit und Beifall bei der AfD)

Herr Strobl, Baden-Württembergs Straßen eignen sich nicht 
für Actionfilme. Das Blockieren der Autobahn ist ein gefähr-
licher Eingriff in den Straßenverkehr und kann nicht nur un-
ter Umständen, sondern muss unter Umständen zu Haftstra-
fen führen. 

(Beifall bei der AfD – Abg. Dr. Christina Baum AfD: 
Absolut!)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Herr Abg. Gögel, Sie ha-
ben die Redezeit weit ausgeschöpft. 

Abg. Bernd Gögel AfD: Die AfD fordert, dass die Fahrzeu-
ge dieser Blockierer beschlagnahmt werden. 

(Beifall bei der AfD – Abg. Dr. Christina Baum AfD: 
Ja, genau!)

Sie können sich in der Schweiz anschauen, wie das funktio-
niert. 

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Bitte kommen Sie zum 
Schluss. 

Abg. Bernd Gögel AfD: Ich komme zum Schluss. – Wenn 
Sie sich um diese kriminellen Machenschaften, um diese Pa-
rallelgesellschaften, um diese Intoleranz uns gegenüber ...

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Herr Abg. Gögel!

(Zuruf des Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE) 
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Abg. Bernd Gögel AfD: ... – ich bin beim letzten Satz, Frau 
Präsidentin – so kümmern wie um Ihre CO2-Grenzwerte, wenn 
Sie den Klimanotstand ausrufen und damit Gesetze außer 
Kraft setzen können, dann ruft die AfD den Sicherheitsnot-
stand aus und handelt genau so wie Sie.

(Beifall bei der AfD – Abg. Dr. Christina Baum AfD: 
Sehr gut!)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Nun spricht für die Grü-
nen Herr Abg. Lede Abal.

Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE: Sehr geehrte Frau 
Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Ich glaube, das waren jetzt die düsteren 
Wahrnehmungen eines strauchelnden und fallenden Frakti-
onsvorsitzenden der AfD.

(Lachen bei der AfD)

Ich glaube, dass das eine Ihrer Abschiedsvorstellungen ist; da-
rauf können wir uns hier im Haus einstellen.

(Abg. Thomas Axel Palka AfD: Nicht immer von sich 
ausgehen!)

Wer hier eskaliert, wäre auch noch einmal eine Frage, aber 
dazu kommen wir sicherlich in der laufenden Diskussion. 

(Zuruf des Abg. Dr. Heinrich Fiechtner [fraktions-
los]) 

Es ist auch die Frage, was der Zweck dieser Rede sein sollte. 
Sie haben jetzt noch einmal das Thema hochgezogen, das in 
der heutigen ersten Aktuellen Debatte, in der es weitestgehend 
sehr sachlich zuging – außer bei einer Fraktion –, behandelt 
worden ist. Ich glaube, das ist einfach dem Wunsch nach Auf-
merksamkeit und dem Bemühen geschuldet, kurz vor den 
Landtagswahlen in Ostdeutschland noch einmal eine Duft-
marke zu setzen, auch in Ihrem innerparteilichen Eskalations-
wettbewerb,

(Zuruf des Abg. Dr. Heinrich Fiechtner [fraktions-
los]) 

bei dem Sie hier in Baden-Württemberg schon ziemlich ab-
schmieren durch die drastischen und extremen Formulierun-
gen. Da täuscht auch – –

(Abg. Carola Wolle AfD: Reden Sie mal zur Sache! 
– Abg. Stefan Räpple AfD: Kommen Sie mal zur Sa-

che!)

– Ja, ich bin mitten in der Sache. 

(Widerspruch bei der AfD)

Darüber täuscht auch Ihre Attacke auf die Justiz und die Un-
abhängigkeit der Berichterstattung nicht hinweg. Wenn Sie 
jetzt der Presse oder den sonstigen Medien verbieten wollen, 
über Äußerungen von Anwälten oder Verteidigerinnen und 
Verteidigern vor Gericht zu sprechen, zeigt das eigentlich sehr 
deutlich, wie Ihr Verhältnis zur Pressefreiheit und zu freien 
Medien ist. 

(Beifall bei den Grünen sowie Abgeordneten der 
CDU und der SPD)

Ansonsten fallen Sie hier im Haus insbesondere dadurch auf, 
dass Ihre Abgeordneten und die, die auf Ihrem Ticket gewählt 
worden sind, von der Polizei hinauskomplementiert werden 
müssen.

(Abg. Stefan Räpple AfD: Ja, ja!)

Sie fallen hier auf, wenn über Ihren Antisemitismus diskutiert 
werden muss, wenn sich Ihre Fraktion spaltet und wieder zu-
sammenschließt,

(Abg. Dr. Heinrich Fiechtner [fraktionslos]: Zur Sa-
che, Herr Kollege!)

wenn Sie in mehreren Anläufen versuchen, den Fraktionsvor-
sitzenden zu stürzen,

(Abg. Dr. Heinrich Fiechtner [fraktionslos]: Zur Sa-
che!)

und wenn das nicht zur Gänze funktioniert, versuchen Sie ihn 
als Landesvorsitzenden zu stürzen.

(Abg. Dr. Heinrich Fiechtner [fraktionslos]: Frau Prä-
sident!)

Aber wer hier eskaliert, darüber sollten wir noch einmal spre-
chen. 

(Zuruf des Abg. Thomas Axel Palka AfD) 

Wir haben hier in Baden-Württemberg über viele Generatio-
nen, über viele Jahrzehnte Zuwanderung gehabt. Wir haben 
Menschen aufgenommen, ihnen Perspektiven geboten, und die 
Menschen haben sich manchmal besser, manchmal schlechter 
eingelebt.

(Abg. Anton Baron AfD: Woran liegt das? – Zuruf: 
Wie viele haben Sie aufgenommen? – Zuruf des Abg. 

Dr. Heinrich Fiechtner [fraktionslos])

– Ja, woran liegt das? Das ist eine sehr gute Frage, aber die 
haben Sie selbst nicht beantwortet. 

(Abg. Anton Baron AfD: Ach! – Abg. Carola Wolle 
AfD: Können Sie sie beantworten?)

Wir haben in Baden-Württemberg seit 1945 Flüchtlinge, Ge-
flüchtete, Vertriebene, Gastarbeiterinnen und Gastarbeiter, 
Aus- und Übersiedler aufgenommen.

(Zuruf des Abg. Daniel Rottmann AfD) 

In den Neunzigerjahren und vor wenigen Jahren haben wir 
nochmals Flüchtlinge aufgenommen. Wir haben insbesonde-
re viele Zuwanderer aus der Europäischen Union, die hier 
nach Baden-Württemberg gekommen sind und die hier Arbeit 
gesucht und gefunden haben. 

Natürlich gibt es auch in unserer Gesellschaft – – Das hat, 
wenn Sie die erste Aktuelle Debatte heute Morgen verfolgt 
haben, hier im Haus niemand bestritten. Das steht überhaupt 
nicht infrage.

(Abg. Stefan Räpple AfD: Benennen Sie mal die Pro-
bleme!)
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Natürlich gibt es Probleme in dieser Gesellschaft 

(Abg. Bernd Gögel AfD: Sie müssen die doch lösen!)

wie in jeder Gesellschaft, in der es Kriminalität gibt, in der es 
Konflikte gibt, die auch diskutiert und ausdiskutiert werden 
müssen. Aber das interessiert Sie eigentlich gar nicht, weil Ih-
re eigentliche Attacke

(Abg. Stefan Räpple AfD: Nennen Sie doch einmal 
ein Beispiel!)

der gesellschaftlichen Vielfalt gilt. 

(Abg. Bernd Gögel AfD: Sie sind die Regierung! Lö-
sen Sie doch die Probleme! – Abg. Udo Stein AfD: 
Auf diese Form von Vielfalt kann man verzichten!)

Sie greifen die kulturelle gesellschaftliche Vielfalt an. Sie dif-
famieren beispielsweise Ehren- und Hauptamtliche,

(Abg. Dr. Rainer Balzer AfD: Was?)

Leute, die sich wissenschaftlich für Minderheiten einsetzen. 
Deshalb stellen Sie z. B. Anfragen, in denen Sie Kulturein-
richtungen durchleuchten lassen, 

(Oh-Rufe von der AfD – Abg. Udo Stein AfD: Nen-
nen Sie das, was in der Überschrift „Vielfalt“ heißt? 

– Zuruf des Abg. Stefan Räpple AfD)

welche Nationalität dort arbeitende Künstlerinnen und Künst-
ler haben. Das kann man ja nachlesen. Die Gesellschaft hat 
Ihnen auch sehr deutlich gezeigt, was sie davon hält. Bei-
spielsweise hat ein Pfarrer seinen DNA-Test veröffentlicht – 
den Sinn habe ich zwar auch nicht ganz verstanden –,

(Abg. Anton Baron AfD: Ich auch nicht!)

wir haben auch Demonstrationen und Protestaktionen von 
Kultureinrichtungen erlebt. Sogar Ihrem Fraktionsvorsitzen-
den war die Anfrage peinlich, wie er dann auch via Presse hat 
verlauten lassen.

(Abg. Dr. Rainer Balzer AfD: Was? – Abg. Anton Ba-
ron AfD: Die war ihm nicht peinlich, die war unvoll-

ständig!)

So etwas passiert aber nicht nur hier im Landtag von Baden-
Württemberg, sondern auch in anderen Parlamenten. Das ist 
auch kein isolierter Einzelfall. So fragt z. B. die AfD-Frakti-
on in NRW:

(Zuruf des Abg. Dr. Heinrich Fiechtner [fraktions-
los])

Gibt es kriminelle Mitglieder libanesischer Clans, die das 
Geschlecht „divers“ für sich gewählt haben?

Was sie mit der Antwort hierauf wollte, hat die AfD-Fraktion 
dort nicht erklärt.

(Zuruf des Abg. Dr. Heinrich Fiechtner [fraktions-
los])

Oder – auch eine sehr schöne Anfrage –: Ihre Kollegen aus 
dem Saarland, Ihre Freunde dort haben nach der Staatsange-

hörigkeit von Messertätern gefragt. Als die Antwort nicht das 
Wunschergebnis geliefert hat, haben sie nach den Vornamen 
und möglichen Mehrfachstaatsangehörigkeiten der Messertä-
ter gefragt. 

In der Antwort waren die ersten 13 Namensnennungen: Mi-
chael, Daniel, Andreas, Sascha, Thomas, Christian, Kevin, 
Manuel, Patrick, David, Jens, Justin und Sven. 

(Abg. Stefan Räpple AfD: Das waren nur die deut-
schen Messertäter! Das waren Falschaussagen!)

– „Das waren Falschaussagen.“ – Ich glaube, das hat deutlich 
gezeigt, was Sie eigentlich intendieren,

(Abg. Stefan Räpple AfD: Die anderen wurden aus-
genommen! – Abg. Carola Wolle AfD: Können Sie 

mal zum Thema sprechen!) 

welche Absichten Sie mit Ihren Anfragen, mit Ihrer ganzen 
Politik verfolgen. 

(Unruhe)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Herr Abg. Räpple, wir füh-
ren hier keine Dialoge. Der Redner hier vorn hat Redezeit und 
Rederecht. Die AfD hatte eben schon üppig Redezeit. Jetzt hat 
Herr Abg. Lede Abal das Wort.

Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE: Der Kern Ihrer 
These, dessen, was Sie und Ihre Freunde uns hier weismachen 
wollen, ist, dass ethnisch homogene Gesellschaften keine 
Konflikte, keine Kriminalität und keine Probleme hätten,

(Abg. Emil Sänze AfD: Das hat niemand gesagt!)

und das läge alles nur an der Zuwanderung. Das ist natürlich 
völliger Blödsinn.

(Abg. Emil Sänze AfD: Keine importierte Krimina-
lität!)

Das zeigt auch, was Ihre eigentliche Absicht ist und wie ei-
gentlich Ihre rassistische Grundhaltung zu diesem Ganzen 
ist.

(Beifall bei den Grünen – Abg. Anton Baron AfD: 
Ach!)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Wir führen hier keine Di-
aloge, meine Herren.

(Abg. Anton Baron AfD: Das sind Zurufe, Frau Prä-
sidentin, und die sind gestattet! Meine Güte!)

Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE: Von mir aus dür-
fen Sie gern zurufen, so viel Sie wollen. 

(Abg. Anton Baron AfD zu stellv. Präsidentin Sabi-
ne Kurtz: Sehen Sie!)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Die Zurufe hören die an-
deren halt nicht mehr.

Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE: Genau das lassen 
wir Ihnen nicht durchgehen. Das werden wir nicht akzeptie-
ren. 
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Wir, die Fraktion GRÜNE, und auch die anderen hier im Haus 
haben – beispielsweise gerade eben in der Debatte – immer 
klar zum Ausdruck gebracht, dass wir Kriminalität, Strafta-
ten, Übergriffe, Gewalttaten verfolgt, geahndet und bestraft 
wissen wollen. Das gilt insbesondere auch bei sexualisierter 
Gewalt gegen Frauen und Mädchen. 

Dazu gibt es auch ausdrücklich Schwerpunkte im Innenmi-
nisterium und im Sozialministerium, wofür ich den beiden 
Ministern ausgesprochen dankbar bin. Wir werden das hier 
im Haus gemeinsam weiterverfolgen. Darin werden die bei-
den regierungstragenden Fraktionen nicht nachlassen.

(Beifall bei den Grünen und der CDU)

Deshalb greife ich nochmals das Wort des Kollegen von Eyb, 
das er gerade unter Tagesordnungspunkt 1 gesagt hat, auf: 
Hier gilt unsere Werteordnung und keine andere. Daran wer-
den wir festhalten. Diese Werte haben ihren Ausdruck im 
Grundgesetz, in den dort verbrieften Rechten und Pflichten. 
Das werden wir auch nicht ändern und nicht ändern lassen.

Sie haben beispielsweise die brutale Gruppenvergewaltigung 
in Freiburg angesprochen. Diese wird derzeit vor Gericht ver-
handelt. Es ist von der Polizei ermittelt worden, es wird ver-
folgt, es wird geahndet. Auch wenn Sie Maximalstrafen for-
dern, wird dieses Gericht unabhängig in seiner Rechtsfindung 
zu seinem Urteil kommen. Davon gehen wir alle aus. Die Ver-
dächtigen sind auch alle ausermittelt und angeklagt worden.

Das gilt genauso für Hochzeitsfeiern mit großem Auftrieb, wo 
vermutlich der eine oder andere noch sein Herzallerliebstes, 
nämlich den Führerschein oder das Fahrzeug, bald vermissen 
wird. Da laufen die Ermittlungen aber noch.

Dann kommen wir noch – das haben Sie auch im Titel genannt 
– zur Gewalt in Schwimmbädern. Gerade das Thema Schwimm-
bäder ist ein sehr schönes Thema, weil Sie hier bei einer Fäl-
schung und Lüge ertappt worden sind. Ihre Bundestagsabge-
ordnete und – ich weiß gar nicht genau – stellvertretende Frak-
tionsvorsitzende Beatrix von Storch äußerte sich zu Filmauf-
nahmen – diese haben auch andere Ihrer Freunde benutzt – von 
einer Schlägerei in einem Schwimmbad, die angeblich aus 
Stuttgart stammen sollten, die aber – natürlich verfälscht – ur-
sprünglich aus einem Schwimmbad in der Nähe von Tel Aviv 
stammen.

(Heiterkeit bei den Grünen)

Da kennen Sie natürlich nichts. Das war es Ihnen wert, hier 
Menschen gegeneinander aufzuhetzen, 

(Abg. Anton Baron AfD: Ach!)

Unfrieden zu stiften. Denn Sie versprechen sich von diesen 
Fälschungen einen politischen Erfolg.

(Beifall bei den Grünen und der CDU sowie Abge-
ordneten der SPD)

Ihre Lügen haben hier sehr kurze Beine. 

(Abg. Emil Sänze AfD: Genau!)

Wir werden Gewalt und Kriminalität auch in Zukunft sehr ent-
schieden entgegentreten. Das ist gar keine Frage. Ich sage Ih-

nen aber auch: Ich hätte nie gedacht, dass ich mal Herrn Meu-
then zitiere; ich will es aber jetzt doch tun:

(Zuruf von den Grünen: Nein, lass es!)

Wer hier seine gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit 
ausleben möchte, dem sagen wir ... klar: Sucht euch ein 
anderes Spielfeld für eure Neurosen!

Diesen Landtag werden Sie nicht kapern. 

Vielen Dank.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU 
– Vereinzelt Beifall bei der SPD)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Das Wort hat jetzt Herr 
Kollege Lorek für die CDU.

Abg. Siegfried Lorek CDU: Sehr geehrte Frau Präsidentin, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Mit der Aktuellen Debatte, 
mit den Ausführungen vom Fraktionsvorsitzenden Gögel be-
weist die AfD heute einmal mehr, dass es eigentlich nur dar-
um geht, Menschen mit Migrationshintergrund oder die Pres-
se für alle Missstände in unserem Land verantwortlich zu ma-
chen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU – Vereinzelt Bei-
fall bei den Grünen – Zuruf von der AfD: Der Beifall 

war so dünn wie das Argument! – Heiterkeit)

Durch die Äußerungen könnte auch ein falscher Eindruck ent-
standen sein, oder Sie versuchen, diesen entstehen zu lassen. 
Deshalb vorneweg: Baden-Württemberg ist das sicherste Bun-
desland in Deutschland. Das liegt daran, dass unsere Polizei 
eine gute Arbeit leistet. 

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der Grünen)

Die Polizei braucht die Unterstützung von uns, von der Poli-
tik. Im Nachgang zu der Gruppenvergewaltigung in Freiburg 
gab es auch hier Vorwürfe. Hier gab es Kritik aus dem Land-
tag, aber die Vorwürfe haben sich als haltlos erwiesen. Die Tä-
ter wurden ermittelt und stehen gerade vor Gericht; Kollege 
Lede Abal hat es ausgeführt. In den letzten Jahren ging die 
Kriminalitätsbelastung in Freiburg insgesamt auch durch die 
Sicherheitspartnerschaft, die vom Land mit der Stadt verein-
bart wurde, zurück. Die intensive Zusammenarbeit wurde 
nach der Gruppenvergewaltigung noch ausgeweitet, und auch 
die Sexualdelikte sind aktuell einer der Handlungsschwer-
punkte der Polizei. Also, Sie sehen: Es wird viel in diesem Be-
reich unternommen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir verurteilen Straftaten 
und Ordnungswidrigkeiten. Wir müssen ihnen entgegenwir-
ken. Aber wie es in unserem Rechtsstaat selbstverständlich 
ist, müssen diese sorgfältig juristisch aufgearbeitet werden, 
und zwar völlig egal, welche Nationalität Täter und Opfer ha-
ben.

(Beifall bei der CDU und den Grünen sowie Abge-
ordneten der SPD)

Sie machen das eben gerade nicht. Sie werfen hier verschie-
dene Taten in einen Topf. Die Gruppenvergewaltigung in Frei-
burg ist ein schwerstes Verbrechen. Eine solche Gruppenver-
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gewaltigung ist in jeder Kultur eine Straftat. Diese Gleichma-
cherei auch beim Titel dieser Debatte halte ich persönlich auch 
mit Blick auf das Vergewaltigungsopfer schlichtweg für un-
würdig.

(Beifall bei der CDU, Abgeordneten der Grünen und 
der SPD sowie des Abg. Dr. Erik Schweickert FDP/

DVP – Zuruf des Abg. Stefan Räpple AfD) 

Meine Damen und Herren, Gewalt in Schwimmbädern ist 
auch ein Phänomen von gesellschaftlichen Entwicklungen, 
die wir leider auch in anderen Bereichen feststellen müssen. 
Der Respekt gegenüber anderen Menschen nimmt ab. Das zei-
gen auch Angriffe auf Polizeibeamte und Rettungssanitäter, 
Gaffer bei Unfällen, Drohungen gegen und Angriffe auf Man-
datsträger – Guido Wolf hat es vorhin ausgeführt –, und die-
se Verrohung zieht sich durch die ganze Gesellschaft.

Im Titel nennen Sie auch Hochzeitskorsos. Da haben wir wirk-
lich ein Problem, das exklusiv Menschen mit ausländischen 
Wurzeln betrifft. Aber da müssen wir uns auch fragen: Was 
für Fehler haben wir integrationspolitisch gemacht?

Der Bundesvorsitzende der Türkischen Gemeinde, Herr So-
fuoglu, sagte in der „Heilbronner Stimme“ klar – ich zitiere –:

Auch kulturell ist es nicht zu erklären, denn nirgends in 
der Türkei wird dies ansatzweise praktiziert. Diese Stör-
faktoren sind juristisch zu verfolgen und entsprechend zu 
bestrafen ...

Diese Aussage trifft den Nagel auf den Kopf.

(Abg. Bernd Gögel AfD: Dann tun Sie es doch!)

So handeln wir auch als Rechtsstaat.

(Beifall bei der CDU und den Grünen sowie Abge-
ordneten der SPD)

Also, wir haben hier unterschiedliche Taten mit unterschied-
lichen Ursachen, und an diesen müssen wir ansetzen. Aber da-
mit ein Rechtsstaat den inneren Frieden und Gerechtigkeit fin-
det und erhält, muss man auch differenzieren. Straftaten durch 
Ausländer müssen klar benannt und verfolgt werden, und zwar 
genau gleich wie Straftaten durch Menschen, die seit mehre-
ren Generationen hier wohnen.

(Beifall bei der CDU und den Grünen sowie Abge-
ordneten der AfD und der SPD – Zuruf von der AfD: 

Sehr gut!)

Es ist auch klar: Die Zuwanderung bringt Herausforderungen 
für die Sicherheitspolitik mit sich. Das sehen wir schon in der 
Kriminalstatistik. Auch unter den Zuwanderungen befinden 
sich Mehrfach- und Intensivtäter sowie Gefährder. Diese müs-
sen, wenn wir es hinbekommen, unser Land möglichst schnell 
wieder verlassen.

Deshalb bin ich Innenminister Thomas Strobl sehr dankbar, 
dass er den „Sonderstab gefährliche Ausländer“ installiert hat. 
Das ist ein Erfolgsmodell. Wir konnten bereits über 50 Fälle 
erfolgreich abschließen. Hier werden gezielt Menschen abge-
schoben, welche unser friedliches und offenes Zusammenle-
ben nachhaltig gefährden oder stören. Das sind wir auch den 

Menschen schuldig, die hierherkommen, sich ein neues Le-
ben aufbauen und sich einfach ordentlich benehmen.

(Beifall bei der CDU und den Grünen sowie Abge-
ordneten der SPD)

Deshalb ist die beabsichtigte Ausweitung des Modells auf re-
gionale Sonderstäbe unserer Meinung nach absolut richtig. 
Solche schweren Straftäter erreichen wir mit Integrationsmaß-
nahmen oft nicht.

Bei den Themen Autokorso und „Gewalt in Bädern“ glaube 
ich aber schon, dass Integration eine Rolle spielt. Teilweise 
werden diese Probleme auch von Menschen verursacht, die 
schon lange bei uns leben, die hier geboren sind und vielleicht 
nicht wirklich integriert sind. Für die Integration hat die Bil-
dung, die Schule eine herausragende Bedeutung. 

Ein besonders wichtiges Integrationsinstrument ist auch das 
Erlernen der deutschen Sprache. Die benötigt schlichtweg je-
des Kind, jeder Erwachsene hier in Deutschland. Ich glaube, 
mit dem sicheren Gebrauch der deutschen Sprache erhalten 
Kinder mit Migrationshintergrund auch bessere Bildungschan-
cen und damit auch mehr Chancen im Leben insgesamt.

Die Verantwortung hierfür, die Verantwortung für die Erzie-
hung liegt bei den Eltern. Aber auch über den Hebel Spracher-
werb lässt sich die Integration fördern. Auch die Demokratie-
bildung und die Achtung der Mitmenschen sind Teil des 
Schulunterrichts. Deshalb appelliere ich an uns Parlamentari-
er – der nächste Doppelhaushalt steht bevor –: Wir müssen 
hier auch etwas im Bereich der Bildung machen. Lassen Sie 
uns dies tun.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der Grünen)

Wie im Bereich der Bildung müssen wir auch bei der Polizei 
nachlegen. Die Polizeibeamtinnen und -beamten in unserem 
Land leisten hervorragende Arbeit, und dies trotz bundesweit 
geringster Polizeidichte. Die Personalplanung der vergange-
nen Jahre war ungenügend. Die vorgesehene Planung mit 800 
Einstellungen pro Jahr hätte nicht mal die Abgänge gedeckt.

Die Trendwende hat Minister Thomas Strobl in dieser Legis-
latur eingeleitet.

(Lachen bei Abgeordneten der SPD)

Nun liegt es an uns, dem Landtag: Genauso wie die Justiz – 
das hat Guido Wolf vorhin ausgeführt – muss mit dem kom-
menden Doppelhaushalt auch die Polizei gestärkt werden.

Aber Integration ist nicht nur eine Bringschuld des Landes. 
Es gibt auch eine Holschuld der Menschen mit Migrations-
hintergrund, die bei uns sind. Wir diskutieren hier über beste-
hende Angebote wie den islamischen Religionsunterricht. 
Muslime, die bei uns leben, sollen über ihre Religion lernen, 
müssen ihre Religion leben können, aber dies natürlich auf 
dem Boden des Grundgesetzes und nicht in irgendeiner Hin-
terhofmoschee. 

(Abg. Anton Baron AfD: So ist es!)

Deshalb habe ich überhaupt kein Verständnis, wenn die  DITIB 
als größter muslimischer Verband nicht am geplanten Stif-
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tungsmodell für islamischen Religionsunterricht teilnehmen 
will, weil sie sich nicht zur freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung bekennen will. Diese Grundordnung ist die 
Grundlage unseres Zusammenlebens in Deutschland.

(Beifall bei der CDU sowie Abgeordneten der Grü-
nen, der SPD und der FDP/DVP – Zuruf des Abg. An-

ton Baron AfD) 

Wenn Hochzeiten zur Ausübung von Straftaten und Ordnungs-
widrigkeiten genutzt werden, erhalten Verursacher keine 
falsch verstandene Toleranz.

(Abg. Dr. Christina Baum AfD: Sehr gut!)

Der Innenminister hat dargestellt, dass diese Taten konsequent 
verfolgt und nicht geduldet werden. Ich glaube, gegebenen-
falls müssen wir uns auch anschauen: Müssen wir bei den Ge-
setzen nachschärfen?

Unsere Kultusministerin Susanne Eisenmann hat vor etwa 
zehn Tagen in ihrem Grußwort anlässlich der Feierlichkeiten 
„50 Jahre Björn Steiger Stiftung“ folgenden Satz gesagt – ich 
zitiere –:

... Mitmenschlichkeit und Respekt für jeden – unabhän-
gig von Geschlecht, ... Hautfarbe und Kultur –, das sind 
die Grundwerte unserer Demokratie und die Basis unse-
res Zusammenlebens.

Lassen Sie uns gemeinsam daran arbeiten, Respekt und Mit-
menschlichkeit auch in der Gesellschaft wieder zu verankern 
– und dies selbstverständlich unabhängig von der Herkunft ei-
nes jeden Menschen. 

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU sowie Abgeordneten der Grü-
nen, der SPD und der FDP/DVP)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Jetzt spricht für die SPD 
Herr Kollege Binder.

Abg. Sascha Binder SPD: Frau Präsidentin, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Die zunehmende Respektlosigkeit und Ver-
rohung der Gesellschaft müssen wir in vielen Bereichen be-
obachten, z. B. bei Gewalt gegen Polizei und Rettungskräfte. 
Nach Angaben des Städtetags gab es im vergangenen Jahr 
mehr als 1 200 politisch motivierte Straftaten gegen Amtsträ-
ger.

Ich möchte in diesem Zusammenhang den aktuellen Anlass 
nutzen, um deutlich zu sagen, dass wir den feigen und ab-
scheulichen Angriff auf den Oberbürgermeister von Hocken-
heim verurteilen.

(Beifall bei der SPD, den Grünen, der CDU und der 
FDP/DVP sowie Abgeordneten der AfD)

Wir hoffen, dass der Täter so schnell wie möglich gefasst 
wird, und wir wünschen Dieter Gummer von ganzem Herzen 
gute Genesung.

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
Autokorsos im Rahmen von Hochzeitsfeiern, die dazu führen, 

dass der gesamte Verkehr lahmgelegt wird, bei denen es zu 
Blockaden von Fahrzeugen kommt, bei denen Pyrotechnik 
eingesetzt wird und/oder gegen das Waffengesetz verstoßen 
wird, verurteilen wir auf das Schärfste.

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der Grü-
nen, der CDU, der AfD und der FDP/DVP)

Die Polizei muss konsequent gegen solche Fälle vorgehen. Es 
gibt hier keine Toleranz, nur weil diese Vorfälle im Zusam-
menhang mit Hochzeiten stehen. Die Sicherheit von anderen 
Verkehrsteilnehmern darf durch solche Autokorsos nicht ge-
fährdet werden.

Ich bin dankbar, dass Gökay Sofuoglu – der Kollege Lorek 
hat den Vorsitzenden der Türkischen Gemeinde in Baden-
Württemberg und Bundesvorsitzenden bereits zitiert – hier 
deutliche Worte gefunden hat.

In den letzten Wochen war von mehreren Fällen zu lesen, die 
zeigen, dass die Gewaltbereitschaft und die Anzahl von Zwi-
schenfällen in Freibädern zunehmen. Der Sprecher der Bäder-
betriebe Stuttgart stellte diese Woche klar, dass dies kein Pro-
blem sei, das durch Ausländer oder Flüchtlinge hervorgeru-
fen wurde. Er sagte – Zitat –:

Das betrifft alle, ganz unabhängig von ihrer Herkunft.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, zunehmende Gewalt und 
Aggressivität sind ein gesellschaftliches Problem und keines 
der kulturellen Vielfalt.

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der Grünen 
und der CDU – Abg. Anton Baron AfD: Ah ja!)

Bei den Vorfällen geht es weniger um Sexualstraftaten in den 
Schwimmbädern, sondern es geht oftmals darum, dass sich 
Jugendliche den Anweisungen des Bademeisters widersetzen 
– so z. B. in einem Stuttgarter Freibad geschehen, als sich drei 
Jugendliche den Anweisungen des Bademeisters widersetzt 
hatten, auf der Liegewiese nicht Fußball zu spielen. Zu Tu-
multen kam es, weil sich bis zu 50 Badegäste mit den Stören-
frieden solidarisiert hatten.

Der Vorsitzende des Bundesverbands Deutscher Schwimm-
meister sagt, es gehe vor allem um junge Männer bis zu 35 
Jahren, die randalieren, respektlos sind, sich nicht an Regeln 
halten und auch beratungsresistent sind. 

Menschen, die respektlos sind und sich nicht an Regeln hal-
ten: Warum erinnert mich das an das Verhalten der AfD-Frak-
tion im Landtag von Baden-Württemberg? 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Lachen bei Ab-
geordneten der AfD)

Sie sind es, die die Geschäftsordnung des Landtags von Ba-
den-Württemberg mit Füßen treten,

(Zurufe von der AfD)

Sie sind es, die Regeln nicht einhalten 

(Abg. Anton Baron AfD: Oh ja!)
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und von der Polizei des Saales verwiesen werden, Sie sind es, 
die Steuergelder, die für die Arbeit in der Fraktion vorgese-
hen sind, zweckentfremdet haben,

(Abg. Anton Baron AfD: Ach! – Weitere Zurufe von 
der AfD)

Sie sind es, die in diesem Landtag nicht nach den Regeln ar-
beiten, die die Verfassung und die Geschäftsordnung vorse-
hen. Deshalb sind Sie die Letzten, die hier über Recht und 
Ordnung überhaupt sprechen dürfen.

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der Grü-
nen, der CDU und der FDP/DVP)

Beginnen Sie in diesem Parlament mit einem anständigen Um-
gang, beginnen Sie wirklich einmal, mit Anstand in diesem 
Parlament zu arbeiten. Das fängt schon mit der Ansprache der 
Präsidentin an und hört mit der Einhaltung der Geschäftsord-
nung auf. Solange Sie sich nicht anständig und nach Recht 
und Gesetz verhalten, sollten Sie solche Themen nicht auf die 
Tagesordnung setzen. 

(Abg. Bernd Gögel AfD: Das würde Ihnen so gefal-
len!)

Denn Sie sind überhaupt kein Vorbild, wie man nach Recht 
und Ordnung lebt, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der Grü-
nen, der CDU und der FDP/DVP)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Herr Abg. Professor Dr. 
Goll hat für die FDP/DVP-Fraktion das Wort.

Abg. Dr. Ulrich Goll FDP/DVP: Frau Präsidentin, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Es ist ja ganz klar: Es ist nicht hin-
nehmbar, wenn eine Hochzeitsgesellschaft einen Stau auf der 
Autobahn verursacht, andere gefährdet. Aber es ist natürlich 
auch nicht Alltag, lieber Herr Gögel, sondern es ist ein Phä-
nomen, das jetzt aufgetreten ist, 

(Abg. Bernd Gögel AfD: Mit steigender Tendenz!)

das wir wahrnehmen und das wir nach meiner Meinung sehr 
schnell abstellen werden. Denn es sind jetzt ein paar Fälle, in 
denen sich die Leute noch nicht klar sind, mit welchen Fol-
gen das endet. Sie haben das selbst angesprochen: Es sind 
Straftatbestände, und zwar keine leichten Straftatbestände im 
Spiel. Wenn die Ersten mal richtig Ärger bekommen haben, 
werden wir – dieser Überzeugung bin ich – davon nichts mehr 
sehen.

(Beifall bei der FDP/DVP sowie Abgeordneten der 
Grünen, der CDU und der SPD)

Man nimmt etwas wahr, man nimmt es ernst, und man han-
delt. Das ist das, was passiert.

Dann die Sache in den Schwimmbädern: Da gilt Ähnliches. 
Da kriegt man mit, dass solche Dinge jetzt passieren. Ich sa-
ge Ihnen schon jetzt: Wir werden in Baden-Württemberg in 
der Lage sein, in den Schwimmbädern für Disziplin und für 
Ordnung zu sorgen. Das weiß ich schon jetzt. Da bin ich ganz 
zuversichtlich.

(Zuruf der Abg. Dr. Christina Baum AfD) 

Wir werden das tun.

Aber der Scherz vom Kollegen Binder hat mir natürlich ge-
fallen. Wenn demnächst Herr Räpple hier wieder herumran-
daliert, werde ich sagen: Ich glaube, ich bin im Strandbad.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der FDP/DVP und der 
SPD – Beifall bei Abgeordneten der FDP/DVP)

Dann haben wir natürlich die ernsthafteste Geschichte. Wir 
haben den Prozess in Freiburg mit einem furchtbaren Delikt; 
keine Frage. Aber auch an dieser Stelle wehre ich mich dage-
gen, Herr Gögel, dass Sie sagen, das sei ein Massenphäno-
men. Ist Gruppenvergewaltigung in Baden-Württemberg ein 
Massenphänomen?

(Abg. Udo Stein AfD: Hat mit Gewalt angefangen! 
Ja!)

Schauen Sie mal ins Protokoll. Also, dieser Ausdruck ist für 
mich natürlich verfehlt.

Dass wir solche Delikte mit allem Ernst verfolgen, ist völlig 
klar, und dass wir verhindern sollten, dass sie passieren, ist 
auch klar. Übrigens haben Sie, Herr Gögel, in der Darstellung 
dieses Prozesses eigentlich schon gezeigt: Ich nehme an, dass 
Sie von irgendwas etwas verstehen, aber sicher nicht vom 
Strafprozess und von der Justiz.

(Beifall bei der FDP/DVP, den Grünen, der CDU und 
der SPD)

Nehmen wir die Frage der Öffentlichkeit: Wann sie ausge-
schlossen wird, steht im Gesetz genau drin, z. B. wenn es um 
den Schutz Jugendlicher geht usw. Das kann man machen. 
Das entscheidet das Gericht, wenn es dem Schutz der Betrof-
fenen dient.

Aber ich mache es jetzt einmal umgekehrt: Wenn das Gericht 
tatsächlich laufend die Öffentlichkeit ausschließen würde und 
dann Ergebnisse beim Prozess herauskommen würden, die Ih-
nen nicht gefallen, würde ich einmal wissen wollen, wie Sie 
hier herumtoben.

(Unruhe bei der AfD)

Also, die Öffentlichkeit hat ihren guten Sinn.

Auch Ihr Appell an die Justiz, mehr Opferschutz – –

(Beifall bei Abgeordneten der FDP/DVP, der Grünen 
und der CDU)

Es ist ganz klar: Opferschutz ist etwas, was wir alle haben 
wollen.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP/DVP, der Grünen 
und der CDU)

Dieses Ziel teilen alle, und gerade im Land Baden-Württem-
berg ist in den letzten 15, 20 Jahren mehr als in jedem ande-
ren Land passiert, was den Opferschutz angeht. Beispielswei-
se ist Baden-Württemberg das einzige Land, das eine Opfer-
schutzstiftung hat, die auch Geld hat. Das ist es bis heute ge-
blieben. Beim Opferschutz brauchen wir also keine Beleh-
rung.
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Aber auch die Justiz braucht sie halt nicht, und bei einem sol-
chen Appell kann einem nicht wohl sein. Denn morgen oder 
übermorgen verlangen Sie vielleicht von der Justiz, dass sie 
andere Teile Ihres Programms verwirklicht, und daran merkt 
man, dass man da in die Nähe von Erdogan und Orban gerät, 
wenn man seine Erwartungen an die Justiz in dieser Weise 
kundtut, wie Sie es getan haben.

(Beifall bei der FDP/DVP, den Grünen, der CDU und 
der SPD)

Ein kurzer Einschub: Klar, die jetzigen Zustände sind zum 
Teil die Folgen verfehlter Politik. Das wissen wir. Und diese 
Politik ist bis heute noch nicht ganz so, wie wir sie uns vor-
stellen. Solange z. B. ein Maghreb-Staat nicht zum sicheren 
Herkunftsland erklärt wird, so lange verstehen wir nicht alles, 
was passiert, und dürfen uns nicht wundern, wenn auch Men-
schen da sind, die uns hinterher Probleme bereiten, weil sie 
keine Perspektive haben, und trotzdem das Land nicht wieder 
verlassen.

Aber um all diese Probleme, die Sie angesprochen haben – 
die drei Themen –, ernst zu nehmen, brauchen wir halt keine 
AfD. Das muss man deutlich sagen.

(Beifall bei der FDP/DVP sowie Abgeordneten der 
Grünen, der CDU und der SPD – Zurufe von der 

AfD)

Wir brauchen schon gar keine AfD, die auch ganz andere Zie-
le verfolgt. Denn Ihnen geht es ja mit diesen Rattenfängerthe-
men nicht wirklich um den Opferschutz, den wir alle teilen, 
sondern Ihrer Partei geht es in letzter Konsequenz darum, die-
ses Schiff Baden-Württemberg und dieses Schiff Bundesre-
publik Deutschland von rechts zu kapern. Das ist Ihr Ziel.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP/DVP, der Grünen, 
der CDU und der SPD – Abg. Anton Baron AfD: Ach 

Gott, ach Gott!)

Wenn noch einer daran zweifeln wollte, dann wurde in diesen 
Tagen der Beweis geliefert. Die Höckes dieser Republik, die 
sitzen nicht nur im Osten – wo man manchmal denkt: die ver-
stehen es nicht besser –, sondern sie sitzen mitten in Baden-
Württemberg, und sie sitzen in Baden. Der Herr Räpple – Sie 
wissen, das ist der mit dem Stechschritt –

(Abg. Dr. Bernd Grimmer AfD: Stechschritt ist ein 
anderer!)

verkörpert nicht nur einen Flügel in Baden-Württemberg und 
in der Ortenau, sondern er hat eine Mehrheit – eine Mehrheit 
für Herrn Räpple ausgerechnet in der Ortenau.

(Zurufe)

Meine Damen und Herren, in der Ortenau, in Offenburg, hat 
die Geschichte unserer Verfassungen begonnen,

(Abg. Dr. Bernd Grimmer AfD: Ebendeshalb! – Zu-
rufe von der AfD, u. a.: Deshalb!)

1847 mit den Offenburger Forderungen.

(Abg. Dr. Bernd Grimmer AfD: Ebendeshalb!)

Und heute beschmutzen Leute wie die von der AfD das An-
denken eines Hecker und eines Struve, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall bei der FDP/DVP, den Grünen, der CDU und 
der SPD – Abg. Dr. Christina Baum AfD: Demokra-
tische Entscheidungen bezeichnen Sie als Schmutz? 
Schämen Sie sich! – Weitere Zurufe – Unruhe bei der 

AfD)

Das macht mir klar: Seien wir wachsam, dass sich nicht eine 
ganz andere Geschichte wiederholt.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP/DVP, der Grünen, 
der CDU und der SPD – Unruhe)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Ich bin auf einen Zwi-
schenruf aufmerksam gemacht worden, den wir im Protokoll 
noch einmal sauber prüfen. Ich habe ihn persönlich nicht 
wahrgenommen; so laut ist es hier manchmal. Ich habe das 
notiert. 

(Zuruf des Abg. Dr. Ulrich Goll FDP/DVP – Heiter-
keit)

– Bitte? – Ja, genau. Einige haben noch Redezeit. Sie können 
sie jetzt gern nutzen. 

Abg. Dr. Ulrich Goll FDP/DVP: Frau Präsidentin – –

(Abg. Anton Baron AfD: Frau Präsidentin! Wir sind 
nicht in der zweiten Runde!)

– Ich habe noch Redezeit. 

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Er kann die Redezeit neh-
men, wann er will, ehrlich gesagt.

(Abg. Anton Baron AfD: Sie hatten Ihr Redepult 
schon verlassen! Das geht so nicht! Das geht gar 

nicht!)

Abg. Dr. Ulrich Goll FDP/DVP: Die anderen haben aber kei-
ne Redezeit mehr. 

(Abg. Anton Baron AfD: Das geht nicht! Das geht 
gar nicht! Er hatte sich schon vom Redepult wegge-

dreht! – Weitere Zurufe)

Abg. Dr. Ulrich Goll FDP/DVP: Wenn Sie den Zwischenruf 
dann prüfen – –

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Die Zeit läuft nicht. 

Abg. Dr. Ulrich Goll FDP/DVP: Ich bin erstens immun ge-
gen Beleidigungen der AfD. Zweitens hätte ich bei dieser De-
batte noch sagen sollen: Das Ziel der AfD ist geistige Einfalt 
statt kultureller Vielfalt. 

(Beifall bei der FDP/DVP, den Grünen, der CDU und 
der SPD – Heiterkeit des Abg. Winfried Mack CDU)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Nun darf ich Herrn Mi-
nister Strobl ans Redepult bitten. 
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Minister für Inneres, Digitalisierung und Migration Tho-
mas Strobl: Frau Präsidentin, verehrte Kolleginnen und Kol-
legen Abgeordnete! Die heutige Debatte zeigt einmal mehr: 
Die AfD schafft es immer wieder, stets neue Tiefpunkte in die-
sem Hohen Haus zu setzen. 

(Lachen der Abg. Bernd Gögel und Anton Baron 
AfD)

An die AfD gerichtet kann ich nur eines sagen: Außer Spesen 
nichts gewesen. – Schon der Titel des Tagesordnungspunkts 
zeigt ja: Sie wollen gar keine sachliche Debatte. Sie wollen 
auch keine Lösungen. Sie wollen ausschließlich provozieren. 
Sie wollen Menschen ausgrenzen und gegeneinander aufbrin-
gen. Sie wollen weiter an dem Keil arbeiten, der unsere Ge-
sellschaft spalten soll. 

(Beifall bei den Grünen sowie Abgeordneten der 
CDU, der SPD und der FDP/DVP)

Doch die Baden-Württemberger lassen sich nicht spalten. Ich 
kann Ihnen auch sagen: Sie werden mit dieser Strategie nicht 
erfolgreich sein, auch nicht in diesem Hohen Haus. 

(Abg. Dr. Christina Baum AfD: Die Wahrheit ist kei-
ne Hetze!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, bereits nach der schreckli-
chen Tat in Freiburg im Oktober des letzten Jahres war leider 
auch die politische Diskussion von konstruierten und haltlo-
sen Vorwürfen dominiert. Auch heute haben wir sie wieder 
gehört. 

Ich betone erneut: Die Entscheidungen zur Festnahme des 
Hauptbeschuldigten wurden vor Ort getroffen. Das wird auch 
in Zukunft so sein. Heute wissen wir nach gründlichsten Un-
tersuchungen, dass die Polizei in Freiburg entgegen der 
schweren Vorwürfe, die damals öffentlich erhoben worden 
sind, alles richtig gemacht hat. 

(Beifall bei der CDU sowie Abgeordneten der SPD 
und der FDP/DVP)

Es wäre heute vielleicht einmal Zeit für eine Entschuldigung 
gewesen. Es war nicht in Ordnung, wie damals mit den Poli-
zeibeamtinnen und Polizeibeamten des Polizeipräsidiums 
Freiburg, die mit Herzblut für die Sicherheit in unserem Land 
einstehen, umgegangen worden ist. Ich will hinzufügen: Wenn 
damals eine Mitschuld des Innenministers konstruiert worden 
ist, was in dem niederträchtigen Vorwurf gipfelte, dass der In-
nenminister persönlich Schuld für diese Vergewaltigungen in 
Freiburg trage, 

(Zuruf von der CDU: Unglaublich!)

dann kann ich nur sagen: Das war schäbig. Das schädigt das 
Ansehen der Polizistinnen und Polizisten in unserem Land. 
Sie schädigen mit solchen Vorwürfen aber auch unsere De-
mokratie und die Politik. 

(Beifall bei den Grünen, der CDU und der SPD – 
Abg. Karl Zimmermann CDU: Genau!)

Sparen Sie sich Ihre Sonntagsreden über den Umgang und 
mehr Respekt, den Sie einfordern. 

(Abg. Dr. Heinrich Fiechtner [fraktionslos]: „Im An-
fang war das Wort“!)

Wir sollten uns in diesem Hohen Haus schon so verhalten, wie 
wir es von anderen verlangen. Ich wiederhole es gern noch 
einmal: Im Anfang war das 

(Abg. Dr. Heinrich Fiechtner [fraktionslos]: Wort!)

Wort. Wir sollten das im Übrigen immer im Blick behalten. 
Wir sollten einzelne Straftaten nicht für politische Zwecke in-
strumentalisieren, um billiges politisches Kapital daraus zu 
schlagen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der Abg. 
Sandra Boser GRÜNE)

Es geraten nämlich immer ein paar Dinge in Vergessenheit, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, beispielsweise die 
Opfer, das einzelne Opfer, das angesichts solcher Debatten 
diese schrecklichen Taten immer und immer wieder durchle-
ben muss. Nur weil Sie sich einen politischen Minierfolg da-
von versprechen, muten Sie das Menschen bedenkenlos zu. 

Auch die Ermittlerinnen und Ermittler vor Ort, die nach bes-
tem Wissen und Gewissen mit unermüdlichem Einsatz ihre 
Arbeit machen, die mit einer akribischen und erstklassigen 
polizeilichen Arbeit Tatverdächtige innerhalb von kurzer Zeit 
dingfest gemacht haben, diskreditieren Sie fortwährend. 

(Zurufe von der AfD) 

Vor etwa drei Wochen hat in Freiburg der Prozess gegen elf 
tatverdächtige Personen begonnen. Elf ermittelte Tatverdäch-
tige! Dies zeigt, wie gut und akribisch unsere baden-württem-
bergische Polizei in diesem Fall gearbeitet hat. Das ist erfolg-
reiche Polizeiarbeit, und die haben Sie nicht zu diskreditieren. 

(Beifall bei der CDU sowie Abgeordneten der Grü-
nen, der SPD und der FDP/DVP – Zurufe von der 
AfD, u. a. Abg. Anton Baron: Das ist am Thema vor-

bei!) 

Nein, das ist einfach widerwärtig, wie Sie diese furchtbare Tat 
hier und heute noch einmal zur Stimmungsmache benutzen 
und missbrauchen. 

(Zuruf der Abg. Dr. Christina Baum AfD) 

Im Übrigen: Wir sprechen nicht nur, wir handeln ganz kon-
kret. Mehrfach- und Intensivtäter, die regelmäßig und zum 
Teil schwere Straftaten im öffentlichen Raum begehen, haben 
wir verstärkt in den Fokus genommen. Sexualstraftaten, die 
absolut widerwärtig sind, habe ich zu einem Bekämpfungs-
schwerpunkt der polizeilichen Arbeit in diesem Jahr gemacht. 
2019 wird das Jahr, in dem wir uns insbesondere um Strafta-
ten gegen die sexuelle Selbstbestimmung im öffentlichen 
Raum kümmern werden. 

Ich kann Ihnen gleich einmal voraussagen: 

(Abg. Bernd Gögel AfD: Schieben Sie die ab?)

Das wird möglicherweise zu einem Ansteigen in der Polizei-
lichen Kriminalstatistik führen. Ja, das wollen wir, weil wir 
mehr Licht in das Dunkelfeld bringen wollen. Deswegen ist 
das ein Schwerpunkt für die polizeiliche Arbeit in diesem Jahr, 
weil wir die Frauen in Baden-Württemberg schützen wollen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der SPD)
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Und das tun wir ganz konkret durch polizeiliche Maßnahmen. 

Freilich, meine Damen und Herren, bleibt die starke Zuwan-
derung seit 2015 nicht ohne Auswirkungen. Oder wie Abg. 
Siegfried Lorek zu Recht gesagt hat: Das ist auch eine sicher-
heitspolitische Herausforderung. Da wollen wir einmal gar 
nicht drum herumreden. Das gilt umso mehr bei Ausländern, 
die Mehrfach- und Intensivstraftäter sind oder die die Sicher-
heit unseres Landes gefährden. 

Das bundesrechtliche Ausländerrecht sieht für diese Perso-
nengruppe spezielle Sanktionen vor. Ich habe deswegen be-
reits zu Beginn des Jahres 2018 den „Sonderstab gefährliche 
Ausländer“ in Baden-Württemberg eingerichtet, eine bundes-
weit einmalige Einrichtung. Dieser Sonderstab arbeitet außer-
ordentlich erfolgreich. 

Jede Woche wird im Schnitt ein solch schwerwiegender Fall 
abgeschlossen, und jeden Monat schieben wir einen Gefähr-
der ab. 

(Zurufe von der AfD: Einen! – Zuruf des Abg. Dr. 
Heinrich Fiechtner [fraktionslos]) 

Das Erfolgsmodell des Sonderstabs wird nun in die Fläche ge-
bracht. Ende 2018 haben wir den ersten regionalen Sonder-
stab beim Regierungspräsidium Freiburg eingerichtet. Er hat 
sich innerhalb kürzester Zeit bewährt. Deswegen werden wir 
dieses Modell auch auf die anderen Regierungspräsidien aus-
dehnen. Ich bin darüber im intensiven Austausch mit den Re-
gierungspräsidentinnen und Regierungspräsidenten. 

Auch das Geordnete-Rückkehr-Gesetz des Bundes sendet das 
richtige Signal an straffällige Ausländer. Dieses Gesetz trägt 
auch unsere Handschrift. Wir, das Land Baden-Württemberg, 
haben uns intensiv in dieses Gesetzgebungsverfahren einge-
bracht. Ich habe mich dafür eingesetzt – – 

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Herr Minister Strobl, Herr 
Abg. Dr. Fiechtner möchte eine Zwischenfrage stellen. 

Minister für Inneres, Digitalisierung und Migration Tho-
mas Strobl: Nein, Herr Kollege Fiechtner hat sich heute hier 
schon ausreichend blamiert. Das genügt. 

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der Grünen 
und der CDU sowie des Abg. Andreas Kenner SPD) 

Ich habe mich dafür eingesetzt, die Schwellen für die Inhaf-
tierung vollziehbar ausreisepflichtiger Ausländer abzusenken. 
So wird bei der Abschiebungshaft in vielen Fällen die Flucht-
gefahr vermutet. Beim Ausreisegewahrsam wird gänzlich auf 
das Vorliegen von Fluchtgefahr und fluchtgefahrähnlichen 
Umständen verzichtet. 

Ich habe auch darauf gedrängt, dass Personen, die nach einer 
Überstellung in das EU-Ausland wieder nach Deutschland 
einreisen, Leistungskürzungen hinnehmen müssen. Zudem 
wurden im Geordnete-Rückkehr-Gesetz auch die Hürden für 
Ausweisungen beispielsweise bei schweren Straftaten sowie 
für Fälle von Betäubungsmittelkriminalität oder Sozialleis-
tungsmissbrauch abgesenkt. 

Sie sehen, meine sehr verehrten Damen und Herren, wir re-
den nicht nur, sondern wir machen. Wir handeln ganz konkret. 

Auf die breite Palette von Herausforderungen reagieren wir 
nicht nach dem Gießkannenprinzip, sondern lage- und ziel-
orientiert. 

Autokorsos und Hochzeitsgesellschaften sind ja jetzt kein völ-
lig neues Phänomen. Allerdings haben diese in den letzten 
Wochen zugenommen. Straßen werden blockiert, teilweise 
wird mit Schreckschusswaffen in die Luft geschossen. Damit 
das ganz klar ist: Das geht nicht! Deswegen haben wir bei-
spielsweise in Ludwigsburg auch entsprechend reagiert. 

Ich möchte das wiederholen, auch meinen Dank für das kla-
re Statement des Bundesvorsitzenden der Türkischen Gemein-
de in Deutschland. Dieser hat klargemacht: Diese Korsos ha-
ben nichts mit einem kulturellen Hintergrund zu tun. Es wä-
re mir auch ziemlich egal, wenn sie einen bestimmten kultu-
rellen Hintergrund hätten. Diese Aktionen gehen nicht, sie 
sind zu verfolgen und zu bestrafen. Das macht die baden-würt-
tembergische Polizei mit aller Konsequenz.

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der Grünen)

Was für die Hochzeitskorsos gilt, gilt selbstverständlich auch 
für die Sicherheit in unseren Freibädern. Die Vorfälle, die sich 
in Freibädern beispielsweise bei der Stadt Kehl ereignet ha-
ben, sind – das möchte ich ganz deutlich sagen – nicht hin-
nehmbar. Punkt.

Deswegen haben wir umgehend reagiert und die Polizei in 
Kehl nach den Vorfällen durch zusätzliche Einsatzkräfte des 
Polizeipräsidiums Einsatz unterstützt. Auch die französische 
Seite wird dabei ihren Beitrag leisten. Seitdem ist es zu kei-
nen weiteren Vorfällen in den Freibädern gekommen. Das zu 
erwähnen haben Sie vergessen. 

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Herr Minister, lassen Sie 
eine Zwischenfrage von Herrn Abg. Stauch von der AfD zu?

Minister für Inneres, Digitalisierung und Migration Tho-
mas Strobl: Nein. – Ich bin im Übrigen froh, feststellen zu 
können, dass wir gerade in solchen plötzlich auftretenden Ex-
tremsituationen in Baden-Württemberg auf ein belastbares 
und leistungsfähiges Netz und eine gute Kooperation unserer 
Sicherheitsbehörden zurückgreifen können. Noch vor weni-
gen Wochen habe ich mit den kommunalen Landesverbänden 
eine Vereinbarung zu Sicherheitskonferenzen getroffen. Da-
mit soll gerade das Sicherheitsgefühl der Menschen in unse-
rem Land gestärkt werden.

Ich will es ganz deutlich sagen, nicht nur an die Adresse der 
AfD, die das vermutlich ohnehin nicht versteht: Die innere Si-
cherheit taugt nicht für politische Polemik.

(Zuruf des Abg. Bernd Gögel AfD) 

Die innere Sicherheit ist ein zu wichtiges Gut in unserem 
Land, als dass man so damit umgeht, wie Sie damit umgehen.

(Beifall bei den Grünen und der CDU sowie des Abg. 
Andreas Kenner SPD)

Deshalb hören Sie auf – –

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Herr Minister, ich darf Sie 
noch einmal fragen, ob Sie eine Zwischenfrage von Frau Abg. 
Dr. Baum von der AfD zulassen.
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Minister für Inneres, Digitalisierung und Migration Tho-
mas Strobl: Nein. – Hören Sie auf mit diesen Spielchen

(Zuruf von der AfD: Hören Sie auf! Schämen Sie 
sich, dass Sie keine Fragen zulassen!)

aus gezielten Falschbehauptungen, Vermischen von Tatsachen 
und unerträglicher Häme. Wir optimieren ganz gezielt unse-
re Sicherheitsbehörden. Wir drehen an den verschiedenen 
Stellschrauben. Eines sieht man ganz deutlich: In Baden-
Württemberg funktioniert die Zusammenarbeit, die Räder 
greifen gut ineinander zum Wohle der Bürgerinnen und Bür-
ger in unserem Land. 

Baden-Württemberg ist beim Thema „Innere Sicherheit“ seit 
vielen Jahren bundesweit spitze. Das ist kein Zufall. Das ist 
das Ergebnis harter Arbeit, kluger Schwerpunktsetzungen und 
konsequenten Handelns.

(Abg. Anton Baron AfD: Man sieht es bei den Ab-
schreckungen! – Zuruf des Abg. Stefan Räpple AfD) 

Vor allem ist es das Verdienst einer erstklassigen Arbeit der 
Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten in diesem Land, 

(Zuruf von der AfD)

denen wir es verdanken, dass wir in einem der sichersten Län-
der dieser Welt leben, 

(Zurufe von der AfD)

und das lassen wir uns von Ihnen nicht schlechtreden.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei den Grünen und der CDU, Abgeordneten 
der SPD sowie des Abg. Daniel Karrais FDP/DVP)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Gibt es aus den Fraktio-
nen weitere Wortmeldungen? – Das ist im Moment nicht der 
Fall. 

Dann Herr Abg. Dr. Fiechtner, bitte.

(Abg. Anton Baron AfD: Kartellfraktionen! Unglaub-
lich! Wäre es nur ein Redner von den anderen Frak-
tionen, wäre es auf das Gleiche herausgekommen!)

Abg. Dr. Heinrich Fiechtner (fraktionslos): Sehr verehrte 
Frau Präsident, sehr verehrte Damen, sehr geehrte Herren!

(Zuruf: Ach nein! – Abg. Nicole Razavi CDU: Das 
ist ja kindisch! – Weitere Zurufe)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Herr Abg. Dr. Fiechtner! 
Ich darf noch einmal mein ceterum censeo anbringen.

Abg. Dr. Heinrich Fiechtner (fraktionslos): Ich wollte gera-
de fragen: Wie fühlen Sie sich denn heute Morgen, mit Frau 
oder – innerhalb des Genderismus – –

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Wollen Sie ein un-
gezogener Rüpel sein oder ein Parlamentarier? – Abg. 
Reinhold Gall SPD: Das wird einfach immer blöder! 

– Weitere Zurufe – Unruhe)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Ich fühle mich wie immer. 
Wenn Sie sich für meine Gefühle interessieren, glaube ich, tut 
das hier nichts zur Sache. Sie behandeln mich bitte als Da- 
me ...

Abg. Dr. Heinrich Fiechtner (fraktionslos): Das tue ich ja. 
Ich entbiete Ihnen sogar – –

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: ... und sprechen mich höf-
lich mit „Frau Präsidentin“ an, wie es hier üblich ist.

Abg. Dr. Heinrich Fiechtner (fraktionslos): Ich werde hier 
das maskuline Generium verwenden, ...

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Nein.

Abg. Dr. Heinrich Fiechtner (fraktionslos): ... so, wie es in 
der deutschen Sprache möglich und auch üblich ist.

(Zuruf von der CDU: Das ist eine Dame! Haben Sie 
keine Erziehung genossen?)

Aber Sie berauben mich meiner Redezeit.

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Sie berauben sich 
selbst Ihrer Redezeit! – Zuruf des Abg. Reinhold Gall 

SPD) 

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Ich sagte Ihnen schon ges-
tern: Sie können sich gern weiter desavouieren. – Fahren Sie 
fort. 

Abg. Dr. Heinrich Fiechtner (fraktionslos): Es ist ja schon – – 

(Zuruf des Abg. Thomas Blenke CDU)

Wenn ein Minister weder sich selbst im Griff hat noch sein 
Ministerium noch die Aufgaben, wie Herr Strobl es gerade ge-
zeigt hat, dann ist es ja gut, dass er sich bald im Marrahaus in 
Heilbronn von der politischen Arbeit wird ausruhen und et-
was darüber wird meditieren können, wie er sein politisches 
Amt tatsächlich verficht. 

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Sie sind eine Zu-
mutung für dieses Parlament! – Abg. Daniel Andre-
as Lede Abal GRÜNE: Wie war das noch mal mit der 
Gemeinderatswahl in Stuttgart? – Zuruf des Abg. 

Karl-Wilhelm Röhm CDU) 

Die Behauptung, Vergewaltigungen seien ein Problem durch 
kulturelle Vielfalt, liebe AfD, ist schon ziemlich rassistisch. 
Nun zum Faktencheck – fünf Behauptungen im Fokus. Gibt 
es immer mehr Vergewaltigungen? Hier wird ganz klar ge-
zeigt, dass von 9 234 Vergewaltigungen gerade einmal 1 316 
auf die Personengruppe der Nichtdeutschen fallen. Wenn man 
es in Bezug auf den Pass sieht, ist es ungefähr fifty-fifty: 4 418 
ohne deutschen Pass und 4 945 mit. 

Wenn man aber mal genauer hinschaut: Von den 81 Millionen 
Menschen in Deutschland sind 76 % ohne Migrationshinter-
grund, 12 % der Deutschen haben einen Migrationshinter-
grund, und die Ausländer machen lediglich einen Anteil von 
11 % aus. Wenn man nun sieht, dass aus einer Gruppe von 9,4 
Millionen Menschen genauso viele Sexualdelikte begangen 
werden wie aus einer Gruppe von 72,3 Millionen Menschen 
– – So kann man natürlich Statistiken türken! So schnell ist 
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der Artikel der Lügenpresse widerlegt und Ihr feuchter Mul-
tikultitraum entzaubert. 

Und nein, es hat eben nicht nur etwas mit der Altersstruktur 
dieser Personengruppe zu tun, ...

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Herr Abg. Dr. Fiechtner, 
Ihre Redezeit ist schon überschritten. 

Abg. Dr. Heinrich Fiechtner (fraktionslos): ... sondern ganz 
besonders auch mit der Kultur und der Herkunft. 

(Zurufe: Aufhören! – Unruhe) 

Da hilft es auch nichts, wenn Sie, Herr Minister Strobl, Ihre 
Statistiken schönen. Denn der Vergleich, den Sie da angestellt 
haben – es gebe einen Rückgang der Zahl der Vergewaltigun-
gen –, ist schlicht und ergreifend erlogen. Stellen Sie einen 
Vergleich mit früheren Zahlen an. 

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Nach 25 % Überziehung 
stellen wir Ihnen das Mikrofon ab. 

Abg. Dr. Heinrich Fiechtner (fraktionslos): 1987, 1995, 
2000, 2005, 2010, 2015 und 2016: In all diesen Jahren waren 
die Zahlen niedriger.

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Wir stellen das Mikrofon 
jetzt einfach ab, Herr Abg. Dr. Fiechtner.

(Abg. Dr. Heinrich Fiechtner [fraktionslos] wird das 
Mikrofon abgeschaltet. – Abg. Dr. Heinrich Fiecht-
ner [fraktionslos]: Das haben Sie ja schon einmal ge-
tan, Frau Präsident! Wir werden ja hoffentlich über 
die Geschäftsordnung noch mal ausführlich debattie-
ren, dass hier in diesem Parlament endlich die Frei-
heit der Rede herrscht und wirklich auch eine echte 
freiheitlich-demokratische Geschäftsordnung be-

steht!) 

Meine Damen und Herren, Herr Abg. Dr. Fiechtner als frak-
tionsloser Abgeordneter hat seine Redezeit wiederum extrem 
überschritten. 

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Tosender Ap-
plaus! – Abg. Reinhold Gall SPD: Das reicht für den 
ganzen Tag! – Gegenruf des Abg. Hans-Ulrich Sckerl 
GRÜNE: Das reicht für das ganze Jahr, mein Lieber!)

Die Fraktionen mit Ausnahme der AfD haben noch Redezeit. 
Möchten Sie diese noch wahrnehmen? 

(Zurufe: Nein! – Gegenruf des Abg. Anton Baron 
AfD: Das war ohnehin die gleiche Rede!)

– Gut, das war jetzt eindeutig. Wir können diesen Tagesord-
nungspunkt daher – – 

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Halt, halt! – Abg. 
Dr. Wolfgang Gedeon [fraktionslos] begibt sich zum 
Redepult. – Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Jetzt 
kommt der nächste Höhepunkt! – Zuruf des Abg. 

Karl-Wilhelm Röhm CDU – Unruhe) 

– Entschuldigung. Herr Abg. Dr. Gedeon möchte gern noch 
sprechen. 

Abg. Dr. Wolfgang Gedeon (fraktionslos): Frau Präsidentin, 
meine Damen und Herren! Die Linken haben ein Problem:

(Abg. Stefan Räpple AfD: Lauter!)

Die Wirklichkeit hat sich verändert. 

(Abg. Nicole Razavi CDU: Ja, das stimmt! – Zuruf 
des Abg. Reinhold Gall SPD) 

Hochzeitsgesellschaften auf Autobahnen, Belästigungsexzes-
se in Schwimmbädern, das alles gab es früher nicht. Das wird 
von der Bevölkerung wahrgenommen; das ist erlebte Wirk-
lichkeit. 

Was tut man in einer solchen Situation als Linker, da man sol-
che Wahrnehmungen ja natürlich nicht brauchen kann? Man 
macht zuerst mal eine Studie. Das ist der erste Schritt. Diese 
Studie hat die Aufgabe, zu bagatellisieren. 

(Abg. Dr. Christina Baum AfD: Genau!) 

Das Problem wird kleingeredet; 

(Abg. Dr. Christina Baum AfD: So ist es!)

es existiert gar nicht. Eine Zuwanderungsproblematik ist über-
haupt nicht zu sehen usw. 

Nach dem ersten Schritt der Bagatellisierung kommt der zwei-
te Schritt; das ist die Diskreditierung des Kritikers. 

(Abg. Dr. Christina Baum AfD: Ja!)

Da wird sich auf die AfD eingeschossen mit den schlimmsten 
Argumenten – „Rattenfänger“, „Feinde des Rechtsstaats“ usw. 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Dann kommt der dritte Schritt, nämlich die Umdrehung, die 
Pervertierung der Wirklichkeit. Aus dem Boten der schlech-
ten Nachricht wird der Produzent der schlechten Nachricht 
gemacht. 

(Der Redner umfasst zwei der Mikrofone. – Abg. 
Reinhold Gall SPD: Das sind Mikrofone, keine Hal-

tegriffe!) 

Ein Paradebeispiel hierfür ist Chemnitz. Chemnitz steht in-
zwischen für Pogrome und für Gewalt gegen Ausländer. Was 
ist wirklich passiert? Ein Messermord. Und ein Verfassungs-
schutzpräsident ist entlassen worden, weil er gesagt hat, er sei 
nicht dazu da, den Rechtsextremismus dadurch zu bekämp-
fen, dass er rechtsextremistische Straftaten erfinde. Dafür steht 
Chemnitz – für eine Gleichschaltungsaktion des Staates im 
Hinblick auf den Ausbau des Verfassungsschutzes, 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

und der Skandal ist, dass Sie hier in diabolischer Weise, mei-
ne Damen und Herren, die Wirklichkeit verdrehen und per-
vertieren. Genau das ist diabolisch; das ist der Teufel. Die Pro-
tagonisten des rot-grünen Zeitgeists machen die Arbeit des 
Teufels; merken Sie sich das. 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Abg. Hans-Ul-
rich Sckerl GRÜNE: Na klar! Schreiben Sie ein Buch 

darüber!)
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Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Sehe ich es richtig, dass 
wir Tagesordnungspunkt 2 abschließen können? 

(Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE: Vielleicht 
will Herr Fiechtner noch mal sprechen! – Gegenruf: 

Nein!)

– Er hat keine Redezeit mehr. – Wir treten in die Mittagspau-
se ein. Sie dauert bis 13:15 Uhr. 

(Unterbrechung der Sitzung: 11:54 Uhr)

*

(Wiederaufnahme der Sitzung: 13:16 Uhr)

Präsidentin Muhterem Aras: Meine Damen und Herren! Ich 
rufe Punkt 3 der Tagesordnung auf:

Fragestunde – Drucksache 16/6434

Ich rufe die Mündliche Anfrage unter Ziffer 1 auf: 

M ü n d l i c h e  A n f r a g e  d e s  A b g .  D a n i e l 
B o r n  S P D  –  B e w e r b e n  d e r  L a n d e s r e -
g i e r u n g  v o n  V o r h a b e n  z u r  R e d u k t i o n 
v o n  K i t a g e b ü h r e n

Bitte, Herr Abg. Born, Sie haben das Wort.

Abg. Daniel Born SPD: Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Ich frage die Landesregierung:

Warum stellt die Landesregierung den Eltern in Baden-Würt-
temberg auf ihrer Internetseite eine finanzielle Entlastung bei 
den Kitagebühren in Aussicht, obwohl sie den ursprünglich 
angedachten Kinderbildungspass – kurz: KiBiPa – bereits im 
Herbst 2017 ersatzlos gestrichen hat und sich ganz aktuell mit 
allen Kräften gegen den Gesetzentwurf der SPD zur gebüh-
renfreien Kita wehrt?

Präsidentin Muhterem Aras: Vielen Dank. – Für die Lan-
desregierung erteile ich das Wort Herrn Staatssekretär 
Schebesta.

Staatssekretär Volker Schebesta: Frau Präsidentin, sehr ge-
ehrte Kolleginnen und Kollegen! Namens der Landesregie-
rung beantworte ich die Mündliche Anfrage des Abg. Born 
wie folgt:

Die Frage nimmt Bezug auf die vom Staatsministerium ver-
antwortete Homepage www.baden-württemberg.de. Dort be-
fand sich in der Rubrik „BW gestalten“ beim Stichwort „Ge-
rechtes Baden-Württemberg“ unter dem Thema „Starke Fa-
milien – starke Kinder“ ein Hinweis auf eine finanzielle Ent-
lastung von Familien im Bereich der frühkindlichen Bildung. 
Das Kultusministerium hat das Staatsministerium gebeten, 
den Hinweis auf den Kinderbildungspass zu entfernen. Er 
wird dort inzwischen auch nicht mehr aufgeführt. 

Bestehende Regelungen ermöglichen eine soziale Staffelung. 
So bestimmt das Bundesrecht, dass Kostenbeiträge zu staffeln 
sind. Als Kriterien hierfür können insbesondere das Einkom-
men der Eltern, die Anzahl der kindergeldberechtigten Kin-
der in der Familie und die täglichen Betreuungszeiten berück-
sichtigt werden. Weiter sehen § 6 des baden-württembergi-
schen Kindertagesbetreuungsgesetzes für freie Träger und 

§ 19 des Kommunalabgabengesetzes für kommunale Träger 
vor, dass die Träger der Einrichtungen die Elternbeiträge so 
bemessen können, dass der wirtschaftlichen Belastung durch 
den Besuch der Einrichtung sowie der Zahl der Kinder in der 
Familie angemessen Rechnung getragen wird. 

Es liegt somit in der Entscheidung der Einrichtungsträger, ob 
und gegebenenfalls in welcher Höhe bzw. nach welchen Kri-
terien sie Elternbeiträge für den Kindergartenbesuch erheben. 
Mit dieser Regelung respektiert das Land die Eigenverantwor-
tung der Kindergartenträger, zu der auch die Festsetzung der 
Elternbeiträge gehört. Zuständig hierfür sind die örtlichen 
Gremien, z. B. der Gemeinderat oder der Kirchengemeinde-
rat.

Neben der Möglichkeit, Kostenbeiträge nach der Zahl der 
Kinder und dem Einkommen zu staffeln, hat der Bundesge-
setzgeber eine weitere soziale Komponente vorgesehen: Nach 
§ 90 Absatz 3 SGB VIII sollen nach derzeit noch geltender 
Rechtslage die Kostenbeiträge für die Förderung von Kindern 
in Tageseinrichtungen und in der Kindertagespflege ganz oder 
teilweise vom Träger der öffentlichen Jugendhilfe übernom-
men werden, wenn die Belastung den Eltern und dem Kind 
nicht zuzumuten ist.

Mit den beschriebenen gesetzlichen Instrumenten ist sicher-
gestellt, dass allen Kindern in Baden-Württemberg gute Bil-
dung, Erziehung und Betreuung in Kindertageseinrichtungen 
und in der Kindertagespflege unabhängig von der finanziel-
len Situation der Eltern zugänglich ist. Ein Beleg dafür ist die 
hohe Besuchsquote der Kinder im Alter ab drei bis unter sechs 
Jahren in Kindertageseinrichtungen von landesdurchschnitt-
lich rund 94 % zum Stichtag 1. März 2018.

Hinzu kommen noch rund 1 100 Kinder im Alter ab drei Jah-
ren bis unter sechs Jahren, die zum Stichtag 1. März 2018 in 
öffentlich geförderter Kindertagespflege betreut wurden, oh-
ne dass zusätzlich eine Kindertageseinrichtung besucht wur-
de. Zudem besuchten im Schuljahr 2018/2019 knapp 4 400 
Kinder einen Schulkindergarten für behinderte Kinder.

Die frühkindliche Bildung hat einen hohen Stellenwert, da sie 
für eine gelingende Bildungsbiografie der Kinder in der Schu-
le wesentlich ist. Das Land investiert jedes Jahr sehr viel Geld 
in die Förderung der Kinder in Kindertageseinrichtungen und 
in der Kindertagespflege. So beteiligt sich das Land z. B. an 
der Finanzierung der Betriebsausgaben der Kleinkindbetreu-
ung in Tageseinrichtungen und in der Kindertagespflege in er-
heblichem Umfang. Es trägt nach § 29 c des Finanzausgleichs-
gesetzes unter Einbeziehung der Bundesmittel zur Betriebs-
kostenförderung 68 % der Betriebsausgaben für die Klein-
kindbetreuung. Die Zuweisungen des Landes an die Kommu-
nen werden nach den derzeit noch vorläufigen Zahlen im Jahr 
2019 voraussichtlich rund 1 005,4 Millionen €, also etwas 
mehr als 1 Milliarde €, betragen; davon sind 111,6 Millionen € 
Mittel des Bundes zur Betriebskostenförderung. 

Weitere Verbesserungen der Qualität der frühkindlichen Bil-
dung werden mit der weiteren Umsetzung des Pakts für gute 
Bildung und Betreuung erreicht, mit der der Ministerrat das 
Kultusministerium am Dienstag beauftragt hat. 

Präsidentin Muhterem Aras: Herr Abg. Born hat eine Zu-
satzfrage.
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Abg. Daniel Born SPD: Herr Staatssekretär, vielen Dank für 
die Antwort, auch vielen Dank dafür, dass Sie den falschen 
Hinweis auf der Homepage entfernt haben, damit sich die El-
tern auch auf die Information verlassen können, die sie da be-
kommen. 

Dass seitens der Landesregierung einmal der Hinweis auf ei-
ne zu erwartende Entlastung bei den Gebühren eingestellt 
wurde, zeigt ja, dass dies einmal zur Agenda dieser Landes-
regierung gehört hat. Wenn der Hinweis nun gestrichen wur-
de, ist das so zu verstehen, dass es nicht mehr zur Agenda der 
Landesregierung gehört, die Eltern bei den Gebühren zu ent-
lasten?

Staatssekretär Volker Schebesta: Sie kennen die Passage 
des Koalitionsvertrags zu diesem Punkt und kennen aber auch, 
weil Sie Mitglied des Bildungsausschusses sind, die Ergeb-
nisse der Beratung über einen konkreten Antrag zum Thema 
Kinderbildungspass, die im Herbst 2017 im Bildungsaus-
schuss stattgefunden hat. In diesem Zusammenhang wurde 
auf Antrag der beiden Regierungsfraktionen das Kultusminis-
terium beauftragt, Vorschläge zu unterbreiten, um vor allem 
auch mit Blick auf die aktuellen bundesweiten Leistungsver-
gleiche ein Mehr an Qualität im Bereich von Bildung und Be-
treuung zu bewirken. Daraus resultierten die weiteren Schrit-
te, die wir für den Pakt für Bildung und Betreuung gemacht 
haben, mit dem wir jetzt einen Schwerpunkt auf die Qualität 
setzen wollen. 

Im Zusammenhang mit der bundesgesetzlichen Regelung, auf 
die ich deshalb auch in der ersten Antwort ausdrücklich hin-
gewiesen habe, tragen wir damit beidem Rechnung: Qualität 
und Berücksichtigung der Finanzsituation der Eltern durch die 
Regelung, die an die Träger adressiert ist.

Präsidentin Muhterem Aras: Ich sehe keine weiteren Wort-
meldungen. Damit ist die Behandlung der Mündlichen Anfra-
ge unter Ziffer 1 beendet. – Vielen Dank.

Ich rufe die Mündliche Anfrage unter Ziffer 2 auf: 

M ü n d l i c h e  A n f r a g e  d e s  A b g .  K l a u s 
B u r g e r  C D U  –  F o r s c h u n g e n  d e r  L a n -
d e s d e n k m a l p f l e g e  a n  d e r  H e u n e b u r g

Herr Abg. Burger, Sie haben das Wort.

Abg. Klaus Burger CDU: Vielen Dank, Frau Präsidentin. – 
Die Fragen betreffen das Keltenkonzept bzw. die Forschun-
gen der Landesdenkmalpflege an der Heuneburg. Ich frage die 
Landesregierung:

a) Erachtet die Landesregierung die Schaffung einer 100-%- 
Stelle für Archäobotanik – im Hinblick auf die in der Kel-
tenkonzeption geplanten archäobotanischen Versuchsflä-
chen –, einer 100-%-Stelle für einen archäologischen Wis-
senschaftler sowie einer 100-%-Stelle für Restaurierungen 
für die Forschungstätigkeit auf der Heuneburg als notwen-
dig und sinnvoll?

b) Hält sie die Einrichtung neuer Personalstellen bei den 
Staatlichen Schlössern und Gärten Baden-Württemberg 
(SSG) zu Bearbeitungszwecken für notwendig, um den 
Übergang der Trägerschaft zu organisieren und auch einen 
größeren – vermutlich sehr schnellen – Anstieg der Besu-
cherzahlen zu ermöglichen?

Präsidentin Muhterem Aras: Vielen Dank. – Für die Lan-
desregierung erteile ich Frau Staatssekretärin Schütz das Wort. 

Staatssekretärin Katrin Schütz: Frau Präsidentin, meine 
sehr geehrten Damen und Herren Abgeordneten, sehr geehr-
ter Herr Abg. Burger! Der frühkeltische Fürstensitz Heu-
neburg gehört zu den bedeutendsten Geländedenkmalen des 
Landes Baden-Württemberg und ist als Kulturdenkmal von 
besonderer Bedeutung. Nach § 12 des Denkmalschutzgeset-
zes Baden-Württemberg genießt die Heuneburg sowohl in ih-
rer Substanz als auch in ihrem Erscheinungsbild besonderen 
Schutz. Aus diesem Grund wird die Heuneburg seit Jahrzehn-
ten von der Landesdenkmalpflege geschützt, gepflegt und er-
forscht. Auf diese Weise konnte die Anlage mit ihrer Authen-
tizität im Wesentlichen bis heute bewahrt bleiben.

Als beeindruckendes, breit und gut erforschtes Geländedenk-
mal bietet die Heuneburg eine sehr gute Möglichkeit, ein au-
thentischer Ort zu sein, an dem Menschen aller Altersgruppen 
für das kulturelle Erbe unseres Landes begeistert werden kön-
nen. Sie ist daher ein ganz wichtiger Baustein der aktuellen 
Keltenkonzeption. 

Anfang des Jahres 2020 soll die Trägerschaft für das Freilicht-
museum Heuneburg auf die Staatlichen Schlösser und Gärten 
Baden-Württemberg übergehen. Ziel ist es, mit neuen Ange-
boten – insbesondere an Wanderinnen und Wanderer, Radfah-
rerinnen und Radfahrer sowie Schulklassen und weitere Inte-
ressierte, also an möglichst viele Menschen – für die Erleb-
niswelt der Heuneburg zu begeistern. 

Dabei ist die Landesdenkmalpflege ganz eng einzubinden: 
Zum einen müssen Umbauplanungen im denkmalgeschützten 
Talhof und sämtliche Maßnahmen und Umsetzungsplanungen 
im Gelände des archäologischen Denkmals Heuneburg immer 
frühzeitig, im Vorfeld, mit dem Landesamt für Denkmalpfle-
ge abgestimmt werden.

Zum anderen soll das Landesamt für Denkmalpflege die Ver-
antwortung für die wissenschaftliche Betreuung und den Aus-
grabungsbetrieb innehaben. Dafür wurde vereinbart, dass ein 
entstehender Mehraufwand für die Landesdenkmalpflege bei 
der Betreuung und Begleitung der Maßnahmen zur denkmal-
verträglichen Weiterentwicklung von Funden und Ausstel-
lungsstätten für die Keltenkonzeption berücksichtigt werden 
muss. Dazu gehört selbstverständlich auch die spezifische, 
fachwissenschaftliche Betreuung der Heuneburg und der dort 
geplanten Erlebniswelt in neuer Trägerschaft. 

Bei Konkretisierung und Fortschreiten der weiteren Planun-
gen für die Ausgestaltung der Keltenerlebniswelt ist daher zu 
erwarten, dass mehr Personal für die Landesdenkmalpflege 
notwendig wird. Gerade wenn die Konzeption der Erlebnis-
welt den Aufgabenschwerpunkt auf Archäologielandschaften, 
Versuchsfelder und die Auswertung und Aufarbeitung der 
Heuneburgausgrabungen legt, werden die in der Frage ange-
sprochenen Stellen für die Archäobotanik, die wissenschaft-
liche Betreuung und die Restaurierung beim Landesamt für 
Denkmalpflege notwendig und auch sinnvoll sein, da für die-
se neuen und zusätzlichen Aufgaben kein Personal vorhanden 
ist. Im Einzelnen wird dies auch eine Frage der kommenden 
und sicherlich weiterer Haushaltsaufstellungen sein. 

Zu Ihrer zweiten Frage: Das Land Baden-Württemberg ist Ei-
gentümer des Heuneburgareals und der unmittelbar angren-
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zenden Staatsdomäne Talhof. Der kommunale Museumsstand-
ort in Herbertingen soll nun aufgegeben werden und in früh-
zeitiger und enger Abstimmung mit der Landesdenkmalpfle-
ge – einschließlich der Abstimmungen über die notwendigen 
Zeitbedarfe für die archäologische Prospektion und gegebe-
nenfalls der Ausgrabungen mit dem bestehenden Freilichtmu-
seum – zu einer Erlebniswelt am Standort Heuneburg/Talhof 
weiterentwickelt werden.

So soll das Freilichtmuseum Heuneburg bereits Anfang des 
Jahres 2020 in die Trägerschaft – was ich schon gesagt habe 
– der SSG übergehen; vorhandenes Personal soll übernom-
men werden. Die zu entwickelnde Erlebniswelt soll also jähr-
lich eine deutlich gesteigerte Zahl von Besucherinnen und Be-
suchern auf die Heuneburg führen. 

Mit der Entwicklung der Erlebniswelt sollen touristische Ziel-
gruppen angesprochen werden, die bisher keinen Bezug zu 
den Kelten finden konnten. Dafür soll das archäologisch-kul-
turgeschichtliche Kernthema Kelten um interaktive und hand-
lungsorientierte experimentelle Angebote erweitert werden. 
Die Infrastruktur und der Service müssen auf das erweiterte 
Vermittlungs- und Erlebnisangebot hin angepasst werden. 

Damit sind zusätzliche Aufgaben für die SSG verbunden, die 
anlässlich des Übergangs der Trägerschaft, der Konzipierung 
und der Umsetzung der Erlebniswelt Heuneburg anfallen und 
zusätzliches Personal für die SSG notwendig machen können. 
Im Einzelnen möchte ich hierzu auch auf das Haushaltsauf-
stellungsverfahren verweisen.

Präsidentin Muhterem Aras: Es gibt eine Zusatzfrage von 
Herrn Abg. Burger.

Abg. Klaus Burger CDU: Frau Staatssekretärin, herzlichen 
Dank für die sehr ausführliche Darstellung. Trotzdem habe 
ich noch Zusatzfragen: Warum liegt die Zuständigkeit nicht 
beim Wirtschaftsministerium, und warum ist noch kein Welt-
kulturerbeantrag für die Heuneburg in der Bearbeitung? Die 
Heuneburg ist nur in der Auswahl der möglichen Projekte.

Staatssekretärin Katrin Schütz: Danke schön, Herr Burger. 
– Der Herr Ministerpräsident hat dem Ministerium für Wis-
senschaft, Forschung und Kunst die Federführung für die Kel-
tenkonzeption als kulturpolitisches Konzept übertragen und 
hat dem Finanzministerium die Federführung für die Entwick-
lung der Heuneburg übertragen, da es sich um eine Landes-
liegenschaft handelt. 

Unabhängig davon ist bei diesen Projekten eine frühzeitige – 
das habe ich schon gesagt – und enge Einbindung der Landes-
denkmalpflege unabdingbar, da ganz hochkarätige archäolo-
gische Kulturdenkmale in den Fokus gerückt werden, die kei-
nen Schaden nehmen dürfen und den Menschen im Land ver-
mittelt werden sollten.

Zum Thema Welterbeantrag: Die keltischen Fundstätten aus 
Baden-Württemberg stehen nicht auf der deutschen Tentativ-
liste UNESCO-Welterbebewerbungen. Fundstätten müssen 
bereits ein Jahr vor Einreichung des Antrags zur Nominierung 
durch die UNESCO auf der Liste stehen. Diese Liste wurde 
2014 zum letzten Mal aktualisiert. Seither wird sie abgearbei-
tet. 

Das Aktualisierungsverfahren wird von der Kulturminister-
konferenz der Länder gesteuert. Dem Welterbekomitee kann 

pro Jahr nur ein deutscher Antrag zur Entscheidung vorgelegt 
werden. Dieses Verfahren ist auch der Grund, warum die Heu-
neburg noch nicht geprüft ist. Die Vorauswahl der deutschen 
Bewerbungen erfolgt nach einem ganz aufwendigen Auswahl-
verfahren unter Beteiligung nationaler und internationaler Ex-
perten. 

Das Potenzial der Heuneburg – das ist das, was Sie wahr-
scheinlich am meisten interessiert – für eine Nominierung zur 
Aufnahme in die Welterbeliste wird im Zusammenhang mit 
der Neuaufstellung der Liste geprüft.

Präsidentin Muhterem Aras: Vielen Dank. – Es gibt eine 
Zusatzfrage von Herrn Abg. Dürr. – Ich wäre Ihnen dankbar 
für möglichst kürzere Antworten, damit wir möglichst viele 
Fragen der Abgeordneten abarbeiten können.

Abg. Klaus Dürr AfD: Danke für den Hinweis, Frau Präsi-
dentin. Ich versuche auch, mich kurzzufassen.

Präsidentin Muhterem Aras: Der Hinweis galt nicht Ihnen.

Abg. Klaus Dürr AfD: Die Antwort dann auch – ich habe Sie 
schon verstanden; kein Thema.

Frau Staatssekretärin, wäre es, nachdem die Heuneburg nicht 
so gefördert wird – Herr Burger, danke für die Frage –, nicht 
möglich, dafür zu sorgen, dass Ehrenamtliche – gestern ha-
ben wir über das Ehrenamt gesprochen –, Polizistinnen und 
Polizisten sowie die Mitglieder der Streitkräfte unseres Lan-
des freien Eintritt in die Heuneburg bekommen?

Ich halte die Heuneburg für eine wichtige und in ihrer Art re-
lativ einzigartige Einrichtung in unserem Land. So könnte die 
Heuneburg mehr Zuspruch erhalten und könnten diese Perso-
nengruppen Wertschätzung erfahren. 

Die Frage an Sie und Ihr Ministerium wäre also: Kann man 
da nicht etwas tun, wenn wir schon Geld dafür in den Haus-
halt einstellen?

Danke.

Staatssekretärin Katrin Schütz: Sie sprechen das Ehrenamt 
an. 

(Abg. Klaus Dürr AfD: Auch!)

– Ich würde jetzt mal das Ehrenamt aufgreifen. – Das Ehren-
amt hat viel dazu beigetragen, dass wir heute schon so weit 
sind. Daran sind auch ganz viele Ehrenamtliche beteiligt. Da-
her werden diese sehr mit eingebunden.

Zur Frage nach einem kostenlosen Eintritt kann ich jetzt kei-
ne Aussage treffen. Ich glaube, wichtiger ist jetzt, dass wir das 
Konzept in den Mittelpunkt stellen und alle dieses Kultur-
denkmal erkunden und besichtigen. Sie waren sicherlich auch 
schon dort.

(Abg. Klaus Dürr AfD: Selbstverständlich war ich 
da!)

Im Moment müssen wir schauen, dass wir da ein gutes, trag-
fähiges Konzept entwickeln. Sosehr ich das Ansinnen verste-
he, aber einen kostenlosen Eintritt könnte ich Ihnen jetzt nicht 
zusagen.

(Abg. Klaus Dürr AfD: Prüfen Sie es mal!)
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Präsidentin Muhterem Aras: Vielen Dank. – Ich sehe keine 
weiteren Wortmeldungen. Damit ist die Behandlung der 
Mündlichen Anfrage unter Ziffer 2 beendet.

Ich rufe die Mündliche Anfrage unter Ziffer 3 auf: 

M ü n d l i c h e  A n f r a g e  d e s  A b g .  D r .  E r i k 
S c h w e i c k e r t  F D P / D V P  –  P r o b l e m e  f ü r 
P e n d l e r  i m  E n z k r e i s  n a c h  d e r  ü b e r 
P f i n g s t e n  v o r g e n o m m e n e n  F a h r p l a n -
u m s t e l l u n g  a u f  d e r  R e s i d e n z b a h n  i m 
V e r b i n d u n g s z w e i g  S t u t t g a r t – K a r l s r u -
h e

Herr Abg. Dr. Schweickert, Sie haben das Wort.

Abg. Dr. Erik Schweickert FDP/DVP: Frau Präsidentin, lie-
be Kolleginnen und Kollegen! Ich frage die Landesregierung:

a) Wie bewertet die Landesregierung die über Pfingsten vor-
genommene Umstellung des Bahnverkehrs auf der Resi-
denzbahn im Enzkreis mit teilweise chaotischen Zuständen 
beim Start bezüglich der Schlechterstellung kleinerer Hal-
tepunkte (z. B. Eutingen, Niefern, Enzberg, Illingen), die 
bisher eine direkte Anbindung ohne viele Zwischenhalte 
und ohne Umsteigen an den Hauptbahnhof Karlsruhe 
(zweistündliche REs) sowie eine direkte Anbindung ohne 
viele Zwischenhalte und ohne Umsteigen an den Haupt-
bahnhof Stuttgart (z. B. IRE 19013) hatten?

b) Inwieweit ist in diesem Zusammenhang die von Herrn Ver-
kehrsminister Hermann beim Start des Sommerfahrplans 
gegenüber der Presse („Pforzheimer Zeitung“ vom 11. Ju-
ni 2019, Seite 19) geäußerte Prüfung zu verstehen, die Re-
gionalbahn RB 19544 von Bietigheim-Bissingen nach Wil-
ferdingen-Singen bis nach Karlsruhe zu verlängern?

Präsidentin Muhterem Aras: Vielen Dank. – Für die Lan-
desregierung erteile ich das Wort Herrn Minister Hermann.

(Abg. Anton Baron AfD: Immer der Gleiche!)

Minister für Verkehr Winfried Hermann: Frau Präsiden-
tin, meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich will vorab 
sagen, dass die Zustände, die beim Fahrplanwechsel eingetre-
ten sind, zunächst nichts mit der Planung zu tun haben, damit, 
wie der Fahrplan gestaltet wird. Vielmehr haben sie damit zu 
tun, dass die Züge von Bombardier nicht rechtzeitig geliefert 
worden sind. Deswegen musste das Fahrplankonzept mit an-
deren, ausgeliehenen Zügen gefahren werden und hat in die-
sen Tagen einiges nicht gut funktioniert. Da ist aber inzwi-
schen doch vieles behoben. Ich will nicht sagen, alles, aber es 
ist deutlich besser geworden.

Kommen wir jetzt zu den eigentlichen Fragen nach dem Fahr-
plankonzept. Wir haben mit dem Fahrplanwechsel im Juni ein 
völlig neues Fahrplankonzept aufgelegt. Das Ziel dieses Fahr-
planwechsels war, insgesamt die Bediensituation und die Zahl 
der Züge auf der Residenzbahn deutlich zu verbessern. Wir 
hatten bisher nur einen unsteten Takt und auch nicht wirklich 
viele Züge. Pro Stunde haben wir seit Juni einen Halbstun-
dentakt, also vier Züge in zwei Stunden. Vorher waren es deut-
lich weniger. Vorher gab es z. B. einen zweistündlichen IRE-
Takt. Diesen haben wir auf eine Stunde verkürzt. 

Zusammen mit den anderen Nahverkehrszügen entsteht da-
mit ein vielfältiges Angebot. Das alte Angebot war nach un-
serer Beobachtung nicht mehr leistungsfähig genug – deswe-
gen diese deutliche Verbesserung des Angebots.

Andererseits muss man auch sagen, dass sich natürlich Pend-
ler auf dieser Achse bewegen und unterschiedliche Wege ha-
ben. Für Pendler, die von Karlsruhe Richtung Stuttgart wol-
len oder umgekehrt, oder für die Pendler in Pforzheim – also 
die weiteren Pendler – bestehen durch die zusätzlichen IRE-
Züge deutlich bessere Konditionen. Das betrifft die große 
Mehrheit der Nutzer.

Dann gibt es noch die Fahrgäste aus Niefern, Enzberg und Eu-
tingen, die überwiegend nach Karlsruhe wollen, die nun kei-
ne umsteigefreie Verbindung mehr haben, sondern in Pforz-
heim umsteigen müssen. Das ist nicht ideal. Aber es ist auch 
nicht so, dass jeder Zug nicht passen würde, sondern auf die 
Stadtbahn passen die Anschlüsse. Beim IRE besteht eine Um-
steigelücke; das ist nicht sehr günstig. Aber grob gesagt kann 
man feststellen: Für die große Mehrheit der Nutzer verbessert 
sich viel, und für die kleinere Gruppe aus diesen Orten gibt es 
eben den Umsteigevorgang und in einem Fall auch keine sehr 
gute Umsteigeverbindung.

Grundsätzlich muss man sagen: Wir haben nicht nur Linien, 
sondern ein Netzkonzept. Insgesamt haben wir durch die hö-
here Zahl von Zügen, die wir anbieten, auch generell günsti-
ge Umsteigemöglichkeiten. Es wird nicht möglich sein – auch 
in Zukunft nicht –, quasi von jedem Ort zu jedem Ort umstei-
gefrei zu fahren. Vielmehr versucht man natürlich, möglichst 
viele Verbindungen gut aneinanderzuschalten, damit nicht ein 
hoher Zeitverlust entsteht.

Aber auch Eutingen, Enzberg und Niefern haben durch das 
neue Fahrplankonzept Vorteile. Werktags gibt es halbstünd-
lich eine Verbindung nach Stuttgart – da ist z. B. eine deutli-
che Verbesserung eingetreten –, aber nicht von Pforzheim 
Richtung Karlsruhe. Das ist aber auch der Einschätzung ge-
schuldet, dass mehr Personen in Richtung Stuttgart als in 
Richtung Karlsruhe fahren. Das Konzept, muss man sagen, 
ist schon stark an Stuttgart orientiert, weil dort eben die Haupt-
pendlerströme sind.

Zum zweiten Teil Ihrer Frage: Es gibt seit dem Fahrplanwech-
sel also bereits Verbesserungen. Wir haben es den Nahver-
kehrspendlern ermöglicht, morgens mit demselben Nahver-
kehrsticket ohne Aufpreis auch den Intercity zu nutzen. Das 
haben wir ausgehandelt. Das ist, glaube ich, gar nicht schlecht. 

Ab Dezember wird ein ICE-Zug über Bruchsal verkehren. Da 
werden wir noch eine Ersatzlösung suchen, weil dann diese 
Lösung eben nicht mehr funktionieren wird.

Es ist noch in Prüfung, ob wir eine Verbindung, die jetzt in 
Wilferdingen-Singen endet und wendet, nach Karlsruhe ver-
längern können. Wir prüfen noch, ob das geht. Wenn das geht, 
ist es auch denkbar, dass man es macht. Das wäre im Idealfall 
schon im Dezember. Aber, wie gesagt, ich kann das noch nicht 
sicher zusagen, denn das hängt auch von technischen Fragen 
ab.

Grundsätzlich muss man sagen: Ein Riesenproblem ist, dass 
wir das Zugmaterial nicht haben, das wir brauchen, um all das, 
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was wir vorhaben, zu realisieren. Leider liefert Bombardier 
nicht pünktlich, sondern die Lieferung zieht sich wirklich hin. 
Ich habe mir gerade noch einmal die Liste geben lassen. Bom-
bardier hätte eigentlich zum Fahrplanwechsel – sechs Wochen 
davor – die Züge liefern müssen. Und die letzten Züge dieser 
Tranche kommen jetzt Ende September, 

(Abg. Winfried Mack CDU: Vielleicht!)

also faktisch ein halbes Jahr später. – Kollege Mack sagt zu 
Recht: vielleicht. Wir haben das – das ist jetzt, glaube ich, der 
13. Lieferplan von Bombardier – immer wieder korrigiert.

(Zuruf des Abg. Anton Baron AfD) 

Präsidentin Muhterem Aras: Vielen Dank. – Es gibt eine 
Zusatzfrage von Herrn Abg. Dr. Schweickert.

(Abg. Winfried Mack CDU: Die Bundesbahn hat das 
gleiche Problem!) 

Abg. Dr. Erik Schweickert FDP/DVP: Herr Minister, vielen 
Dank. – Ich erkenne an, dass die Verbindungen ab Pforzheim 
und Mühlacker besser geworden sind. Das steht auch gar nicht 
zur Debatte. Ich glaube, wir sind uns einig, dass der Liefer-
verzug durch Bombardier ein unhaltbarer Zustand ist. Das be-
trifft die Qualität.

Aber mir geht es mit meiner Frage um die Struktur. Deshalb 
möchte ich noch einmal nachfragen.

Sie haben gesagt, Sie wollen da eine gute Anbindung. Es gibt 
Beispiele: Für eine Verbindung von Karlsruhe in die genann-
ten Orte habe ich abends bisher 29 Minuten gebraucht. Jetzt 
brauche ich zwei Stunden und eine Minute, wenn ich z. B. 
abends mit dem Fernverkehr ankomme. Das ist, glaube ich, 
keine Verbesserung.

Ich glaube schon, dass es das eine ist, zu schauen, ob man zu-
sätzliche Züge anbinden kann. 

Das Zweite betrifft noch einmal die Verlängerung aus der Fra-
ge unter Buchstabe b, Herr Minister: Warum setzt man nicht 
morgens, gerade wenn die Schüler – – Sowohl der östliche als 
auch der westliche Enzkreis gehören zu meinem Wahlkreis. 
Da findet auch über Pforzheim hinaus eine Anbindung statt. 
Warum lässt man dann diese Züge nicht einfach Richtung 
Karlsruhe weiterfahren, so, wie es vorher war, gerade in den 
Pendelzeiten, morgens zwei, abends zwei? Das würde völlig 
ausreichen, um tatsächlich sagen zu können: Hier hat man et-
was Besseres gemacht. Gleiches gilt auf der Relation Rich-
tung Heidelberg. 

Ist das in Ihrer Prüfung mit drin, wenn Sie schon eine Verlän-
gerung der einen Verbindung Richtung Karlsruhe prüfen? 
Kann ich davon ausgehen, dass man nicht bloß, weil der Zug 
zufällig in Wilferdingen hält, sagt: „Da machen wir es“, son-
dern dass man tatsächlich überlegt, solche Verstärkerzüge, die 
es bisher auch gab, einzusetzen? Niefern war nie ein IRE-Halt; 
trotzdem hat der IRE gehalten. Dann braucht man auch kein 
zusätzliches Zugmaterial. 

Minister für Verkehr Winfried Hermann: Der erste Teil Ih-
rer Frage betraf ja den Umstand: Abends brauchen Sie jetzt 
zwei Stunden, vorher war es nur eine halbe Stunde. Verzeihen 

Sie, aber ich kenne nicht jede Zugverbindung in Baden-Würt-
temberg. 

(Zuruf des Abg. Dr. Erik Schweickert FDP/DVP) 

Wir prüfen noch einmal, ob das tatsächlich die einzige Vari-
ante ist, die Sie da ansprechen; denn das wäre natürlich schon 
eine deutliche Verschlechterung. Das kann ich mir übrigens 
nicht vorstellen. Aber wir prüfen das.

Das Zweite: Im Rahmen der Prüfung, ob wir eine Verbesse-
rung erzielen können, werden wir auch die von Ihnen ange-
sprochenen Züge daraufhin überprüfen, ob es geht. Ich sage 
noch einmal, der eigentliche Hintergrund ist die Frage: Haben 
wir genügend Züge und genügend Personal, um den Plan zu 
fahren, und können wir dort noch eines draufsetzen, um au-
ßerplanmäßig eine Verbesserung zu erreichen? Es ist nicht so, 
dass wir da nicht guten Willens sind. Im Gegenteil, jeder Pas-
sagier ist uns wichtig, und auch bei jedem kleinen Ort ist es 
uns wichtig, dass er gut angebunden wird. Aber wir sind beim 
Zugmaterial nicht frei in dem, was wir machen können. 

Präsidentin Muhterem Aras: Ich sehe jetzt keine weiteren 
Wortmeldungen zu dieser Mündlichen Anfrage.

Ich rufe die Mündliche Anfrage unter Ziffer 4 auf:

M ü n d l i c h e  A n f r a g e  d e s  A b g .  K l a u s 
D ü r r  A f D  –  E i n e  g e m e i n s a m e  S t r a t e -
g i e  z u r  B e k ä m p f u n g  k r i m i n e l l e r 
C l a n s  –  E r g e b n i s  d e r  I n n e n m i n i s t e r -
k o n f e r e n z  v o n  B u n d  u n d  L ä n d e r n  i n 
K i e l

Herr Abg. Dürr, Sie haben das Wort.

Abg. Klaus Dürr AfD: Frau Präsidentin, vielen Dank. – Mei-
ne sehr geehrten Damen und Herren! Meine Fragen schließen 
sich an das Thema an, das wir heute Morgen behandelt haben. 
Aber das ist Zufall; denn ich habe diese Fragen ja schon vor 
ein paar Wochen eingereicht. 

In Kiel hat die Innenministerkonferenz von Bund und Län-
dern stattgefunden, und ich stelle der Landesregierung folgen-
de Fragen:

a) Teilt die Landesregierung die Ansicht der Deutschen Poli-
zeigewerkschaft, nach der ein ganzheitlicher Ansatz für die 
Bekämpfung krimineller Clans notwendig ist, bei dem auch 
Überschneidungen beispielsweise zur Wirtschaftskrimina-
lität, der Geldwäsche und der Rockerkriminalität oder des 
Mafiösen einbezogen werden müssen?

b) Wird sie das auf der kürzlich abgehaltenen Innenminister-
konferenz beschlossene Vorhaben unterstützen – insbeson-
dere im Rahmen einer etwaigen Bundesratsinitiative –, an 
Clankriminalität beteiligten Doppelstaatsbürgern die deut-
sche Staatsbürgerschaft zu entziehen, also jetzt quasi Nä-
gel mit Köpfen machen?

Präsidentin Muhterem Aras: Vielen Dank. – Für die Lan-
desregierung erteile ich das Wort Herrn Minister Strobl.

Minister für Inneres, Digitalisierung und Migration Tho-
mas Strobl: Besten Dank, Frau Präsidentin Aras. – Ja, Herr 
Abg. Dürr, die Landesregierung hält zur Bekämpfung der 
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Clankriminalität einen ganzheitlichen Ansatz für notwendig 
und richtig. Insofern teilen wir auch die Aussage der Deut-
schen Polizeigewerkschaft.

Insbesondere die Länder Berlin, Nordrhein-Westfalen, Nie-
dersachsen und Bremen sehen sich mit der sogenannten Clan-
kriminalität und deren Auswirkungen auf die innere Sicher-
heit konfrontiert. Wenngleich Baden-Württemberg auch kein 
Schwerpunkt im Bereich der Clankriminalität ist, werden be-
stehende kriminelle Familienstrukturen in anderen Ländern 
und etwaige Beziehungen derselben nach Baden-Württem-
berg aufmerksam beobachtet.

Es ist dieser Tage veranlasst worden, dass sich unser Landes-
kriminalamt noch einmal besonders intensiv und zielgerich-
tet auch in Baden-Württemberg um diese Thematik kümmert. 
Ich habe darum gebeten, bis zum Herbst ein neues Lagebild 
zu bekommen, möchte aber gleich hinzufügen: Wir haben in 
Baden-Württemberg keine Anzeichen dafür, dass die Clankri-
minalität bei uns Dimensionen hat, wie wir sie aus anderen 
deutschen Ländern, insbesondere Nordrhein-Westfalen und 
Berlin, kennen.

Trotzdem wird das LKA noch einmal einen ganz besonderen 
Blick auf diese Thematik haben, weil wir natürlich gar nicht 
wollen, dass sich solche Strukturen, falls es sie gäbe – Kon-
junktiv! –, bei uns verfestigen und möglicherweise weiterent-
wickeln.

Die Landesregierung ist bei der Bekämpfung der organisier-
ten Kriminalität und Bandenkriminalität im Übrigen gut auf-
gestellt. Neben den jeweils für die Kriminalitätsbekämpfung 
fachlich zuständigen Organisationseinheiten stehen flächen-
deckend spezialisierte Kriminalinspektionen 4 bei den jewei-
ligen regionalen Polizeipräsidien zur Bekämpfung der OK zur 
Verfügung. Darüber hinaus bearbeitet die Abteilung 4 des 
LKA BW – des Landeskriminalamts – herausragende Ermitt-
lungsverfahren in diesem Phänomenbereich und stellt Unter-
stützungsleistungen zur Verfügung. Pro Jahr werden im Land 
ungefähr 40 OK-Verfahren und rund 200 Bandenverfahren 
bearbeitet.

Wir machen das sehr erfolgreich. Beispiel: Umfangreiche Er-
mittlungsverfahren im Bereich der OK- und der Bandenkri-
minalität führten in den vergangenen Jahren jeweils zu Ver-
urteilungen zu langen Haftstrafen für die Täter sowie zur Zer-
schlagung krimineller Gruppierungen. Beispielhaft können 
hier die Erfolge der Ermittlungsgruppe „Meteor“ genannt wer-
den, deren akribische Ermittlungsarbeit letztlich zur Auflö-
sung der kurdisch geprägten Gruppierung Bahoz sowie zu ei-
nem bundesweiten Vereinsverbot des Osmanen Germania 
Boxclubs führte.

Derzeit prüft die Landespolizei, inwieweit kriminelle Famili-
enclans auch in Baden-Württemberg im Bereich der organi-
sierten Kriminalität und Bandenkriminalität eine Rolle spie-
len. Bei dieser Bewertung sollen auch die Beschlüsse der In-
nenministerkonferenz u. a. zur Erstellung eines bundesweit 
einheitlichen Lagebilds berücksichtigt werden. 

Zu Ihrer zweiten Frage: Auch diese, Herr Abg. Dürr, beant-
worte ich mit Ja. Die Landesregierung wird das Vorhaben un-
terstützen, Angehörigen krimineller Familienclans die deut-
sche Staatsbürgerschaft zu entziehen, wenn sie neben der deut-

schen noch eine weitere Staatsangehörigkeit besitzen und 
nachweislich in der organisierten Kriminalität mitwirken.

In schwerwiegenden Fällen kämen dann mitunter aufenthalts-
beendende Maßnahmen in Betracht. Mehrfach- und Intensiv-
täter werden inzwischen mit einem neuen Ansatz einheitlich 
erfasst und im gezielten Zusammenwirken von Polizei und 
Justiz priorisiert in den Blick genommen. Bei ausländischen 
Mehrfach- und Intensivtätern kommt eine Übergabe an den 
„Sonderstab gefährliche Ausländer“ in Betracht. Die Arbeit 
des „Sonderstabs gefährliche Ausländer“ ist außerordentlich 
erfolgreich, im Übrigen auch die Arbeit des „Sonderstabs ge-
fährliche Ausländer“ in der neu eingerichteten Außenstelle 
Freiburg. Deswegen beabsichtige ich, eine solche Regionali-
sierung auch in den anderen drei Regierungsbezirken vorzu-
nehmen.

(Abg. Klaus Dürr AfD: Danke schön!)

Präsidentin Muhterem Aras: Vielen Dank. – Ich sehe keine 
weiteren Wortmeldungen. Damit ist die Behandlung der 
Mündlichen Anfrage unter Ziffer 4 beendet.

Ich rufe die Mündliche Anfrage unter Ziffer 5 auf: 

M ü n d l i c h e  A n f r a g e  d e s  A b g .  K l a u s 
D ü r r  A f D  –  E r n e u t e r  Ü b e r f a l l  a u f 
d e n  D o r f l a d e n  i n  W e i n s t a d t - S c h n a i t 
i m  R e m s - M u r r - K r e i s

Herr Abg. Dürr, Sie haben das Wort.

Abg. Klaus Dürr AfD: Frau Präsidentin! Rems-Murr-Kreis: 
Weinstadt-Schnait, das ist ein kleines Dorf. Wildwest auf dem 
Lande – so etwas kommt normalerweise nicht vor. Deswegen 
die Fragen:

a) Welche aktuellen Erkenntnisse hat die Landesregierung 
zum im Juni 2019 erfolgten Überfall auf den Dorfladen in 
Weinstadt-Schnait?

b) Welche polizeilichen und sicherheitspolitischen Maßnah-
men ergreift sie nach dem erneuten Überfall in Weinstadt-
Schnait – der vorige ereignete sich erst 2018 –, um die Si-
cherheit im ländlichen Raum, hier insbesondere in Wein-
stadt – natürlich geht es auch um andere Orte –, zu verbes-
sern?

Danke schön.

Präsidentin Muhterem Aras: Vielen Dank. – Für die Lan-
desregierung erteile ich das Wort Herrn Minister Strobl.

(Zuruf von der SPD)

Minister für Inneres, Digitalisierung und Migration Tho-
mas Strobl: Frau Präsidentin! Herr Abg. Dürr, Ihre erste An-
frage beantworte ich wie folgt: Am Montag, den 24. Juni 
2019, gegen 10:10 Uhr wurde ein Dorfladen in der Silcher-
straße in Weinstadt-Schnait überfallen. Ein mit einem Messer 
bewaffneter Mann bedrohte die Angestellten und erbeutete 
Bargeld. Im Anschluss an die Tat flüchtete er zu Fuß.

Darüber hinausgehende Erkenntnisse zu dem Tatgeschehen, 
dem Täter sowie den Hintergründen der Tat sind Gegenstand 
der noch laufenden Ermittlungen.
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Der Ortsteil Weinstadt-Schnait wird durch das zuständige Po-
lizeirevier verstärkt bestreift und in anderweitige Überwa-
chungstätigkeiten einbezogen. Darüber hinausgehende beson-
dere Einsatzmaßnahmen des zuständigen Polizeipräsidiums 
Aalen sind aufgrund der vergleichsweise niedrigen Krimina-
litätsbelastung des Ortsteils derzeit nicht vorgesehen.

Im Übrigen ist der Landesregierung keine Raubstraftat auf 
den in Rede stehenden Dorfladen im Jahr 2018 bekannt.

Präsidentin Muhterem Aras: Vielen Dank. – Ich sehe keine 
weiteren Wortmeldungen dazu. Damit ist die Mündliche An-
frage unter Ziffer 5 beendet. 

Ich rufe die Mündliche Anfrage unter Ziffer 6 auf: 

M ü n d l i c h e  A n f r a g e  d e s  A b g .  A n t o n 
B a r o n  A f D  –  L a n d e s s t r a ß e n  i n  H o -
h e n l o h e

Herr Abg. Baron, Sie haben das Wort. 

Abg. Anton Baron AfD: Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Ich 
muss vorab sagen: Der Verkehrsminister war schon lange 
nicht mehr zum Spatenstich in Hohenlohe. Es wird mal wie-
der Zeit. – Ich frage: 

a) Wie ist die aktuelle terminliche Prognose bezüglich der 
dringend notwendigen Sanierung der Landesstraße L 1051, 
insbesondere zwischen Neufels und Neuenstein, angesichts 
der dort für Mitte 2019 angekündigten Ergebnisse der Un-
tersuchung auf Engstellen?

b) Welche Pläne existieren zur Sanierung der stellenweise ma-
roden Landesstraße L 515 zwischen den Krautheimer Orts-
teilen Ober- und Unterginsbach?

Vielen Dank.

Präsidentin Muhterem Aras: Vielen Dank. – Für die Lan-
desregierung erteile ich das Wort Herrn Minister Hermann. 

Minister für Verkehr Winfried Hermann: Frau Präsiden-
tin, meine sehr verehrten Damen und Herren! Der Landesver-
kehrsminister war erst kürzlich zweimal im Hohenlohischen, 
allerdings zu anderen Zwecken. 

(Abg. Reinhold Gall SPD: Herr Baron kriegt nicht so 
viel mit!)

Es waren schöne Termine. – Jetzt zu Ihren Fragen:

Das Verkehrsministerium hat auf der Grundlage der Ergebnis-
se der zuletzt im Jahr 2016 durchgeführten Zustandserfassung 
und -bewertung ein Erhaltungsmanagement für Landesstra-
ßen für einen Zeitrahmen von 2017 bis 2020 erstellt. So erar-
beiten wir Zustandserfassungen professionell mit modernsten 
Instrumenten. Daraus wird ein Sanierungsplan für die folgen-
den Jahre erarbeitet, und der wird dann abgearbeitet.

Das Erhaltungsmanagement Landesstraßen umfasst die dring-
lichsten anstehenden Sanierungsmaßnahmen. Das betrifft rund 
1 000 km und etwa 1 174 sogenannte erhaltungsbedürftige Ab-
schnitte. Wir unterteilen da noch mal präzise in bedürftige Ab-
schnitte und nicht bedürftige Abschnitte. Daraus wird dann 
eben das Erhaltungsprogramm oder Sanierungsprogramm ge-

macht. Es geht natürlich nicht alles auf einmal, sondern es 
wird abgearbeitet.

Im Streckenabschnitt der Landesstraße L 1051 zwischen Neu-
fels und Neuenstein sind zwei erhaltungsbedürftige Abschnit-
te gemäß Erhaltungsprogramm enthalten. Ein Abschnitt liegt 
im Bereich der Ortsdurchfahrt Kirchensall und ein Abschnitt 
im Bereich zwischen der Ortsdurchfahrt Kirchensall und der 
A 6.

Die Sanierung der Ortsdurchfahrt Kirchensall erfolgt voraus-
sichtlich ab August, also demnächst. Sie steht unmittelbar be-
vor. Wir denken, dass diese Sanierungsmaßnahme dann Mit-
te 2020 abgeschlossen sein könnte. Das wird eine Gemein-
schaftsmaßnahme sein. Wir müssen uns also auch mit der 
Stadt absprechen. 

Im Zuge dieser Sanierung sanieren wir nicht nur den Asphalt. 
Das machen wir eigentlich häufig, und es ist auch Teil unse-
rer Philosophie: Wenn es bei einem Sanierungsfall Stellen 
gibt, die eigentlich zu eng sind, dann machen wir an der Stel-
le manchmal die Straße breiter, ohne dass wir eine große Aus-
baumaßnahme daraus machen, für die wir eine Planfeststel-
lung und alles Mögliche brauchen würden. In zwei Kurven-
bereichen wird die Straße so aufgeweitet, dass Begegnungs-
verkehre für Lkws möglich sind. 

Die Sanierung der freien Strecke der L 1051 zwischen der 
Ortsdurchfahrt Kirchensall und der A 6 ist für das kommende 
Jahr geplant, also 2020. Im Zuge der Planung wird geprüft, 
ob in Teilbereichen ebenfalls Verbesserungen für Lkw-Begeg-
nungsverkehre erreicht werden können – wie eben beschrie-
ben. Die Ergebnisse dieser Engstellenuntersuchung liegen vo-
raussichtlich Ende des Jahres vor. Wir wissen bis heute also 
noch nicht genau, ob und, wenn ja, wo diese Engstellen sein 
könnten. 

Zur zweiten Frage: Im Streckenabschnitt L 515 zwischen 
Oberginsbach und Unterginsbach ist kein erhaltungsbedürfti-
ger Abschnitt gemäß des Erhaltungsprogramms festgestellt. 
Die Umsetzung einer Erhaltungsmaßnahme innerhalb der 
Laufzeit des aktuellen Erhaltungsmanagements bei Landes-
straßen ist also nicht vorgesehen und kein Teil des Maßnah-
menplans.

Ausblick: Im Jahr 2020 ist perspektivisch die nächste Phase 
der Erfassung des Zustands und der Bewertung aller Straßen. 
Da ist das dabei. Auf dieser Grundlage wird dann ein neues 
Sanierungsprogramm mit der Bewertung aller neuen Sanie-
rungsfälle gemacht. Man kann heute natürlich noch nicht sa-
gen, ob dieses Straßenstück dabei ist oder nicht, weil der Zu-
standserfassungs- und -bewertungsvorgang noch nicht statt-
gefunden hat. 

Präsidentin Muhterem Aras: Vielen Dank. – Es gibt eine 
Zusatzfrage von Herrn Abg. Baron.

Abg. Anton Baron AfD: Herr Minister, vielen Dank für Ihre 
Ausführungen. Es ist ja doch sehr interessant, zu erfahren, wie 
es da weitergeht. 

Sie sind aber jetzt nicht auf die Strecke zwischen Neufels und 
Kirchensall eingegangen. Diese Strecke muss auch saniert 
werden. Dazu haben Sie jetzt noch nichts gesagt. 
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Darüber hinaus wollte ich noch fragen: Wenn 2020 diese neue 
Zustandserfassung kommt, planen Sie da Änderungen in dem 
Verfahren der Zustandserfassung, oder bleibt es bei dem, wie 
Sie bisher damit umgegangen sind? 

Minister für Verkehr Winfried Hermann: Das System ist 
schon ziemlich gut ausgearbeitet und auch optimiert. Wir wer-
den im Wesentlichen bei diesem System bleiben. Kleinere Op-
timierungen finden immer noch statt. 

Dass Sie jetzt sagen, ich hätte zum ersten Teil Ihrer Frage 
nichts gesagt, sagt mir, dass Sie mir nicht zugehört haben. Ich 
habe Ihnen erzählt, dass ein Planungsabschnitt dabei ist, dass 
wir ab August damit anfangen und im Sommer nächsten Jah-
res damit fertig sein werden. 

Präsidentin Muhterem Aras: Okay. – Ich sehe keine weite-
ren Wortmeldungen. Damit ist die Mündliche Anfrage unter 
Ziffer 6 behandelt und erledigt. 

Ich rufe die Mündliche Anfrage unter Ziffer 7 auf: 

M ü n d l i c h e  A n f r a g e  d e s  A b g .  K l a u s 
B u r g e r  C D U  –  F o o d  F r a u d  i n  B a d e n -
W ü r t t e m b e r g

Herr Abg. Burger, Sie haben das Wort. 

Abg. Klaus Burger CDU: Frau Präsidentin, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Zum Thema „Food Fraud in Baden-Würt-
temberg“ stelle ich die Fragen: 

a) Welchen Stellenwert hat die Bekämpfung von Lebensmit-
telbetrug (Food Fraud), das heißt dem Inverkehrbringen 
von Lebensmitteln mit dem Ziel, durch vorsätzliche Täu-
schung einen finanziellen oder wirtschaftlichen Vorteil zu 
erlangen, in Baden-Württemberg?

b) Welche Maßnahmen zur Bekämpfung von Food Fraud wer-
den in Baden-Württemberg ergriffen?

Präsidentin Muhterem Aras: Vielen Dank. – Für die Lan-
desregierung erteile ich das Wort Frau Staatssekretärin Gurr-
Hirsch. 

Staatssekretärin Friedlinde Gurr-Hirsch: Sehr geehrte Frau 
Präsidentin Aras, lieber Kollege Burger, liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Ich möchte die Mündliche Anfrage des Abg. 
Burger wie folgt beantworten: 

Die Bekämpfung von Lebensmittelbetrug – er hat den engli-
schen Begriff „Food Fraud“ verwendet – gewinnt leider zu-
nehmend an Bedeutung, vor allem, wenn es sich um hochwer-
tige und regionale Spezialitäten handelt. Der Auslöser für die 
Frage von Herrn Abg. Burger könnte gewesen sein, dass wir 
in letzter Zeit in den Medien von einigen Fällen gehört ge-
habt, so etwa im Bericht des „Stern“, wo es darum ging, dass 
italienisches Tomatenmark häufig in China produziert wurde. 
In der Tat kann man eine derartige Verschleierung der Her-
kunft sicher als Verbrauchertäuschung ansehen. 

Auf derartige Fälle hat auch das Europäische Parlament re-
agiert, sodass ab dem nächsten Jahr bereits falsche Anspielun-
gen, also bereits Anspielungen bezüglich der Herkunft der 
Hauptzutat ohne ausreichende Kenntlichmachung, nach der 
Lebensmittelinformationsverordnung verboten sind. 

Sie haben Ihre Mündliche Anfrage um die Frage erweitert, 
welchen Stellenwert der Lebensmittelbetrug bei uns in der Le-
bensmittelüberwachung hat. Leider – das muss man so sagen 
– nimmt der organisierte Lebensmittelbetrug durch die orga-
nisierte Kriminalität ständig zu. Nach Schätzungen von Ex-
perten lässt sich durch Lebensmittelbetrug mehr Gewinn er-
wirtschaften als durch Drogenhandel. So sind laut Schätzun-
gen international bis zu 10 % der im Einzelhandel verkauften 
Lebensmittel schlichtweg Fälschungen, was einen jährlichen 
wirtschaftlichen Schaden zwischen 10 und 15 Milliarden US-
Dollar ausmacht. 

Doch nicht nur der ökonomische Schaden spielt bei den Le-
bensmittelfälschungen eine bedeutende Rolle, auch den Ein-
fluss auf die Gesundheit der Konsumenten darf man auf kei-
nen Fall außer Acht lassen. Denken Sie an diese Sache in Chi-
na, wo vor ca. zehn Jahren die ganze Welt erschüttert wurde; 
es ging darum, dass dort Babys mit einer mit Melamin ge-
streckten und damit verfälschten und auch gefährlichen Milch 
großgezogen wurden. 

Die Bekämpfung von Lebensmittelbetrug ist so alt wie das 
Lebensmittelhandwerk. Diese kleine Anmerkung möchte ich 
Ihnen nicht ersparen. Am Sockel des Freiburger Münsters – 
Herr Bäckereifachmann Grath – gibt es einen Vergleich. Man 
hat diesen Vergleich dort angebracht, damit die Marktbesu-
cher im Mittelalter die erworbenen Backwaren an diesem Län-
genmuster messen konnten, um zu sehen, ob sie übers Ohr ge-
hauen wurden oder nicht. Das heißt, Menschen sind immer 
täuschend unterwegs gewesen, und jede Zeit hat ihre Mög-
lichkeiten. Deswegen ist es wichtig, dass man staatlicherseits 
dafür sorgt, dass solche Machenschaften zutage kommen. 
Denken Sie an den Pferdefleischskandal 2013. Da ist natür-
lich eine neue Qualität von Lebensmittelverfälschung deut-
lich geworden. Das ist regelrechter Betrug. 

Deswegen hat sich auch, wie gesagt, das Europäische Parla-
ment dessen angenommen und geht mit einer neuen EU-Kon-
trollverordnung dagegen vor. 

Es gibt – da gibt es keine Grenzen – zum Glück inzwischen 
auch ein Netzwerk, das sich Food-Fraud-Network nennt. Da-
mit können wir untereinander in der EU die Daten sehr schnell 
austauschen und auch verfolgen. Baden-Württemberg ist Teil-
nehmer dieses Netzwerks und hat eigene Schwerpunkte. Ich 
glaube, es ist vernünftig, dass sich jede wissenschaftliche Ein-
heit einem Thema vertieft zuwendet.

Ich darf Ihnen sagen, wir geben diesem Thema landespolitisch 
einen großen Stellenwert. Deswegen haben Sie mit Ihrem Be-
schluss auch dafür gesorgt, dass wir 88 neue Lebensmittel-
kontrolleure einstellen konnten, um dieser Thematik nachzu-
gehen. Das Chemische und Veterinäruntersuchungsamt – wir 
haben vier solcher Ämter in Baden-Württemberg – hat hier 
auch verschiedene Schwerpunkte. Mich hat sehr beeindruckt, 
dass man etwa bei einer Forelle, auf deren Verpackung 
„Schwarzwaldforelle“ steht, nachweisen kann, ob diese tat-
sächlich in Schwarzwaldwasser großgezogen wurde. So et-
was schafft Respekt vor den Möglichkeiten, die wir heute ha-
ben.

Ergänzend möchte ich dem Kollegen Burger noch sagen, wel-
che Maßnahmen wir ergreifen. Es gibt vier verschiedene Stoß-
richtungen. Zum einen geht es darum, dass vor allem lebens-
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mittelfremde Farbstoffe offengelegt werden. Diese sind durch-
aus üblich, um dem Produkt den Charakter von Frische – 
wenn es rot ist; etwa bei Fischen – zu geben. Dem gehen wir 
natürlich nach.

Auch bei der Kennzeichnung der geografischen Herkunft wird 
sehr viel Geld gemacht. Zurzeit ist ein Thema der Arabica-
Kaffee, der mit Robusta-Kaffee gestreckt wird. Diesen Kaf-
fee kann man dann teurer verkaufen. Hier sieht man, welche 
Motivationen es gibt. 

Falschdeklarationen, falsche Angaben und Auslobungen wer-
den natürlich genauso verfolgt. Es ist auf jeden Fall wichtig, 
dass es nicht nur die bloße Kontrolle ist, sondern dass wir vor 
allem auch mit der Staatsanwaltschaft in Verbindung sind.

Wir haben seit 2015 eine Art Taskforce eingerichtet, die sich 
„Landeskontrollteam Lebensmittelsicherheit“ nennt. Sie ar-
beitet auch interdisziplinär überregional und ist sehr schlag-
kräftig. Wenn man Regionalität bewirbt – so, wie wir es ge-
meinsam tun –, muss man dafür sorgen, dass diese Regiona-
lität auch gewährleistet ist. Deswegen wurden in der Vergan-
genheit Apfelsaft und Fleisch auf Regionalität überprüft. Die 
Echtheit von ausgelobtem heimischen Spargel steht ebenfalls 
auf der Liste. 

Man hat etwa im CVUA in Karlsruhe eine günstige und 
schnelle Spezialanalytik, die auch europaweit Geltung hat. In 
den Jahren 2015 bis 2018 haben wir viele Komplettfälschun-
gen, etwa bei Olivenöl, offengelegt. Da werden Sojaöl, Son-
nenblumenöl und Rapsöl vermengt, und man gibt Karotin und 
für den Geschmack noch ein bisschen Olivenöl dazu.

Dass solche Fälle auffliegen, ist sehr wichtig; sonst ist das Ver-
trauen der Verbraucher nicht mehr gegeben. Wie gesagt, es 
geht hier um große volkswirtschaftliche Schäden. 

Also, lassen Sie uns an dem Thema weiterhin mit offenen Au-
gen arbeiten.

Präsidentin Muhterem Aras: Vielen Dank. – Herr Abg. Bur-
ger hat eine Zusatzfrage.

Abg. Klaus Burger CDU: Frau Staatssekretärin, herzlichen 
Dank, dass Sie diese Zusatzfrage zulassen. – Kennen Sie die 
Haltung der Europäischen Union zu Food Fraud? 

(Abg. Reinhold Gall SPD: Hoffentlich!)

Kennen Sie die Maßnahmen? Das Problem besteht ja nicht 
nur in Baden-Württemberg, sondern international. 

Staatssekretärin Friedlinde Gurr-Hirsch: Ja, ich habe in 
meiner Antwort zweimal darauf verwiesen, dass dies jetzt in 
Vorbereitung ist. Wenn die EU es verbietet, bedarf es eben 
auch Strafmaßnahmen, je nach Schwere dieser Delikte. 

Ich bin froh, dass es jetzt auf europäischer Ebene angegangen 
wird, statt dass jeder einzelne Staat seine eigenen Auslegun-
gen hat. 

Präsidentin Muhterem Aras: Vielen Dank. – Ich sehe keine 
weiteren Wortmeldungen. – Entschuldigung. Herr Abg. Dürr. 

Abg. Klaus Dürr AfD: Frau Staatssekretärin, sind Ihnen Fäl-
le bekannt, sind im Ministerium bereits Fälle aufgeschlagen, 
dass für Möbel aus dem Nordschwarzwald mit dem Zusatz 

„Holz aus heimischen Wäldern“ geworben wird, dieses Holz 
dann allerdings aus europäischem Import stammt? Sind Ihnen 
solche Fälle bekannt? 

Staatssekretärin Friedlinde Gurr-Hirsch: Ich habe davon 
noch keine Kenntnis erlangt, aber ich kann dem gern nachge-
hen. 

(Abg. Klaus Dürr AfD: Danke!)

Das ist jetzt natürlich auch nicht unbedingt ein Thema für die 
Lebensmittelkontrolle; Ihre Frage zielt ja auf Gebrauchsge-
genstände. Es ist aber auf jeden Fall 

(Abg. Klaus Dürr AfD: Verbraucherschutz!)

ein Thema des Verbraucherschutzes. Ich werde da einmal re-
cherchieren. 

Präsidentin Muhterem Aras: Die nächste Frage kommt von 
Herrn Abg. Baron. 

Abg. Anton Baron AfD: Vielen Dank. – Ich habe noch eine 
Frage zum Separatorenfleisch. Sie wissen ja, Wurst – gerade 
die günstige Wurst – wird häufig mit Separatorenfleisch ge-
streckt. Planen die Landesregierung oder auch weitere Insti-
tutionen vielleicht, für die Verwendung von Separatorenfleisch 
bei Lebensmitteln eine entsprechende Kennzeichnung ver-
pflichtend vorzusehen, aus der auch der prozentuale Anteil 
hervorgeht? 

Staatssekretärin Friedlinde Gurr-Hirsch: Meines Wissens 
ist seit dem BSE-Skandal bezüglich des Einsatzes von Sepa-
ratorenfleisch dieses Separatorenfleisch als kritisches Fleisch 
eingestuft worden; die Verwendung ist also nicht erlaubt. Da-
her braucht man auch keine Kennzeichnung. 

(Abg. Anton Baron AfD: Okay!)

Präsidentin Muhterem Aras: Vielen Dank, Frau Staatsse-
kretärin. – Ich sehe keine weiteren Wortmeldungen. Damit ist 
die Behandlung der Mündlichen Anfrage unter Ziffer 7 been-
det. 

Ich kann noch eine Mündliche Anfrage aufrufen. Ich rufe die 
Mündliche Anfrage unter Ziffer 8 auf: 

M ü n d l i c h e  A n f r a g e  d e s  A b g .  D a n i e l 
B o r n  S P D  –  F i n a n z i e r u n g  v o n  T h e a -
t e r p ä d a g o g i k  i n  B a d e n - W ü r t t e m b e r g

Herr Abg. Born, Sie haben das Wort. 

Abg. Daniel Born SPD: Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Die Theaterpädagogik ist aus un-
seren Schulen nicht wegzudenken und leistet gerade für die 
kulturelle Bildung einen herausragenden Beitrag. Darum fra-
ge ich die Landesregierung: 

a) Warum versagt die Landesregierung dem Landesverband 
Theater in Schulen Baden-Württemberg e. V. die finanzi-
elle Unterstützung für die Institutionalisierung, obwohl sie 
diese in ihrer Antwort auf die Kleine Anfrage Drucksache 
16/6422 ausdrücklich begrüßt hat?

b) Wie plant sie die derzeitige Finanzierungslücke in Höhe 
von 139 000 € des Schultheatertreffens der Länder, das im 
Jahr 2021 in Baden-Württemberg stattfinden wird, zu 
schließen?
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Präsidentin Muhterem Aras: Vielen Dank. – Für die Landes-
regierung erteile ich das Wort Herrn Staatssekretär Schebesta. 

Staatssekretär Volker Schebesta: Namens der Landesregie-
rung beantworte ich die Mündliche Anfrage des Kollegen 
Born wie folgt: 

Zu Frage a: Das Kultusministerium begrüßt die Institutiona-
lisierung der theaterpädagogischen Institutionen in Baden-
Württemberg und die damit verbundene Bündelung der Inte-
ressen und die Vertretung der Theaterarbeit an Schulen. 

Zu dem Zweck der finanziellen Unterstützung durch das Land 
sind im Haushalt keine Mittel veranschlagt. 

Zu Frage b: Vom Kultusministerium wurden die für das Schul-
theatertreffen der Länder zusätzlich erforderlichen Mittel in 
Höhe von 120 000 € für den kommenden Doppelhaushalt 
2020/2021 angemeldet. Über die Veranschlagung der Mittel 
entscheidet der Haushaltsgesetzgeber. 

Die Gesamtfinanzierung ist Aufgabe des Bundesverbands 
Theater an Schulen e. V. als Veranstalter des Schultheatertref-
fens der Länder. 

Präsidentin Muhterem Aras: Vielen Dank. – Ich sehe keine 
weiteren Wortmeldungen. Damit ist die Behandlung der 
Mündlichen Anfrage unter Ziffer 8 ebenfalls beendet. 

Die Mündliche Anfrage unter Ziffer 9 können wir aus Zeit-
gründen nicht mehr aufrufen. Wenn der Fragesteller, Herr 
Abg. Brauer, einverstanden ist, kann diese Mündliche Anfra-
ge schriftlich beantwortet werden; die Antwort wird dann in 
das Sitzungsprotokoll aufgenommen. Können wir so verfah-
ren? – Vielen Dank. 

Damit ist Tagesordnungspunkt 3 erledigt. 

*

M ü n d l i c h e  A n f r a g e  d e s  A b g .  S t e p h e n 
B r a u e r  F D P / D V P  –  F i n a n z i e r u n g s v a -
r i a n t e n  b e i m  A u s b a u  d e r  B u n d e s a u -
t o b a h n  A  6  i m  B e r e i c h  H o h e n l o h e /
F r a n k e n  b i s  z u r  b a y e r i s c h e n  L a n d e s -
g r e n z e

a) Wie beurteilt die Landesregierung den geplanten Ausbau 
der Bundesautobahn A 6 im Streckenabschnitt zwischen 
Bretzfeld und der bayerischen Landesgrenze im Hinblick 
auf eine im Raum stehende Realisierung mittels eines so-
genannten ÖPP-Modells?

b) Welche Vorteile bestehen ihrer Ansicht nach in dem kon-
kreten Fall bei einer Realisierung des Projekts mittels ei-
nes ÖPP-Modells gegenüber einer Umsetzung durch die 
öffentliche Hand, insbesondere in Bezug auf die Kosten 
und die zeitliche Realisierung der Baumaßnahme?

Schriftliche Antwort des Ministeriums für Verkehr:

Zur Teilfrage a „Realisierung durch ÖPP“: Es liegt im Inter-
esse des Landes, die A 6 vom Autobahnkreuz Weinsberg bis 
zur Landesgrenze zu Bayern möglichst schnell sechsspurig 
auszubauen. Ziel des Landes ist, für diesen ca. 64 km langen 
Autobahnabschnitt die Planfeststellungsbeschlüsse bis ca. En-

de 2021 zu erlangen. Zusammen mit dem rund 9 km langen 
Abschnitt von der Landesgrenze bis zum Autobahnkreuz 
Feuchtwangen/Crailsheim, für den Bayern derzeit das Plan-
feststellungsverfahren betreibt, soll Ende 2021 dann für den 
gesamten rund 73 km langen Streckenabschnitt zwischen dem 
Autobahnkreuz Weinsberg und dem Autobahnkreuz Feucht-
wangen/Crailsheim Baurecht geschaffen werden. 

Die Gesamtkosten der sechs baden-württembergischen Ab-
schnitte vom Autobahnkreuz Weinsberg bis zur Landesgren-
ze betragen rund 900 Millionen €. Der bayerische Abschnitt 
kostet weitere rund 140 Millionen €. Grundsätzlich ist eine 
Finanzierung als ÖPP-Vorhaben oder konventionell aus dem 
Bundeshaushalt möglich. 

Die Bundesregierung sieht die bisherigen Erfahrungen mit 
ÖPP-Modellen überwiegend positiv. Der Bundesrechnungs-
hof hat demgegenüber die Wirtschaftlichkeit einzelner ÖPP-
Projekte infrage gestellt. Im beiderseitigen Interesse von Bund 
und Land ist in jedem Einzelfall die Wirtschaftlichkeit sorg-
fältig zu prüfen. 

Wie allgemein bekannt sein dürfte, steht die Landesregierung 
ÖPP-Projekten grundsätzlich kritisch gegenüber. Die Ent-
scheidung hierüber trifft jedoch im vorliegenden Fall allein 
der Bund. Letztendlich muss sichergestellt sein, dass ein ÖPP-
Modell am Ende für die öffentliche Hand nicht teurer ist als 
eine konventionelle Realisierung.

Zur Teilfrage b „Vorteile ÖPP hinsichtlich Kosten und zeitli-
cher Realisierung“: Wie bereits bei Teilfrage a dargestellt, ist 
die Wirtschaftlichkeit in jedem Einzelfall kritisch zu prüfen.

Die neuerdings zur Ausführung kommenden sogenannten Ver-
fügbarkeitsmodelle werden aus Haushaltsmitteln des Bundes 
finanziert und verringern dadurch ebenfalls das für den Bau 
oder den Ausbau von Bundesfernstraßen zur Verfügung ste-
hende Gesamtvolumen.

Der Bund hat das Projekt bislang noch in seine Liste der zehn 
ÖPP-Projekte der 3. Generation („Neue Generation“) aufge-
nommen. Diese Liste ist auf der Homepage des BMVI hinter-
legt und öffentlich einsehbar (https://www.bmvi.de/Shared-
Docs/DE/Artikel/StB/oepp-projekte-der-neuen-generation-lis-
te.html).

Anzumerken ist, dass im Gesetz zur Errichtung einer Infra-
strukturgesellschaft für Autobahnen und andere Bundesfern-
straßen (§ 5 Absatz 2 des Infrastrukturgesellschaftserrich-
tungsgesetzes) steht, dass die Einbeziehung Privater bei Pla-
nung, Bau, Betrieb und Erhalt von Bundesautobahnen oder 
sonstigen Bundesfernstraßen nur erfolgen darf, wenn sich der 
Vertrag auf einzelne Vorhaben mit einem Gesamtumfang von 
bis zu 100 km erstreckt. Mehrere Vorhaben dürfen dabei nicht 
miteinander verbunden werden. 

Da der sechsspurige Ausbau der A 6 vom Autobahnkreuz 
Weinsberg bis zum Autobahnkreuz Feuchtwangen/Crailsheim 
direkt an das sich derzeit in Bau befindliche ÖPP-Verfügbar-
keitsmodell „Sechsspuriger Ausbau der A 6 vom Autobahn-
kreuz Wiesloch/Rauenberg bis zum Autobahnkreuz Weins-
berg“ angrenzt, wäre demnach die Realisierung dieses weite-
ren Ausbauabschnitts als ÖPP-Projekt gegebenenfalls nicht 
möglich. 
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Das Land hat vor diesem Hintergrund – und auch im Zusam-
menhang mit der Gründung der neuen Autobahn GmbH – den 
Bund gebeten, zu prüfen, ob der sechsspurige Ausbau der A 6 
vom Autobahnkreuz Weinsberg bis zum Autobahnkreuz 
Feuchtwangen/Crailsheim konventionell zu realisieren ist. Ei-
ne abschließende Entscheidung des Bundes hierüber steht je-
doch noch aus.

Anzumerken ist, dass der Bund beim Albaufstieg an der A 8 
– nachdem bei diesem Projekt über 15 Jahre über die Frage 
diskutiert wurde und Untersuchungen angestellt wurden, ob 
der Albaufstieg als ÖPP-Projekt realisiert werden soll oder 
nicht – im vergangenen Herbst entschieden hat, den Albauf-
stieg konventionell zu finanzieren und auf ein ÖPP-Modell zu 
verzichten. Hätte der Bund diese Entscheidung schon vor 15 
Jahren getroffen, wäre der Albaufstieg wohl schon längst ge-
baut und unter Verkehr. 

Für das Land ist es wichtig, dass mit dem sechsspurigen Aus-
bau der A 6 möglichst zeitnah nach Vorliegen des Baurechts 
begonnen wird. Hierfür ist es wichtig, dass der Bund mög-
lichst bald eine Entscheidung über die Art der Umsetzung – 
also „konventionelle“ Finanzierung oder ÖPP – trifft, damit 
man die Vorbereitungen für die bauliche Umsetzung jetzt 
schon entsprechend gestalten kann und nicht später wertvol-
le Zeit bei der Klärung dieser Frage vergeudet. 

*

Präsidentin Muhterem Aras: Ich rufe Punkt 4 der Tages-
ordnung auf:

Beschlussempfehlung und Bericht des Ständigen Aus-
schusses zu dem Antrag der Fraktion GRÜNE, der Frak-
tion der CDU, der Fraktion der SPD und der Fraktion der 
FDP/DVP – Änderung der Geschäftsordnung des 
16. Landtags von Baden-Württemberg – Drucksachen 
16/6462, 16/6553

Berichterstatter: Abg. Emil Sänze

Meine Damen und Herren, das Präsidium hat für diesen Ta-
gesordnungspunkt eine Redezeit von fünf Minuten je Frakti-
on vorgesehen. 

In der Aussprache erteile ich Herrn Abg. Sckerl für die Frak-
tion GRÜNE das Wort.

Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, werte Kolleginnen und Kollegen! Unsere Geschäfts-
ordnung ist Ausdruck der in Artikel 32 unserer Landesverfas-
sung garantierten Autonomie des Landtags. Sie definiert die 
Spielregeln

(Abg. Anton Baron AfD: Spielregeln!)

der Demokratie im Landtag und ist seit vielen, vielen Jahren 
unser verlässlicher Kompass. Deshalb hat die Geschäftsord-
nung einen hohen Stellenwert. 

Die parlamentarischen Geschäftsführer haben in einem inten-
siven Arbeitsprozess mit sechs Sitzungen der Geschäftsord-
nungskommission den Auftrag des Präsidiums, die Geschäfts-
ordnung grundlegend zu überarbeiten, sehr ernst genommen. 
Wir haben die Geschäftsordnung grundlegend modernisiert 

und sie dort geändert, wo es klare Gründe dafür gibt. Ich 
möchte kurz auf die wichtigsten Änderungen eingehen.

Der erste Anlass für die Wiederaufnahme der Kommissions-
tätigkeit war die Notwendigkeit einer Neuregelung der Ab-
stimmungsreihenfolge bei Änderungsanträgen; Sie kennen die 
Diskussionen aus dem Parlament. Hierfür haben wir eine neue 
und, wie wir meinen, verfassungsfeste Regelung gefunden, 
mit der nicht mehr über den am weitesten abweichenden An-
trag zuerst abgestimmt wird, sondern alle Anträge nach der 
zeitlichen Reihenfolge ihres Eingangs behandelt werden. Da-
mit kommen die Interessen aller Fraktionen im Landtag zur 
Geltung. 

Wir haben insgesamt die Geschäftsordnung unter Einbezie-
hung der Geschäftsordnungen des Bundes und aller Bundes-
länder überarbeitet – es war eine sehr gründliche Synopse und 
vergleichende Tätigkeit – und haben die Änderungen identi-
fiziert, die wir für notwendig halten. Dies mündet nun in den 
dem Landtag heute vorliegenden 60 größeren und kleineren 
Änderungsvorschlägen. Darunter sind eine Reihe von Rechtsan-
passungen und Klarstellungen. 

Es gibt auch Änderungsvorschläge, die einen politischen Hin-
tergrund haben. Dazu gehört z. B., dass fraktionslos gewor-
dene Abgeordnete, die Mitglied des Präsidiums sind, aus die-
sem ausscheiden müssen, ebenso, wie sie einen etwaigen Aus-
schussvorsitz abgeben müssen. Das ist aus unserer Sicht eine 
logische und zwingende Maßnahme.

Wir haben die Regelungen zur Einberufung einer Sondersit-
zung des Präsidiums präzisiert, ohne das Quorum zu ändern. 
Ich bitte, darauf Wert zu legen: Das Quorum wurde nicht ge-
ändert, aber die Geschäftsordnung wurde vor der Gefahr ei-
nes offenkundigen Missbrauchs geschützt. Dies waren not-
wendige präventive Maßnahmen.

Künftig werden bei der Wahl der Präsidentin bzw. des Präsi-
denten Neinstimmen stets mitgezählt. Es gibt Klarstellungen 
hinsichtlich der Enquetekommission und des Parlamentari-
schen Kontrollgremiums. Wir kommen dem Wunsch des Pe-
titionsausschusses nach, ergänzende Verfahrensregeln für das 
Petitionsverfahren treffen zu können. 

Wir haben künftig jährlich einen Bericht des Petitionsaus-
schusses und regelmäßige Berichte des Landesbeauftragten 
für den Datenschutz und die Informationsfreiheit. Wir haben 
festere Verankerungen der Aktuellen Debatten im Landtag. 
Wir haben eine Neuregelung des Verfahrens bei einer mögli-
chen Beschlussunfähigkeit. 

Wir haben – das war aus unserer Sicht ebenfalls notwendig – 
Neuregelungen für die Abgabe persönlicher Erklärungen, für 
sachliche Richtigstellungen, Erklärungen zur Abstimmung, 
aber auch Neuregelungen zur namentlichen Abstimmung. Wir 
haben hierfür die Redezeiten begrenzt vereinheitlicht und den 
Sachgrund jeweils klarer definiert.

Zudem werden wir nach der Sommerpause ein neues Verfah-
ren für namentliche Abstimmungen – auch in technischer Hin-
sicht – haben. Es wird anders sein, und es wird beschleunigt 
sein; dies wird Ihnen noch in aller Ausführlichkeit vorgestellt 
werden.

Eine politische Auseinandersetzung fand um die Frage statt, 
wer die erste Landtagssitzung leitet und wer die Präsidentin 
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und ihre Stellvertreterin oder die Ausschussvorsitzenden bei 
deren Abwesenheit vertritt. Die AfD behauptet nun, hier sei 
die Geschäftsordnung eine Lex AfD. 

(Abg. Anton Baron AfD: Definitiv! Eindeutig!)

Weit gefehlt, meine Damen und Herren, weit gefehlt! Sie neh-
men sich hier eindeutig zu wichtig. Diese Rolle spielen Sie 
gar nicht in diesem Landtag.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der CDU 
– Lachen bei der AfD – Abg. Anton Baron AfD: Be-

gründen Sie, warum! Da bin ich gespannt!)

Wir haben ganz überragende parlamentarische Gründe für die-
se Änderungen. Lebensalter, meine Damen und Herren, meint 
im Sinne unserer Geschäftsordnung nämlich Lebenserfahrung 
und insbesondere Parlamentserfahrung. Wir wollen es nicht 
mehr dem Zufall überlassen, wer den neuen Landtag eröffnet. 
Deshalb soll zukünftig nicht mehr die oder der an Lebensjah-
ren älteste Abgeordnete, sondern die oder der Abgeordnete 
mit der größten Parlamentserfahrung die konstituierende Sit-
zung eröffnen.

(Vereinzelt Beifall bei den Grünen, der CDU, der 
SPD und der FDP/DVP – Zuruf von der AfD: Wo-

für?)

Das Amt der Alterspräsidentin bzw. des Alterspräsidenten ist 
in der Öffentlichkeit sehr bedeutend. 

(Abg. Dr. Heinrich Fiechtner [fraktionslos]: Das Par-
lament ist der Gefangene der Parteien!)

Sie oder er hat – wenn auch nur einen Tag lang – eine heraus-
ragende Position. Sie oder er vertritt die Landtagspräsidentin, 
solange diese nicht gewählt ist, und diese steht bekanntlich in 
der protokollarischen Rangfolge direkt hinter dem Minister-
präsidenten. 

(Zuruf des Abg. Anton Baron AfD) 

Das heißt, es geht um eine ganz wichtige Funktion. Viele Par-
lamente knüpfen aus diesem Grund an die Parlamentserfah-
rung an. Parlamentserfahrung ist wichtig, 

(Abg. Anton Baron AfD: Arroganz der Macht!)

um bei der Konstituierung des Landtags eine Sitzung ord-
nungsgemäß zu leiten. Es ist noch wichtiger, dass, wenn der 
Fall eintreten sollte, dass im Regelbetrieb die Präsidentin und 
ihre Stellvertreterin oder ein Ausschussvorsitzender und sein 
Stellvertreter verhindert sind, dann eine erfahrene Parlamen-
tarierin bzw. ein erfahrener Parlamentarier die Sitzung leitet. 
Das ist der Grund dafür. 

(Abg. Anton Baron AfD: Hat Herr Heinrich Kuhn das 
schlecht gemacht?)

Da können Sie Krokodilstränen vergießen, wie Sie wollen. 
Sie sind in diesem Haus nicht wichtig genug, als dass wir die 
Geschäftsordnung wegen Ihnen ändern würden. Wir haben 
klare, parlamentarisch herausragende Gründe.

(Beifall bei den Grünen und der CDU – Lachen bei 
der AfD)

Deswegen bitte ich abschließend darum, dieser Änderung der 
Geschäftsordnung zuzustimmen. 

Vielen Dank.

(Beifall bei den Grünen und der CDU – Vereinzelt 
Beifall bei der SPD – Abg. Thomas Axel Palka AfD: 
Herr Sckerl, glauben Sie das? – Abg. Dr. Heinrich 

Fiechtner [fraktionslos]: Arroganz der Macht!)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die CDU-Fraktion erteile 
ich das Wort Frau Abg. Razavi. 

Abg. Nicole Razavi CDU: Sehr geehrte Frau Präsidentin, 
meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! Die Ge-
schäftsordnung ist das gemeinsame Regelwerk der Abgeord-
neten hier im Haus. Wenn man dieses kleine gelbe Heftchen 
zu Beginn des Mandats, wenn man erstmals ins Parlament ein-
zieht, in den Händen hält, dann empfindet man die Geschäfts-
ordnung möglicherweise als eine Ansammlung von Paragra-
fen und trockener Materie. Ihre wahre Bedeutung erlebt und 
erfährt man eigentlich erst in der Praxis, nämlich dann, wenn 
Regelungen gefragt sind, und vor allem dann, wenn Regeln 
überschritten werden. 

Die Geschäftsordnung, liebe Kolleginnen und Kollegen, ist 
Ausdruck des demokratischen Miteinanders der Abgeordne-
ten und der Fraktionen hier im Hohen Haus und ist vor allem 
Ausdruck unseres freiheitlichen Rechtsstaats, und zwar in dem 
Sinn, dass sie Minderheitenrechte schützt, dass sie Abläufe 
regelt, dass sie vor allem auch Rechte und Pflichten, die wir 
alle haben, regelt. Die Geschäftsordnung gewährleistet die 
Funktions- und Arbeitsfähigkeit des Landtags. 

Die Geschäftsordnung stimmt die Statusrechte der einzelnen 
Abgeordneten aufeinander ab, die sich aus dem freien Man-
dat ergeben und aus ihm herausfließen, und sie gestaltet und 
sichert den Status des freien Mandats. Sehr geehrte Damen 
und Herren, in der Diskussion um die Geschäftsordnung ist, 
glaube ich, uns allen noch einmal bewusst geworden, welch 
hohes politisches und verfassungsrechtliches Gut dieses freie 
Mandat ist. 

Bei der Überarbeitung der Geschäftsordnung galt für mich, 
für die CDU-Fraktion, aber auch für andere Fraktionen als 
oberstes Gebot, die Freiheit des Mandats zu schützen und der 
Gefahr zu widerstehen, über die Geschäftsordnung den Bür-
gerwillen zu verzerren. 

(Abg. Dr. Heinrich Fiechtner [fraktionslos]: Das tun 
Sie aber!)

Die durch die Geschäftsordnung eingezogenen Linien müs-
sen immer Maß und Mitte wahren. 

(Beifall bei der CDU sowie Abgeordneten der Grü-
nen und der FDP/DVP – Zuruf des Abg. Dr. Heinrich 

Fiechtner [fraktionslos]) 

Natürlich bedeutet eine Änderung der Geschäftsordnung im-
mer eine Gratwanderung, und sie kann immer nur im Schul-
terschluss der Fraktionen mit einer großen Mehrheit der Ab-
geordneten erfolgen. Wir haben monatelang intensiv darüber 
diskutiert. Wir haben uns auch die Geschäftsordnung anderer 
Landtage und des Bundestags angeschaut. 
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Ich möchte ganz herzlich meinen Kollegen parlamentarischen 
Geschäftsführern von Grünen, SPD und FDP/DVP für die gro-
ße Kollegialität, für die Ernsthaftigkeit und die vertrauensvol-
le Diskussion danken. Ich möchte aber auch der Verwaltung, 
namentlich Herrn Direktor Frieß und Herrn Finkenbeiner, aber 
auch allen anderen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die uns 
dabei tatkräftig unterstützt haben, herzlich danken.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU, der Grünen, der 
SPD und der FDP/DVP)

Ich möchte aber auch anmerken, dass ich mir sehr gewünscht 
hätte, dass auch die Kolleginnen und Kollegen der AfD-Frak-
tion dieser Änderung zustimmen können. 

(Zuruf des Abg. Anton Baron AfD) 

Warum war die Überarbeitung der Geschäftsordnung über-
haupt nötig? Schon in der letzten Legislaturperiode hat sich 
gezeigt, dass wir an der Geschäftsordnung arbeiten müssen, 
dass manches nicht mehr zeitgemäß ist und dass wir auch 
sprachliche Änderungen vollziehen müssen. Ich glaube, der 
Vorschlag zur Änderung der Geschäftsordnung ist zeitgemäß, 
und es entspricht auch der Gleichstellung von Mann und Frau, 
dass wir jetzt in den Formulierungen durchgehend die männ-
liche und die weibliche Form eingeführt haben.

(Beifall bei der CDU und den Grünen sowie Abge-
ordneten der SPD – Abg. Anton Baron AfD: Oh, Gen-

der!)

Zweitens zu den Verfahren: Was das Thema Alterspräsident 
bzw. -präsidentin angeht, hat der Kollege schon alles gesagt. 
Wir haben uns den Bund und andere Länder zum Vorbild ge-
nommen.

(Abg. Anton Baron AfD: Wieso?)

Den Umgang mit Neinstimmen haben wir klar geregelt. Das 
war vorher nicht der Fall. Wir haben auch klar geregelt, in 
welcher Reihenfolge Änderungsanträge zu behandeln sind. 
Wir haben uns immer den Kopf darüber zerbrochen, welcher 
Antrag der weiter gehende ist. Jetzt gilt klar das Windhund-
prinzip: Der Antrag, der zuerst eingeht, wird auch zuerst be-
handelt.

Es gibt aber noch einen dritten Grund für die Überarbeitung. 
Seit dieser Legislaturperiode haben sich die Gepflogenheiten 
hier im Parlament leider sehr verändert. Es gibt neue Heraus-
forderungen. Wir mussten – –

(Zuruf des Abg. Dr. Heinrich Fiechtner [fraktions-
los])

– Ich weiß nicht, weshalb Sie sich angesprochen fühlen.

(Beifall der Abg. Isabell Huber CDU)

Das ist jetzt auch lustig. Getroffene Hunde bellen. 

(Abg. Stefan Räpple AfD: Sie sind aber auch kein 
Kind von Traurigkeit! – Zuruf des Abg. Bernd Gögel 

AfD)

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, wir mussten regeln, 
was bisher schlicht und ergreifend nicht zu regeln war. Die 

Frage etwa, wie mit Abgeordneten umzugehen ist, die von ih-
rer Fraktion für das Präsidium vorgeschlagen waren oder ei-
nen Ausschussvorsitz innehatten, die aber dann aus der Frak-
tion ausgeschlossen wurden, war für uns alle in der Tat eine 
große Herausforderung. Jetzt ist ganz klar, dass sie mit die-
sem Ausschluss auch ihr Amt verlieren;

(Zuruf des Abg. Dr. Heinrich Fiechtner [fraktions-
los])

denn es ist eindeutig und klar: Wer das Vertrauen seiner Frak-
tion verliert, ist auch den Sitz im Gremium los.

(Abg. Dr. Heinrich Fiechtner [fraktionslos]: Warum 
ist das klar?)

Das ist die Lehre, die wir aus der AfD-Spaltung am Anfang 
dieser Legislaturperiode ziehen.

(Abg. Dr. Heinrich Fiechtner [fraktionslos]: Das ist 
eine Beschränkung des freien Mandats! – Zurufe von 

der AfD)

Es gibt aber noch einen weiteren Grund für die Überarbeitung: 
Bei einigen ist das Grundverständnis für Anstand schlicht und 
ergreifend verloren gegangen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Heinrich Fiechtner [fraktions-
los]) 

Respektlosigkeiten sind an der Tagesordnung. Wir haben heu-
te Morgen erlebt, wie hier im Haus Flegelhaftigkeit mittler-
weile an der Tagesordnung ist.

(Beifall bei der CDU, den Grünen, der SPD und der 
FDP/DVP)

Deswegen waren wir leider gezwungen, vieles zu regeln, 

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Erzieherische Maß-
nahmen!)

was früher in diesem Hohen Haus schlicht und ergreifend gu-
ter Anstand und selbstverständlich war.

Einige der Kollegen der AfD, aber auch Fraktionslose über-
schreiten regelmäßig hier im Haus Grenzen. 

(Abg. Anton Baron AfD: Boah!)

Ich bedaure, dass wir jetzt neue Grenzen setzen müssen, um 
dieses Treibens Herr zu werden. 

(Abg. Anton Baron AfD: Das ist doch Schwachsinn! 
– Zuruf von der AfD: Jetzt haben Sie sich verraten! 
– Zuruf des Abg. Dr. Heinrich Fiechtner [fraktions-

los]) 

Ich habe es selbst nie für möglich gehalten – –

(Zuruf des Abg. Dr. Heinrich Fiechtner [fraktions-
los]) 

Präsidentin Muhterem Aras: Frau Abg. Razavi, kommen 
Sie bitte zum Schluss.
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Abg. Nicole Razavi CDU: Ich habe es selbst nie für möglich 
gehalten, welchen Aufwand wir betreiben müssen, 

(Abg. Stefan Räpple AfD: Lex AfD!)

um die Würde dieses Hohen Hauses 

(Abg. Stefan Räpple AfD: Wo ist denn die Würde bei 
einer Lex AfD?)

und auch die Würde der Präsidentin und der Vizepräsidentin 
zu schützen. Deswegen gibt es auch hierfür jetzt klare Regeln. 

Ich wünsche mir eine große Mehrheit des Hauses, die die Än-
derung dieser Geschäftsordnung unterstützt, weil ich glaube, 
dass auch das eine klare Botschaft dazu ist, wie wir die Wür-
de dieses Hauses einschätzen

(Zuruf des Abg. Stefan Räpple AfD)

und wie wir sie auch für die Zukunft schützen wollen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und den Grünen sowie Abge-
ordneten der SPD und der FDP/DVP)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die AfD-Fraktion erteile 
ich das Wort Herrn Abg. Baron.

Abg. Anton Baron AfD: Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr 
geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Es war zu erwarten, 
dass der nun in völliger Harmonie der Kartellfraktionen 

(Abg. Andreas Stoch SPD: Sie wissen gar nicht, wie 
man das schreibt!)

vorgelegte Antrag zur Änderung der Geschäftsordnung wie-
der einmal nur einen weiteren Affront gegen unsere Fraktion 
darstellt. 

(Oh-Rufe – Beifall bei Abgeordneten der AfD – Abg. 
Dr. Heinrich Fiechtner [fraktionslos]: Eine Schwä-

chung des freien Mandats!)

Sie wollen einzig und allein erreichen, dass die von Ihnen ach 
so verhasste, aber von mehr als 800 000 baden-württember-
gischen Wählern legitimierte AfD 

(Abg. Thomas Blenke CDU: Ihr seht euch wieder in 
der Opferrolle!)

auch zukünftig in diesem Landtag keine Ämter und Funktio-
nen besetzen darf.

(Abg. Dr. Christina Baum AfD: Genau!)

Wie armselig muss man sein, dass man uns damals, um die 
eigene Macht zu erhalten, selbst die Position eines Vizepräsi-
denten verwehrt hat! 

(Zuruf von der AfD: Ja!)

Nun soll mit der Änderung zukünftig auch noch verhindert 
werden, dass der bis dato und jahrzehntelang über alle Partei-
grenzen hinweg 

(Abg. Dr. Heinrich Fiechtner [fraktionslos]: Jahrhun-
derte!)

bewährte Alterspräsident durch das dienstälteste Mitglied er-
setzt wird. Das ist in unseren Augen ein durchsichtiges Ma-
növer und eine List, um die AfD weiter auszugrenzen. 

(Beifall bei der AfD)

Ich frage Sie: Glauben Sie ernsthaft, Ihnen könnte das mit 
solch billigen Methoden gelingen? 

(Zuruf des Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU) 

In diesem Zusammenhang sollte nicht unerwähnt bleiben, wer 
hier in diesem Haus 2016 die Eröffnungsrede gehalten hat. 
Das war der AfD-Abgeordnete Dr. Heinrich Kuhn, der in sei-
nem Leben mehr erreicht hat als vermutlich die Hälfte aller 
Mitglieder der Kartellparteien in diesem Hohen Haus.

(Beifall bei der AfD – Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜ-
NE: Vorsichtig, ja! Wie lange war er denn Mitglied 

hier?)

Ehrlich gesagt finde ich, die Rede konnte sich wirklich hören 
lassen. Es gab sogar – jetzt halten Sie sich alle fest – Beifall 
von den Grünen.

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Er hat das nicht 
missbraucht, wie andere das machen! – Abg. Thomas 
Blenke CDU: Er würde sich heute wahrscheinlich für 

Sie schämen!)

Alterspräsident ist der Abgeordnete Klaus-Günther Voigt-
mann, ebenfalls AfD. Er sitzt da hinten, falls ihn jemand nicht 
kennt.

(Heiterkeit – Zuruf von der SPD: Kann sein, ja!)

Sie nehmen diesem verdienten Herrn seine Rechte, weil Sie 
nicht mit seiner Parteizugehörigkeit einverstanden sind. Ich 
nenne das unanständig. Es ist undemokratisch, und es ist res-
pektlos, was Sie hier heute beschließen wollen. Schämen Sie 
sich, meine Damen und Herren!

(Beifall bei der AfD – Abg. Reinhold Gall SPD: „Re-
spektlos“ sollten Sie aber nicht in den Mund neh-

men!)

Selbst unsere zwei Präsidentinnen haben heute noch ihre 
Schwierigkeiten, die Geschäftsordnung einzuhalten – und da 
kommen Sie uns damit, dass nur noch das dienstälteste Mit-
glied im Landtag Alterspräsident werden kann. Das ist wirk-
lich nur noch peinlich. 

Auch die Änderung von § 14 Absatz 2 Satz 1 zur Einberufung 
einer Sondersitzung des Präsidiums stellt eine massive Be-
schneidung der Rechte der Mitglieder dar. 

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Ein Schutz vor 
Missbrauch durch Sie!)

Wie reagiert hierauf der oppositionelle Teil der Kartellfrakti-
onen? Sie sind dazu bereit, sich als Opposition in Ihren par-
lamentarischen Rechten selbst zu kastrieren. Es ist einfach un-
fassbar, was in diesem Haus los ist.

(Beifall bei der AfD)
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Anlass für die Änderung war der Antrag von drei Abgeordne-
ten der AfD im vergangenen Jahr auf Einberufung einer Sit-
zung des Präsidiums noch vor der Sommerpause. Damals gab 
es allein aufgrund dieses formal korrekten Ansinnens immen-
se Meinungsverschiedenheiten. Sie sahen darin eine miss-
bräuchliche Geltendmachung dieses Rechts, weil Ihrer Mei-
nung nach kein glaubhafter und nachvollziehbarer Grund vor-
gelegen haben soll.

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Das war ein 
Schaufensterantrag!)

Ja, aber was, meine Damen und Herren, ist missbräuchlicher, 
als dass man es zukünftig der Auslegung des Präsidenten über-
lässt, wie „glaubhaft und nachvollziehbar vortragen“ zu defi-
nieren ist?

(Lachen bei der AfD)

Da ist doch der Willkür Tür und Tor geöffnet.

(Abg. Rüdiger Klos AfD: Genau!)

Aber zurück zum Alterspräsidenten: Die AfD ist der Überzeu-
gung, dass das nach Lebenszeit älteste Mitglied hierfür über 
genügend Lebenserfahrung und Weisheit verfügt. Lernen Sie 
endlich Respekt vor unseren älteren Mitbürgern.

(Beifall bei der AfD – Lachen – Abg. Hans-Ulrich 
Sckerl GRÜNE: Das sagen ausgerechnet Sie!)

Nach unserer Auffassung wird sich die Situation durch diese 
Änderung der Geschäftsordnung für die erste Sitzung nach 
der nächsten Wahl noch gar nicht ändern. Hier gilt ja noch die 
Landesverfassung. Die sollten Sie unbedingt erst einmal prü-
fen. Für uns ist das ein zum Teil peinlicher und schlecht aus-
formulierter Antrag. 

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Wie oft waren 
Sie eigentlich in der Geschäftsordnungskommission 

anwesend?)

Hoffentlich habe ich Sie jetzt nicht auf falsche Gedanken ge-
bracht. So oder so dürfte dort nun ebenfalls eine Änderung zu 
erwarten sein.

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Wie oft waren 
Sie eigentlich in der Geschäftsordnungskommission 

anwesend? Beantworten Sie meine Frage!)

Aber auch dem werden wir, die AfD-Fraktion, uns entschie-
den entgegenstellen, Herr Sckerl. 

Was der Demokratie und dem Ansehen des Landtags am meis-
ten schadet, sind nämlich diese durchsichtigen parteipoliti-
schen Tricksereien. Da muss man einfach nur nach Brüssel 
schauen, um festzustellen: Von diesen Tricksereien haben die 
Wähler aller Parteien genug. 

Präsidentin Muhterem Aras: Herr Abg. Baron, lassen Sie 
eine Zwischenfrage der Frau Abg. Razavi zu?

Abg. Anton Baron AfD: Ich habe leider nur noch zehn Se-
kunden Redezeit und möchte noch zwei Sätze sagen.

(Oh-Rufe)

Präsidentin Muhterem Aras: Das wird nicht auf Ihre Rede-
zeit angerechnet.

Abg. Anton Baron AfD: Das, meine Damen und Herren, än-
dert auch keine noch so verschlimmbesserte Landtagsge-
schäftsordnung dieser Welt. Dieser Antrag ist eine Schande 
für dieses Parlament. Sie sollten sich allesamt schämen.

(Beifall bei der AfD – Zuruf von der AfD: Bravo! – 
Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Wer hier eine 

Schande ist, wird sich noch herausstellen!)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die SPD-Fraktion erteile 
ich das Wort Herrn Abg. Gall.

(Abg. Nicole Razavi CDU: Warum war der Kollege 
Baron eigentlich so oft nicht da? – Gegenruf des Abg. 
Anton Baron AfD: Ich war immer da! – Gegenruf des 
Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Das ist gar nicht 
wahr! – Gegenruf des Abg. Anton Baron AfD: Ich 
war immer da! Ich bin einmal zu spät gekommen! – 

Unruhe)

Abg. Reinhold Gall SPD: Werte Frau Präsidentin, liebe Kol-
leginnen und liebe Kollegen!

Präsidentin Muhterem Aras: Herr Abg. Gall, einen Moment, 
bitte. – Meine Damen und Herren, vor allem in der ersten Rei-
he – Herr Abg. Baron, Herr Abg. Sckerl –, das Wort hat Herr 
Abg. Gall. – Danke schön.

Abg. Reinhold Gall SPD: Werte Frau Präsidentin, liebe Kol-
leginnen und liebe Kollegen! Uns, der SPD-Fraktion, und der 
Mehrheit in diesem Haus ist ein funktionierendes, ein effizi-
ent arbeitendes und handlungsfähiges Parlament wichtig. Des-
halb und nur deshalb müssen wir den von Zeit zu Zeit eintre-
tenden Veränderungen und Neuerungen – welche das betrifft, 
das wurde von den Vorrednern hinlänglich beschrieben – auch 
die Regeln unserer Zusammenarbeit in unserer Geschäftsord-
nung neu anpassen und den neuen Gegebenheiten Rechnung 
tragen.

Da will ich schon aufgreifen, was gerade an Zwischenrufen 
kam, Herr Baron. Es ist einfach nicht wahr, dass Sie bei den 
Besprechungen der Geschäftsordnungskommission und bei 
der Besprechung der parlamentarischen Geschäftsführer im-
mer zugegen waren. Wenn Sie da waren, kamen Sie zu spät

(Zuruf der Abg. Nicole Razavi CDU) 

und gingen meist auch früher. 

(Abg. Anton Baron AfD: Unglaublich! Eine persön-
liche Erklärung, Frau Präsidentin!)

Meine Damen und Herren, diese Regeln und damit einherge-
hend auch der parlamentarische Umgang unter Abgeordneten 
und zwischen den Fraktionen haben – das kann ich aus eige-
ner Erfahrung sagen – in den ersten 15 Jahren meiner Parla-
mentszugehörigkeit, wie ich finde, gut funktioniert. Die In-
halte unserer Geschäftsordnung waren, wenn man so will, die 
Leitplanken und der Garant für dieses gute Funktionieren.

(Zuruf des Abg. Stefan Räpple AfD) 
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Heute muss ich feststellen: Seit dieser Legislaturperiode ist 
dies anders geworden in diesem Haus.

(Abg. Stefan Räpple AfD: Das ist doch gut! Genau 
so muss es sein!)

Die Realität ist: Die Damen und Herren der AfD-Fraktion – 
dabei will ich die Ausgeschlossenen oder Pseudo-Ausgetre-
tenen nicht vergessen – wollen durch ihr Verhalten in diesem 
Parlament, durch ihr Auftreten, durch ihre Provokationen, 
durch ihre bewussten Grenzüberschreitungen das Parlament 
und den Parlamentarismus schwächen und eine geordnete De-
battenkultur erschweren.

(Beifall bei der SPD, den Grünen, der CDU und der 
FDP/DVP)

Meine Damen und Herren, diese Art des Umgangs, die Miss-
achtung beispielsweise der Sitzungsleitung und der Person der 
Präsidentin und ihrer Stellvertreterin, 

(Zuruf des Abg. Udo Stein AfD) 

die Nutzung der Möglichkeiten der Geschäftsordnung, aber 
entgegen der Ursprungsintention, haben wenig bis gar nichts 
mit demokratischem Miteinander zu tun, sondern spiegeln 
meines Erachtens Ihre radikalen Bestrebungen, diese Repub-
lik und den Parlamentarismus zu verändern, wider. Dafür ha-
ben Sie heute Morgen ein beredtes Beispiel gegeben. Man er-
innere sich an die Ausführungen des Fraktionsvorsitzenden 
Gögel zum Thema Justiz und zu der Frage, wie diese bei uns 
agieren soll:

(Abg. Thomas Blenke CDU: Genau!)

abseits der Rechtsstaatlichkeit und abseits der Verfassung. Das 
haben Sie heute Morgen hier gefordert. 

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der Grünen 
und der CDU – Abg. Bernd Gögel AfD: Sie müssen 

die Rede mal lesen!)

In einem solchen Parlamentarismus und in einer solchen Re-
publik bedarf es einer starken Legislative, eines demokrati-
schen Miteinanders und eines wertschätzenden Miteinanders 
dann nicht mehr. Da sage ich Ihnen: Das wollen wir bewusst 
nicht.

(Zuruf des Abg. Dr. Heiner Merz AfD) 

Deshalb will ich für uns, für die SPD-Fraktion, sagen: Ja, Sie 
haben schon einen Anteil daran, dass wir die Geschäftsord-
nung jetzt auch in Bereichen ändern,

(Zurufe von der AfD: Aha! – Abg. Anton Baron AfD: 
Jetzt also doch!)

in denen es in der Vergangenheit überhaupt keinen Anlass für 
Änderungen gab. 

Dass Sie nun über die vermeintliche Beschneidung, Herr Ba-
ron, der Oppositionsrechte fabulieren, passt vielleicht in Ihre 
Verschwörungstheorien, hat aber mit der Realität in diesem 
Haus gar nichts zu tun. Einer Beschneidung der eigenen Rech-
te in diesem Parlament würden wir, die SPD-Fraktion, auf-
grund unserer geschichtlichen Erfahrungen nie im Leben zu-
stimmen,

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der Grü-
nen, der CDU und der FDP/DVP)

und zwar schon deshalb nicht, weil wir aus unserem Selbst-
verständnis heraus, was Parlamentarismus anlangt, eine völ-
lig andere Grundeinstellung haben als Sie, meine Damen und 
Herren von der AfD.

Deshalb stimmen wir der neuen Geschäftsordnung zu, denn 
sie regelt neue Sachverhalte, wird veränderten Rahmenbedin-
gungen gerecht, stellt aber auch sicher, dass wir in Situatio-
nen, die bislang gar nicht möglich schienen – wir mussten sie 
aber zur Kenntnis nehmen und Erfahrungen mit ihnen machen 
–, arbeitsfähig bleiben. Ja, diese neue Geschäftsordnung 
schützt jedenfalls ein Stück weit auch den demokratischen 
Parlamentarismus, wie wir ihn uns wünschen und wie er sich 
in mehr als 60 Jahren dieser Republik bewährt hat, ohne dass 
dabei Oppositions- und Minderheitenrechte verletzt werden.

Deshalb: Die SPD-Fraktion signalisiert Zustimmung zu die-
ser Änderung der Geschäftsordnung.

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der Grü-
nen, der CDU und der FDP/DVP – Zurufe von der 
AfD, u. a.: Minderheitenrechte! – Gegenruf des Abg. 
Andreas Stoch SPD: Minderbemitteltenrechte, das 

könnt ihr einfordern!)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die FDP/DVP-Fraktion er-
teile ich das Wort Herrn Abg. Dr. Kern.

Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP: Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Artikel 32 unserer Lan-
desverfassung stellt fest:

Der Landtag gibt sich eine Geschäftsordnung, die nur mit 
einer Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden Abge-
ordneten geändert werden kann.

An elf weiteren Stellen verweist die Landesverfassung auf die 
Geschäftsordnung des Landtags. Deutlich wird so, welch zen-
trale Rolle der Geschäftsordnung des Landtags in unserer par-
lamentarischen Demokratie zukommt. In ihr wird weitgehend 
festgelegt, wie im Landtag, dem Herzen der Demokratie in 
Baden-Württemberg, unser parlamentarischer Alltag funktio-
niert.

Mit den Regelungen der Geschäftsordnung wird entschieden, 
wie Abgeordnete ihren von den Wählerinnen und Wählern ge-
gebenen Auftrag wahrnehmen können.

(Abg. Dr. Heiner Merz AfD: Auch wir!)

Angesichts der Bedeutung der Geschäftsordnung ist es rich-
tig und wichtig, dass es für eine Änderung einer Zweidrittel-
mehrheit bedarf. Es muss sichergestellt sein, dass die Ge-
schäftsordnung nicht zum Instrument der Einschränkung der 
Opposition wird.

Nun beklagt die AfD, die vorliegenden Änderungen der Ge-
schäftsordnung seien gegen sie gerichtet.

(Zurufe von der AfD, u. a. Abg. Anton Baron: Zum 
Teil, ja! Warum ändern Sie die Regelung zum Alters-

präsidenten?)
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Nein, einzelne Änderungen sind nicht gegen die AfD gerich-
tet, sondern gegen einen Missbrauch der Geschäftsordnung, 
der die Handlungsfähigkeit des Landtags einschränken soll.

(Beifall bei der FDP/DVP sowie Abgeordneten der 
Grünen, der CDU und der SPD)

Die Geschäftsordnung kennt die AfD auch nicht. Die Ge-
schäftsordnung kennt nur Abgeordnete,

(Zuruf des Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE) 

Fraktionen, Mehrheiten und Minderheiten. Und wir, die FDP/
DVP, in der Opposition würden ganz sicher keine Änderung 
der Geschäftsordnung mittragen, die die Minderheit im Land-
tag schwächt, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der FDP/DVP sowie Abgeordneten der 
Grünen, der CDU und der SPD – Zurufe von der 

AfD)

Ganz im Gegenteil, wir haben in den letzten zwei Jahren er-
folgreich dafür gekämpft, die Minderheitenrechte zu stärken.

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Genau!)

Zukünftig wird es die Geschäftsordnung nicht mehr zulassen, 
dass eine Parlamentsmehrheit verhindern kann, dass Forde-
rungen der Minderheit an die Landesregierung überhaupt ab-
gestimmt werden. Der verfassungsrechtlich mehr als fragwür-
dige Umgang mit Änderungsanträgen, die Anträge in ihr Ge-
genteil verkehren, wird Geschichte sein. 

Auch für die anderen Änderungen sprechen gute Argumente. 
Alterspräsident soll zukünftig der werden, der am längsten 
dem Landtag angehört.

(Zurufe der Abg. Dr. Heiner Merz AfD und Dr. Hein-
rich Fiechtner [fraktionslos])

Es geht also um das parlamentarische Leben. Die Anknüpfung 
an die Lebenserfahrung im Landtag ist angesichts der Aufga-
be des Alterspräsidenten bei der ersten Sitzung eines jeden 
neuen Landtags so naheliegend, dass man sich durchaus fra-
gen kann: Warum hat man nicht schon viel früher auf die Zu-
gehörigkeit zum Landtag abgestellt?

(Beifall bei Abgeordneten der FDP/DVP – Vereinzelt 
Beifall bei der CDU)

Die AfD hat nun kurzfristig elf Änderungsanträge vorgelegt. 
Was nach viel Arbeit aussehen soll, ist allerdings nur eine 
schlechte Show. Die Änderungsanträge entsprechen weitge-
hend der bisherigen Rechtslage. Es hätte also gereicht, den 
Antrag von Grünen, CDU, SPD und FDP/DVP abzulehnen. 
Wenn Sie aber schon Änderungsanträge schreiben, hätten Sie 
diese zumindest auch schriftlich begründen sollen. So aber 
haben Sie sich vor dieser Debatte der inhaltlichen Diskussion 
entzogen. Sie gerieren sich als Opfer, das Sie nicht sind. 

Die AfD ist wie alle Fraktionen in der Geschäftsordnungs-
kommission vertreten, hätte sich mit Vorschlägen und Argu-
menten auch einbringen können. An den Sitzungen der Kom-
mission hat sie allerdings, anders als die anderen Fraktionen, 
nicht immer teilgenommen. Wo aber keine Argumente stehen, 

kann auch keine Meinung überzeugen. Ihre Änderungsanträ-
ge werden wir ablehnen.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP/DVP – Vereinzelt 
Beifall bei der CDU – Zurufe von der AfD)

Als Verfahrensrecht des Landtags wird die Geschäftsordnung 
immer wieder mit neuen Fragen konfrontiert.

(Zuruf des Abg. Dr. Heiner Merz AfD) 

Nicht immer bedarf es dabei einer Ergänzung bisheriger Re-
geln. Manche sind aber unvermeidlich. So musste die Ge-
schäftsordnungskommission klären, ob Abgeordnete in Aus-
schüssen Mitglied bleiben, in die sie von einer Fraktion ent-
sandt wurden, der sie mittlerweile nicht mehr angehören. Der 
Ansatz, dass die Mitgliedschaft im Ausschuss mit der Mit-
gliedschaft in der Fraktion steht und fällt, wird der tatsächli-
chen Bedeutung der Fraktionen in der Arbeit des Parlaments 
gerecht.

Zum Ende meiner Rede will ich noch etwas Wasser in den 
Wein schütten. Den Antrag zur Änderung der Geschäftsord-
nung haben wir gemeinsam mit Grünen, CDU und SPD ge-
stellt. Dies bedeutet aber nicht, dass wir mit den anderen Frak-
tionen in allem übereinstimmen. Daher ist auch die Betitelung 
„Kartellparteien“ unsinnig. 

(Zuruf des Abg. Dr. Heiner Merz AfD) 

Wir, die FDP/DVP-Fraktion, hätten uns zumindest eine wei-
tere Änderung der Geschäftsordnung gewünscht. Entspre-
chend der Situation im Bundestag wollten wir, dass sich der 
Ministerpräsident einmal im Jahr den Fragen der Abgeordne-
ten im Plenum stellen muss. Wenn sich die Bundeskanzlerin 
vier Mal im Jahr den Fragen der Abgeordneten stellt, dann 
wäre es doch für den Ministerpräsidenten des Landes Baden-
Württemberg keine Überforderung gewesen, sich einmal pro 
Jahr den Fragen der Abgeordneten zu stellen. Doch dieser Vor-
schlag fand leider keine ausreichende Unterstützung.

Mehr Mut wagen, mehr lebendigen Parlamentarismus wagen, 
mehr Selbstbewusstsein gegenüber der Exekutive wagen: Lie-
be Kolleginnen und Kollegen, hier hoffe ich auf Sie bei der 
nächsten Änderung der Geschäftsordnung.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP/DVP sowie Abgeordneten der 
Grünen, der CDU und der SPD)

Präsidentin Muhterem Aras: Nun erteile ich das Wort Herrn 
Abg. Dr. Fiechtner.

Abg. Dr. Heinrich Fiechtner (fraktionslos): Sehr verehrte 
Frau Präsident, sehr verehrte Damen, sehr geehrte Herren! 
Nach § 82 Absatz 6 der Geschäftsordnung grüße ich ausdrück-
lich nicht die anwesenden Zuschauer sowie die Zuschauer 
über den Livestream. Das ist mir nämlich nach unserer Ge-
schäftsordnung nicht gestattet, weil wir offensichtlich keine 
volksnahe Politik machen dürfen.

Das, was Sie hier abliefern, ist schon erbärmlich. Man muss 
wirklich sagen: Kartellparteien, Altparteien –

(Zuruf des Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE)



5990

Landtag von Baden-Württemberg – 16. Wahlperiode – 98. Sitzung – Donnerstag, 18. Juli 2019
(Dr. Heinrich Fiechtner) 

sogar die FDP macht bei diesem Schmierenstück mit – ma-
chen eine Lex AfD.

(Abg. Anton Baron AfD: Ja, so ist es!)

Statt endlich einmal argumentativ vorzugehen, stützen Sie 
auch noch ex negativo die Politik der AfD. Statt sie wirklich 
zu stoppen, verschaffen Sie der AfD hier auch noch eine po-
litische Bühne mit einem rechtswidrigen Akt, indem Sie die 
Geschäftsordnung missbrauchen, um die Freiheit des Man-
dats unbillig einzugrenzen.

(Abg. Reinhold Gall SPD: Wir missbrauchen gar 
nichts! – Zuruf: Wo denn?)

Sie schränken die Rechte der stärksten Oppositionsfraktion 
ein und verraten damit die Ideale, für die Sie, die FDP, Sie, 
die CDU – über die Linken brauche ich gar nicht zu reden; sie 
sind sowieso Totalitaristen –, einmal eingetreten sind.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der AfD – Lachen bei 
Abgeordneten der Grünen und der SPD – Abg. Rein-

hold Gall SPD: Eine Unverschämtheit!)

Sie scheuen sich nicht einmal davor, die uralte Tradition des 
Alterspräsidenten über Bord zu werfen. 

(Zuruf des Abg. Reinhold Gall SPD)

Sie streichen die freie Rede. Hier haben wir ohnehin nur 
Schaufensterdebatten, hier werden vorgestanzte Reden vor-
getragen. Ein echter Diskurs, ein echter Austausch findet doch 
gar nicht statt. Es ist ein Schmierentheater, ein einfaches The-
ater, ein hoch dotiertes Theaterstück.

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Das Parlament 
ist kein Schmierentheater! Das verbitten wir uns! – 
Gegenruf des Abg. Anton Baron AfD: Sie haben nicht 
ein einziges Argument! – Weitere Zurufe – Unruhe)

Präsidentin Muhterem Aras: Herr Abg. Dr. Fiechtner, war-
ten Sie bitte. – Meine Damen und Herren, zum einen bitte ich 
Sie alle um etwas mehr Ruhe.

(Zuruf: Ja, ich verstehe kein Wort!)

Zum anderen bitte ich Sie, auf Ihre Wortwahl zu achten, Herr 
Abg. Dr. Fiechtner. 

Abg. Dr. Heinrich Fiechtner (fraktionslos): Stoppen Sie bit-
te die Zeit.

(Abg. Andreas Stoch SPD: Gehen Sie doch auf den 
Fischmarkt!)

Präsidentin Muhterem Aras: Wir sind im Parlament und 
nicht in einem Schmierentheater oder sonst irgendwo. Achten 
Sie bitte auf Ihre Wortwahl. – Danke.

(Beifall bei den Grünen und der SPD – Abg. Hans-
Ulrich Sckerl GRÜNE: Unglaublich!)

Herr Abg. Dr. Fiechtner, lassen Sie eine Zwischenfrage der 
Frau Abg. Braun zu?

Abg. Dr. Heinrich Fiechtner (fraktionslos): Selbstverständ-
lich. Es wird ja auf die Redezeit nicht angerechnet.

(Abg. Reinhold Gall SPD: Das wissen wir aber! – Zu-
ruf: Aber die Antwort ist ziemlich wurst!)

Präsidentin Muhterem Aras: Nein.

Abg. Martina Braun GRÜNE: Herr Abg. Fiechtner, wissen 
Sie, dass nicht der, der am lautesten schreit, am meisten recht 
hat?

(Abg. Dr. Christina Baum AfD: Er muss ja schreien, 
sonst hört man ihn nicht!)

Abg. Dr. Heinrich Fiechtner (fraktionslos): Das weiß ich 
sehr wohl. Das müssten Sie am besten wissen. Die Grünen 
sind ja bekanntermaßen die, die am lautesten an den Zäunen 
rütteln, wie wir von der Landtagspräsidentin ja auch wissen.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der AfD)

Hier kommen wir zum nächsten Thema, zu dieser monarchi-
schen Stellung des Präsidenten. Hier müsste die Geschäfts-
ordnung einmal eingreifen. Wir sehen das auch an der will-
kürlichen Verteilung von Ordnungsrufen. 

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Sie haben jeden 
Ordnungsruf verdient! Jeden einzelnen!)

Renovieren, erneuern, ändern Sie doch einmal die Paragrafen 
der Geschäftsordnung, die hier massiv in die Freiheit, die 
Rechte eines Abgeordneten eingreift und geradezu Worthül-
sen, Wortwahl vorzuschreiben gedenkt. 

(Zuruf des Abg. Reinhold Gall SPD) 

Wie in einer Reichsschrifttumskammer darf man bestimmte 
Wörter nicht mehr verwenden, wie in diktatorischen Syste-
men wird der freie Diskurs unbilligerweise eingeschränkt. Mit 
Willkürakten werden Parlamentarier mit Ordnungsrufen über-
zogen, die dann letztlich auch schwerwiegende Auswirkun-
gen auf das Abstimmungsverhalten in diesem Parlament ha-
ben können.

(Zuruf von der CDU: Jetzt ist es genug!)

Wenn Sie wirklich für die Freiheit einstehen wollten, müss-
ten Sie diese Geschäftsordnung komplett überarbeiten 

(Abg. Andreas Stoch SPD: Morgen früh um neun 
zum Arzt!)

und auch komplett diese massiven und in keiner Weise akzep-
tablen Einschränkungen des freien Mandats endlich einstamp-
fen und auch das monarchisch-absolutistische Gebaren des 
Präsidiums endlich in die Schranken weisen.

Präsidentin Muhterem Aras: Herr Abg. Dr. Fiechtner, Ihre 
Redezeit ist beendet. – Vielen Dank.

(Beifall des Abg. Stefan Räpple AfD – Abg. Reinhold 
Gall SPD: In den zwei Minuten waren allein drei 

Ordnungsrufe drin!)

Nun erteile ich das Wort Herrn Abg. Dr. Gedeon.

(Zuruf des Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE – Un-
ruhe)
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Abg. Dr. Wolfgang Gedeon (fraktionslos): Frau Präsidentin, 
meine Damen und Herren! Zwei Stunden bräuchte man, um 
den ganzen Quatsch, der hier geredet worden ist, richtigzu-
stellen.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der AfD – Abg. Karl-
Wilhelm Röhm CDU: Ich verstehe Sie so schlecht, 

Herr Gedeon!)

Nur drei Punkte: Die ganze Geschäftsordnung ist durch und 
durch autoritär strukturiert.

(Lachen bei Abgeordneten der Grünen und der SPD)

Das wird vor allem an dem Begriff „Anstand“ deutlich ge-
macht. Sie haben die entscheidenden Fragen übrigens ausge-
klammert. Die sind jetzt weiterhin vom Verfassungsgericht zu 
klären und nicht durch die Satzung geklärt. Das ist meine ers-
te wesentliche Kritik.

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Ja, dann machen 
Sie es!)

Anstand ist genau das Gegenteil von Freiheit. Der Begriff 
Freiheit kommt überhaupt nicht vor.

(Abg. Nicole Razavi CDU: „Anstand ist das Gegen-
teil von Freiheit“? Habe ich das richtig verstanden?)

– Ja, in diesem Fall ist es so, Frau Razavi.

(Abg. Nicole Razavi CDU: Dann verstehe ich Sie 
jetzt endlich! – Zuruf des Abg. Hans-Ulrich Sckerl 

GRÜNE) 

Jetzt will ich gleich auf Ihr Zitat zu sprechen kommen. Sie ha-
ben ja so schön die Einleitung gebracht. Sie haben gesagt: 
„Wir müssen Grenzen setzen, um diesem Treiben ein Ende zu 
bereiten.“ Ein toller Satz, eine Krönung des Parlamentaris-
mus.

(Abg. Nicole Razavi CDU: „Des Treibens Herr zu 
werden“, habe ich gesagt! Nicht einmal zitieren kön-

nen Sie richtig!)

Wer ist „wir“? „Wir“, die Altparteien in ihrer ganzen Arro-
ganz und Herrlichkeit?

(Beifall bei der AfD)

„Wir müssen diesen Neulingen, die da kommen, zeigen, wo 
es langgeht, und ihnen Grenzen setzen.“ Ja, schlimmer geht 
es doch nicht mehr! 

(Abg. Nicole Razavi CDU: Weil sie sich nicht beneh-
men können!)

Was für ein parlamentarisches, was für ein demokratisches 
Grundverständnis ist denn das? Gar keines!

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Zu Königs Zeiten können Sie so reden. Sie leben doch in der 
Zeit des Königs. Der Vertreter des Königs saß hier oben,

(Abg. Nicole Razavi CDU: Wenn, dann der Königin, 
bitte!)

und der schaute, dass alles im Sinne des Königs ist. So ist es 
bei uns auch.

Der nächste Punkt – ich werde natürlich nie fertig – ist der be-
züglich der Kritik an der Präsidentin. Ja, Kritik ist das Selbst-
verständlichste. Wenn wir in der Demokratie keine Kritik ha-
ben, dann ist es keine Demokratie. Also deshalb: Dies im Par-
lament rauszunehmen ist ein Witz!

Diese Position – – 

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Manchmal muss 
man vorher nachdenken, bevor man redet! – Gegen-
ruf des Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Wenn 

man auch nachdenken kann! – Unruhe)

– Ich muss schauen – – Die Redezeit ist schon wieder zu En-
de.

Ich will nur sagen: Die Kritik an der Parlamentspräsidentin 
ist völlig legitim, und ohne sie funktioniert das nicht.

(Der Redner umfasst zwei der Mikrofone. – Abg. 
Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Das sind Mikrofone 

und keine Haltegriffe!)

– Bitte?

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Das sind Mikro-
fone und keine Haltegriffe! – Vereinzelt Heiterkeit)

Präsidentin Muhterem Aras: Herr Abg. Dr. Gedeon, Ihre 
Redezeit ist zu Ende.

(Unruhe)

Abg. Dr. Wolfgang Gedeon (fraktionslos): Zusammenfas-
send: Die Geschäftsordnung erweitert die Möglichkeiten der 
Altparteien, mit formalen Methoden über das Präsidium und 
andere Möglichkeiten gegen die neue Opposition vorzugehen. 
Das ist die Quintessenz des Ganzen.

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Muhterem Aras: Nun erteile ich das Wort Herrn 
Abg. Baron für eine persönliche Erklärung.

Herr Abg. Baron, Sie wissen: Es geht um die Zurückweisung 
von unrichtigen Sachen usw.,

(Abg. Anton Baron AfD: Selbstverständlich, Frau 
Präsidentin!)

nicht um eine neue Debatte.

Abg. Anton Baron AfD: Frau Präsidentin! Ich weise die Kri-
tik an der Nichtanwesenheit bei den Sitzungen der Geschäfts-
ordnungskommission auf das Schärfste zurück. Ich gebe zu: 
Bei der allerletzten Sitzung war ich verkehrsbedingt zu spät 
gekommen, und Sie hatten nichts Besseres zu tun, als in die-
ser Zeit die Regelung zum Alterspräsidenten zu verändern.

(Abg. Nicole Razavi CDU: Sie haben öfter gefehlt! 
– Abg. Reinhold Gall SPD: Weil es auf der Tagesord-

nung stand!)
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Genau während dieser Zeit meiner Abwesenheit haben Sie das 
gemacht.

(Lachen bei Abgeordneten der Grünen und der SPD 
– Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Fünf Minuten 
vor Ende der Sitzung kamen Sie! Das ist lächerlich! 
– Abg. Andreas Stoch SPD: Den Stau haben wir or-

ganisiert! – Weitere Zurufe)

Ich habe in dieser Debatte nicht ein Argument gehört, warum 
Sie diese Regelung überhaupt ändern wollen.

(Zurufe der Abg. Sascha Binder SPD und Nicole Ra-
zavi CDU)

– Nein, nein, nein. Frau Razavi, die Protokolle sind alle ein-
sehbar. Das können wir gern nachprüfen.

(Zurufe, u. a. Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Sie 
sind einfach faul! – Große Unruhe)

Präsidentin Muhterem Aras: Meine Damen und Herren, es 
ist eindeutig zu laut.

Abg. Anton Baron AfD: Es ist eindeutig zu laut.

(Lachen des Abg. Andreas Stoch SPD)

Frau Präsidentin, richtig!

Also: Ich weiß auch, dass Frau Razavi einmal nicht da war. 
Das ist völlig normal. Man hat Terminüberschneidungen, 
selbstverständlich. Das können wir alles im Protokoll klären, 
und das werden wir auch.

(Zuruf des Abg. Sascha Binder SPD) 

Zur Aussage der FDP/DVP, wir hätten uns nicht eingebracht: 
Die Regelung, die Sie heute zum Schluss noch genannt ha-
ben, hätten Sie als Änderungsantrag einbringen können. Das 
haben Sie nicht gemacht.

Wir haben dafür elf Änderungsanträge eingebracht.

Präsidentin Muhterem Aras: Herr Abg. Baron!

Abg. Anton Baron AfD: Wir beteiligen uns an dieser Debat-
te.

Vielen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Präsidentin Muhterem Aras: Okay. Danke. – Meine Damen 
und Herren, mir liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschlussempfehlung 
des Ständigen Ausschusses, Drucksache 16/6553. Der Aus-
schuss empfiehlt Ihnen, dem Antrag der Fraktion GRÜNE, der 
Fraktion der CDU, der Fraktion der SPD und der Fraktion der 
FDP/DVP, Drucksache 16/6462, zuzustimmen.

Nach § 107 der Geschäftsordnung ist für die vorgeschlagene 
Änderung der Geschäftsordnung eine Mehrheit von zwei Drit-
teln der anwesenden Abgeordneten erforderlich.

Zu dem Antrag liegen insgesamt elf Änderungsanträge der 
Fraktion der AfD vor.

Wir kommen zu Ziffer 1 des Antrags mit den Buchstaben a 
und b. Hierzu liegt der Änderungsantrag Drucksache 16/6633 
vor. Er betrifft § 2. Wer diesem Änderungsantrag der AfD-
Fraktion zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. – Ge-
genprobe! – Enthaltungen? – Vielen Dank. Damit ist der Än-
derungsantrag mehrheitlich abgelehnt.

Wer Ziffer 1 zustimmt, den bitte ich jetzt um das Handzei-
chen. – Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Ziffer 1 ist mit der 
erforderlichen Mehrheit zugestimmt.

Wir kommen zu Ziffer 2 des Antrags mit den Buchstaben a 
und b. Hierzu liegt der Änderungsantrag Drucksache 16/6634 
vor. Er betrifft § 4. Wer diesem Änderungsantrag der AfD-
Fraktion zustimmt, den bitte ich jetzt um das Handzeichen. – 
Gegenprobe! – Enthaltungen? – Der Änderungsantrag ist da-
mit mehrheitlich abgelehnt. 

Es ist getrennte Abstimmung über die Buchstaben a und b der 
Ziffer 2 beantragt. Wer Buchstabe a zustimmt, den bitte ich 
jetzt um das Handzeichen. – Gegenprobe! – Enthaltungen? – 
Buchstabe a ist damit einstimmig zugestimmt.

Wer Buchstabe b zustimmt, den bitte ich jetzt um das Hand-
zeichen. – Gegenprobe! – Enthaltungen? – Buchstabe b ist mit 
der erforderlichen Mehrheit zugestimmt.

Ich rufe Ziffer 3 des Antrags mit den Buchstaben a bis c auf. 
Wer Ziffer 3 zustimmt, den bitte ich jetzt um das Handzei-
chen. – Gegenprobe! – Enthaltungen? – Ziffer 3 ist einstim-
mig zugestimmt.

Wir kommen zu Ziffer 4 des Antrags mit den Buchstaben a 
und b. Hierzu liegt der Änderungsantrag Drucksache 16/6635 
vor. Dieser betrifft § 11. Wer diesem Änderungsantrag der 
AfD-Fraktion zustimmt, den bitte ich jetzt um das Handzei-
chen. – Gegenprobe! – Enthaltungen? – Der Änderungsantrag 
der AfD-Fraktion ist mehrheitlich abgelehnt. 

Wer Ziffer 4 zustimmt, den bitte ich jetzt um das Handzei-
chen. – Gegenprobe! – Enthaltungen? – Ziffer 4 ist mit der er-
forderlichen Mehrheit zugestimmt. 

Ich rufe Ziffer 5 des Antrags auf. Hierzu liegt der Änderungs-
antrag Drucksache 16/6636 vor. Er betrifft § 14. Wer diesem 
Änderungsantrag der AfD-Fraktion zustimmt, den bitte ich 
jetzt um das Handzeichen. – Gegenprobe! – Enthaltungen? – 
Der Änderungsantrag ist mehrheitlich abgelehnt. 

Wer Ziffer 5 zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. – 
Gegenprobe! – Enthaltungen? – Ziffer 5 ist mit der erforder-
lichen Mehrheit zugestimmt.

Wir kommen zu Ziffer 6 des Antrags mit den Buchstaben a 
und b. Hierzu liegt der Änderungsantrag Drucksache 16/6637 
vor. Er betrifft § 21. Wer diesem Änderungsantrag der AfD-
Fraktion zustimmt, den bitte ich jetzt um das Handzeichen. – 
Gegenprobe! – Enthaltungen? – Der Änderungsantrag ist da-
mit mehrheitlich abgelehnt. 

Wer Ziffer 6 zustimmt, den bitte ich jetzt um das Handzei-
chen. – Gegenprobe! – Enthaltungen? – Ziffer 6 ist damit mit 
der erforderlichen Mehrheit zugestimmt.
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Wir kommen zu Ziffer 7 des Antrags mit den Buchstaben a 
und b. Hierzu liegt der Änderungsantrag Drucksache 16/6638 
vor. Er betrifft § 22. Wer diesem Änderungsantrag der AfD-
Fraktion zustimmt, den bitte ich jetzt um das Handzeichen. – 
Gegenprobe! – Enthaltungen? – Der Änderungsantrag ist 
mehrheitlich abgelehnt. 

Es ist getrennte Abstimmung über die Buchstaben a und b der 
Ziffer 7 beantragt. Wer Buchstabe a zustimmt, den bitte ich 
jetzt um das Handzeichen. – Gegenprobe! – Enthaltungen? – 
Buchstabe a ist mit der erforderlichen Mehrheit zugestimmt.

Wer Buchstabe b zustimmt, den bitte ich jetzt um das Hand-
zeichen. – Gegenprobe! – Enthaltungen? – Buchstabe b ist mit 
der erforderlichen Mehrheit zugestimmt.

(Zuruf von der AfD: Einstimmig!)

– Nein, es war nicht einstimmig. 

(Zuruf von der AfD: Es war einstimmig!)

– Herr Abg. Räpple hat sich enthalten. Wir brauchen jetzt nicht 
zu debattieren. 

Ich rufe die Ziffern 8 bis 24 des Antrags auf. Sind Sie damit 
einverstanden, dass ich über die Ziffern 8 bis 24 insgesamt ab-
stimmen lasse? – Das ist so. Vielen Dank. 

Wer den Ziffern 8 bis 24 zustimmt, den bitte ich jetzt um das 
Handzeichen. – Gegenprobe! – Enthaltungen? – Den Ziffern 8 
bis 24 ist einstimmig zugestimmt worden. 

Wir kommen zu Ziffer 25 des Antrags. Hierzu liegt der Än-
derungsantrag Drucksache 16/6639 vor, der § 80 betrifft. Wer 
diesem Änderungsantrag der AfD-Fraktion zustimmt, den bit-
te ich jetzt um das Handzeichen. – Gegenprobe! – Enthaltun-
gen? – Der Änderungsantrag ist mehrheitlich abgelehnt. 

Wer Ziffer 25 zustimmt, den bitte ich jetzt um das Handzei-
chen. – Gegenprobe! – Enthaltungen? – Ziffer 25 ist mit der 
erforderlichen Mehrheit zugestimmt. 

Ich rufe Ziffer 26 des Antrags auf. Wer Ziffer 26 zustimmt, 
den bitte ich jetzt um das Handzeichen. – Gegenprobe! – Ent-
haltungen? – Ziffer 26 ist mit der erforderlichen Mehrheit zu-
gestimmt. 

Wir kommen zu Ziffer 27 des Antrags mit den Buchstaben a 
und b. Hierzu liegt der Änderungsantrag Drucksache 16/6640 
vor, der § 82 b betrifft. Wer diesem Änderungsantrag der AfD-
Fraktion zustimmt, den bitte ich jetzt um das Handzeichen. – 
Gegenprobe! – Enthaltungen? – Der Änderungsantrag ist 
mehrheitlich abgelehnt. 

Wer Ziffer 27 zustimmt, den bitte ich jetzt um das Handzei-
chen. – Gegenprobe! – Enthaltungen? – Ziffer 27 ist mit der 
erforderlichen Mehrheit zugestimmt. 

Wir kommen zu Ziffer 28 des Antrags mit den Buchstaben a 
und b. Hierzu liegt der Änderungsantrag Drucksache 16/6641 
vor, der § 82 c betrifft. Wer diesem Änderungsantrag der AfD-
Fraktion zustimmt, den bitte ich jetzt um das Handzeichen. – 
Gegenprobe! – Enthaltungen? – Der Änderungsantrag ist 
mehrheitlich abgelehnt. 

Wer Ziffer 28 zustimmt, den bitte ich jetzt um das Handzei-
chen. – Gegenprobe! – Enthaltungen? – Ziffer 28 ist mit der 
erforderlichen Mehrheit zugestimmt. 

Wir kommen zu Ziffer 29 des Antrags mit den Buchstaben a 
und b. Wer Ziffer 29 zustimmt, den bitte ich um das Handzei-
chen. – Gegenprobe! – Enthaltungen? – Ziffer 29 ist einstim-
mig zugestimmt. 

Wir kommen zu Ziffer 30 des Antrags mit den Buchstaben a 
bis d. Hierzu liegt der Änderungsantrag Drucksache 16/6642 
vor, der § 99 betrifft. Wer diesem Änderungsantrag der AfD-
Fraktion zustimmt, den bitte ich jetzt um das Handzeichen. – 
Gegenprobe! – Enthaltungen? – Der Änderungsantrag ist 
mehrheitlich abgelehnt. 

Es ist getrennte Abstimmung über die Buchstaben a, b, c und 
d der Ziffer 30 beantragt. Wer Buchstabe a zustimmt, den bit-
te ich jetzt um das Handzeichen. – Gegenprobe! – Enthaltun-
gen? – Buchstabe a ist mit der erforderlichen Mehrheit zuge-
stimmt. 

Wer Buchstabe b zustimmt, den bitte ich jetzt um das Hand-
zeichen. – Gegenprobe! – Enthaltungen? – Buchstabe b ist mit 
der erforderlichen Mehrheit zugestimmt. 

Wer Buchstabe c zustimmt, den bitte ich jetzt um das Hand-
zeichen. – Gegenprobe! – Enthaltungen? – Buchstabe c ist mit 
der erforderlichen Mehrheit zugestimmt. 

Wer Buchstabe d zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. 
– Gegenprobe! – Enthaltungen? – Buchstabe d ist mit der er-
forderlichen Mehrheit zugestimmt. 

Ich rufe Ziffer 31 des Antrags auf. Hierzu liegt der Änderungs-
antrag Drucksache 16/6643 vor, der § 100 betrifft. Wer die-
sem Änderungsantrag der AfD-Fraktion zustimmt, den bitte 
ich jetzt um das Handzeichen. – Gegenprobe! – Enthaltun-
gen? – Der Änderungsantrag ist mehrheitlich abgelehnt. 

Wer Ziffer 31 zustimmt, den bitte ich jetzt um das Handzei-
chen. – Gegenprobe! – Enthaltungen? – Ziffer 31 ist damit mit 
der erforderlichen Mehrheit zugestimmt. Vielen Dank. 

Damit ist Punkt 4 der Tagesordnung erledigt. 

(Beifall des Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP)

Bevor Punkt 5 der Tagesordnung aufgerufen wird, übergebe 
ich an meine Kollegin Frau Abg. Kurtz. 

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Liebe Kolleginnen und 
Kollegen, meine Damen und Herren! Bevor wir jetzt zum 
nächsten Tagesordnungspunkt, dem TOP 5, kommen, möch-
te ich gern die Gelegenheit nutzen, im Namen von uns allen 
Herrn Schindler, dem scheidenden Bürgerbeauftragten, zu 
danken. Er wird zum 31. August dieses Jahres sein Amt auf-
geben und nachher noch seinen Tätigkeitsbericht vorstellen.

Lieber Herr Schindler, ich darf Ihnen, bevor wir in den regu-
lären Tagesordnungspunkt einsteigen, sehr herzlich danken 
und im Namen des ganzen Hauses die Anerkennung ausspre-
chen. Sie haben sozusagen Pionierarbeit geleistet als erster 
Amtsinhaber dieser neu geschaffenen Stelle. Sie und Ihr Team 
bildeten diese unabhängige Anlaufstelle für alle Bürgerinnen 
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und Bürger, die sich von Behörden des Landes nicht korrekt 
behandelt gefühlt haben.

Sie haben diese Stelle überhaupt erst aufgebaut, und die Tat-
sache, dass die Zahl der Beratungen, die Sie durchführten, ge-
stiegen ist, hat gezeigt, wie ernsthaft und bürgernah Sie Ihre 
Aufgabe wahrgenommen haben. Sie haben z. B. diese neue 
Arbeitseinheit Bürgerbeauftragter durch Sprechstunden im 
ganzen Land bekannt gemacht und konnten in vielen Fällen 
Abhilfe schaffen. Auch in den Fällen, in denen Sie keine kon-
krete Abhilfe schaffen konnten, hatte Ihre Arbeit – so schätze 
ich das ein – doch einen großen Wert. Denn Sie haben etwas 
ganz Wichtiges getan: Sie haben Vertrauen aufgebaut.

Das gilt vielleicht in besonderem Maß für den sensiblen Be-
reich der Polizei, für den Sie ebenfalls zuständig waren. Ich 
glaube, das Vertrauen in den Rechtsstaat hängt auch davon ab, 
dass wir es schaffen, dass Bürgerinnen und Bürger Vertrauen 
in die Arbeit der Sicherheitsorgane haben. Wir hier im Haus 
glauben auch, dass es ein Zeichen von Souveränität des 
Rechtsstaats ist, wenn wir eine solche unabhängige Stelle an-
bieten können, die dazu aufgerufen ist, die Regeln unseres 
Rechtsstaats bzw. ihre Einhaltung zu überprüfen. Aber Ver-
trauen haben Sie auch nach innen aufgebaut als Ansprechpart-
ner für die Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten. Eine po-
sitive Haltung zu einer gewissen Fehlerkultur, die nach den 
Ursachen von Fehlern fragt und sie dadurch reduziert, ist mit 
Sicherheit zeitgemäß.

Für Sie, lieber Herr Schindler, endet diese Arbeit jetzt mit dem 
wohlverdienten Ruhestand. Im Namen des Hauses danke ich 
Ihnen noch einmal sehr herzlich für alles, was Sie für uns al-
le geleistet haben, und wünsche Ihnen alles Gute.

Wir haben jetzt noch Gelegenheit, Ihre Arbeit durch die Aus-
sprache zu dem Bericht, den Sie uns geben werden, zu wür-
digen.

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Ich rufe Punkt 5 der Tagesordnung auf:

Beschlussempfehlung und Bericht des Ständigen Aus-
schusses zu der Mitteilung des Bürgerbeauftragten des 
Landes Baden-Württemberg vom 18. April 2019 – Tätig-
keitsbericht des Bürgerbeauftragten des Landes Baden-
Württemberg für das Jahr 2018 – Drucksachen 16/6133, 
16/6354 

Berichterstatter: Abg. Emil Sänze

Meine Damen und Herren, auch hierfür gilt eine Redezeit von 
fünf Minuten je Fraktion. Auch für den Herrn Bürgerbeauf-
tragten Volker Schindler hat das Präsidium im Anschluss ei-
ne Redezeit von fünf Minuten vorgesehen.

Zuerst darf ich das Wort Frau Abg. Erikli von der Fraktion 
GRÜNE erteilen.

Abg. Nese Erikli GRÜNE: Sehr geehrte Frau Präsidentin, 
sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Die Einrichtung des 
Bürger- und Polizeibeauftragten im Jahr 2017 war eine sehr 
gute Entscheidung. Das belegen allein schon die Zahlen: Im 
Vergleich zum Vorjahr wurden 50 % mehr Anliegen einge-
bracht; insgesamt sind es im Jahr 2018 damit knapp 500 ge-
wesen. 

Die Stelle des Bürger- und Polizeibeauftragten ist eine neue 
Stelle für die Bürgerinnen und Bürger, die gehört werden sol-
len. Es geht für die Menschen darum, sich Gehör zu verschaf-
fen und sich dabei auch ernst genommen zu fühlen. 

Von Anfang an, seit der Einführung kurz nach der Landtags-
wahl 2016, ist das Amt dennoch nicht nur auf Gegenliebe ge-
stoßen. Bis zum heutigen Tag ist es offensichtlich noch im-
mer so, wie wir heute Vormittag erneut erfahren mussten. Die-
se Kritik ist aber substanzlos. Deshalb ist Ihre heutige Aussa-
ge, Herr Kollege Hinderer, der Bürgerbeauftragte sei ein 
„zahnloser Tiger“, absolut falsch. Die eben genannten Zahlen 
belegen das Gegenteil. Wir brauchen das niederschwellige An-
gebot für die Bürgerinnen und Bürger. 

(Beifall bei den Grünen)

Denn der Bürgerbeauftragte erfüllt viele Aufgaben auf ein-
mal. Er kann Lotse, Moderator und Dolmetscher für Politik 
und Verwaltung sein; 

(Zuruf des Abg. Reinhold Gall SPD) 

er ist nicht nur Beauftragter für die Bürgerinnen und Bürger, 
sondern auch für die Polizei. Die besondere Zuständigkeit für 
die Landespolizei besteht dabei in zwei Richtungen: zum ei-
nen als Beschwerdestelle, um ein persönliches Fehlverhalten 
einzelner Polizistinnen oder Polizisten mitzuteilen, zum an-
deren aber auch als Anlaufstelle, an die sich Polizeiangehöri-
ge wenden können, wenn sie interne Probleme oder Missstän-
de in einem vertraulichen Rahmen ansprechen möchten. 

(Abg. Reinhold Gall SPD: Wovon kaum Gebrauch 
gemacht wird!)

Beides ermöglicht eine Verbesserung von Abläufen innerhalb 
der Polizei und stärkt diese sowohl nach innen als auch nach 
außen. 

Die Anliegen der Menschen erreichen den Bürger- und Poli-
zeibeauftragten auf ganz unterschiedlichen Wegen. Viele mel-
den sich über das Onlineformular; der Bürgerbeauftragte ist 
aber auch telefonisch, per E-Mail und an den Sprechtagen 
auch persönlich erreichbar. 

So wandte sich auch eine Bürgerin aus der Region Bodensee 
an den Bürgerbeauftragten. Sie spazierte regelmäßig auf dem 
Seefußweg, den sie bereits seit 20 Jahren benutzt hatte; nun 
konnte sie diesen nicht mehr nutzen – der Weg liege auf ei-
nem Grundstück der Kommune und sei an einen Motorsport-
klub verpachtet. Der Verein hatte den Fußweg nun für die Öf-
fentlichkeit gesperrt und hatte ein Schild mit einem Hinweis 
auf das Durchgangsverbot und auch eine Kette angebracht. 
Aus Sicht der Bürgerin fiel die Pachtfläche unter den Begriff 
der „freien Landschaft“; laut Bundesnaturschutzgesetz ist das 
Betreten von ungenutzten Wegen in der freien Landschaft al-
len gestattet. 

Der Bürgerbeauftragte teilte die Ansicht der Bürgerin und 
setzte sich mit der zuständigen Naturschutzbehörde des Land-
kreises in Verbindung. 

(Abg. Gabi Rolland SPD: Das ist die Aufgabe der Ab-
geordneten! – Abg. Daniel Born SPD: Hat sie mal 
beim Landrat angerufen? – Zuruf des Abg. Rainer 

Hinderer SPD) 
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Seine Einschätzung wurde bestätigt, und nun kann die Dame 
wieder am See spazieren gehen. 

Weitere Beispiele zeigen aber auch: Nicht immer bekommen 
die Bürgerinnen und Bürger mit ihrem Anliegen recht. Trotz-
dem fühlen sie sich danach meist besser verstanden.

(Zurufe von der SPD – Unruhe) 

– Hören Sie bitte zu; Sie können ja nachher auch noch reden. 
Stimmt’s, Herr Hinderer? – Danke.

(Abg. Gabi Rolland SPD: Er hat doch gar nichts ge-
sagt! – Abg. Anton Baron AfD: Das war aber nied-

lich!)

Nicht immer bekommen Bürgerinnen und Bürger mit ihrem 
Anliegen recht. Trotzdem fühlen sie sich danach meist besser 
verstanden, oder sie verstehen die Entscheidungen, denen sie 
ausgesetzt sind, bedeutend besser. 

So schrieb ein Bürger an den Bürgerbeauftragten: 

Ich danke Ihnen vielmals für diese Antwort. Sie haben mir 
damit geholfen, den Verwaltungsakt nicht als ungerecht 
zu empfinden. 

Diese beiden Beispiele zeigen, wie vielfältig und wichtig die 
Arbeit unseres Bürgerbeauftragten ist. Vor allem aber zeigen 
sie, dass Bürgerinnen und Bürger durch die Moderation des 
Bürgerbeauftragten zwar nicht immer recht bekommen, aber 
die Entscheidung der Verwaltung besser nachvollziehen kön-
nen. Genau das schafft Akzeptanz. 

Die Befürchtungen in Bezug auf das Amt des Bürgerbeauf-
tragten, es würde eine Doppelstruktur geschaffen, haben sich 
nicht bewahrheitet. Das Amt ist auch keine Konkurrenz zum 
Petitionsausschuss. Der Bürgerbeauftragte vermittelt in alle 
Richtungen, und das macht ihn auch so besonders und wich-
tig. 

Herr Schindler, Sie und Ihr Team haben in den letzten Jahren 
sehr gute Arbeit geleistet. 

(Beifall bei den Grünen – Vereinzelt Beifall bei der 
CDU)

Sie haben mit einem Telefon an ihrem Arbeitsplatz begonnen, 
haben das Amt des Bürgerbeauftragten aufgebaut und es vor 
allem auch etabliert. Ihre hervorragende Leistung verdient An-
erkennung und Wertschätzung. Ein herzliches Dankeschön 
von mir und meiner gesamten Fraktion für Ihr tolles Engage-
ment. 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei den Grünen – Vereinzelt Beifall bei der 
CDU)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Für CDU-Fraktion hat das 
Wort Herr Abg. Blenke.

Abg. Thomas Blenke CDU: Frau Präsidentin, werte Kolle-
ginnen und Kollegen! Im Jahr 2016 haben wir das Gesetz über 
die Schaffung eines Bürgerbeauftragten hier im Haus be-
schlossen. Es liegt jetzt bereits der zweite Tätigkeitsbericht 

vor. Für Ihre Arbeit für die Rat und Hilfe suchenden Bürger, 
lieber Herr Schindler – ich sehe Sie –, darf ich Ihnen und Ih-
rem Team im Namen der CDU-Fraktion sehr herzlich danken.

(Beifall bei der CDU, Abgeordneten der Grünen und 
der SPD sowie des Abg. Nico Weinmann FDP/DVP)

Sie stärken mit Ihrer Arbeit die Stellung der Bürgerinnen und 
Bürger gegenüber der öffentlichen Hand, und zwar unabhän-
gig vom Ressort, Kollegin Erikli. Dies gilt in zwei Richtun-
gen: Zum einen sind Sie Beschwerdestelle für Bürgerinnen 
und Bürger, wenn ein mögliches Fehlverhalten von Behörden 
– das kann die Polizei sein, es können aber auch sämtliche an-
deren Zweige des öffentlichen Dienstes sein – zur Kenntnis 
gebracht werden soll, 

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Selbstverständ-
lich!)

zum anderen aber auch Anlaufstelle für die Bediensteten, 
wenn sie Probleme interner Art ansprechen möchten. Beides 
ist wichtig. Wichtig ist mir und uns in der CDU-Landtagsfrak-
tion aber auch, zu betonen – ich habe das bereits beim ersten 
Bericht im letzten Jahr gesagt –: Der Bürgerbeauftragte darf 
keine Konkurrenz zum Petitionsausschuss darstellen. Das Pe-
titionsrecht ist ein verfassungsrechtlich verbrieftes Grund-
recht. Jeder Bürger hat das Recht, sich mit einem Anliegen an 
den Petitionsausschuss, an den Landtag zu wenden, und hat 
Anspruch darauf, dass sich dann ein Gremium aus frei ge-
wählten Abgeordneten damit befasst. 

(Beifall des Abg. Winfried Mack CDU)

Trotzdem können sich die Bürger auch an den Bürgerbeauf-
tragten – an Sie, Herr Schindler – wenden, 

(Abg. Winfried Mack CDU: Zusätzlich!)

wenn sie der Meinung sind, dass ihnen Unrecht widerfahren 
ist. Und für die Bediensteten des Landes bedeuten Sie eine 
Anlaufstelle, an die sie sich auch außerhalb des normalen 
Dienstwegs wenden können.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, im Jahr 2018 – Kollegin 
Erikli hat es bereits angeführt – sind insgesamt 498 Anliegen 
eingegangen. Das sind immerhin 174 mehr als im Jahr davor. 
Davon waren 96 Eingaben aus dem Bereich der Polizei, und 
402 betrafen andere Bereiche. Die Eingaben waren sehr un-
terschiedlich; auch dazu haben Sie bereits Ausführungen ge-
macht. Sie reichen von Nachlassangelegenheiten über Unter-
haltszahlungen, drohende Wohnungslosigkeit bis hin zur über-
durchschnittlich langen Bearbeitungsdauer von Verwaltungs-
angelegenheiten. Die Liste ist nicht abgeschlossen und könn-
te durchaus fortgesetzt werden.

Damit hat sich insgesamt die Anzahl der Eingaben um 53 % 
erhöht. Das liegt daran, dass es Ihnen, Herr Schindler, gelun-
gen ist, die Institution des Bürgerbeauftragten auch in der Be-
völkerung bekannter zu machen. Im ersten Jahr war sie noch 
nicht so sehr im Bewusstsein der Bevölkerung verankert. Sie 
wird jetzt Stück für Stück bekannter. 

Sehr positiv ist auch, dass Sie über 90 % der Fälle abschlie-
ßen konnten. Dies bedeutet, dass die Menschen, die sich an 
den Bürgerbeauftragten wenden, auch mit einer zügigen Be-
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handlung rechnen können und diese erwarten können. Es gab 
natürlich auch Fälle, in denen nicht geholfen werden konnte. 
Dies betraf allerdings überwiegend abgeschlossene Gerichts-
verfahren.

Lieber Herr Bürgerbeauftragter Schindler, leider legen Sie En-
de August nach genau drei Jahren Ihr Amt aus privaten Grün-
den vorzeitig nieder. Das bedauern wir sehr, und wir wünschen 
Ihnen – ich darf das auch für die CDU-Landtagsfraktion sa-
gen – und Ihrer Familie für die Zukunft, für den neuen Le-
bensabschnitt alles Gute und danken Ihnen herzlich für Ihre 
Arbeit.

(Beifall bei der CDU sowie Abgeordneten der Grü-
nen, der SPD und der FDP/DVP)

Ihrem Team wünschen wir weiterhin viel Erfolg bei der Ar-
beit. Wir sind gespannt, wie sich die Arbeit des Bürgerbeauf-
tragten in der Zukunft weiterentwickeln wird, und werden dies 
gern weiterhin positiv beobachten. 

Danke schön.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der Grünen)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Nun hat Herr Abg. Sänze 
das Wort für die AfD. – Bitte.

Abg. Emil Sänze AfD: Frau Präsidentin, meine Damen und 
Herren! Ich habe es ja gelernt: Wir bedanken uns immer sehr 
höflich für geleistete Arbeit. Dem wollen wir, die AfD-Frak-
tion, uns nicht verschließen. Herr Schindler, vielen Dank für 
Ihre geleistete Arbeit. Sie hatten in der Tat schwierige Start-
voraussetzungen, weil Ihre Position innerhalb aller Fraktio-
nen sehr kontrovers diskutiert wurde. In der letzten Sitzung 
des zuständigen Ausschusses war das ja auch der Fall.

Ich habe auch sehr viel Verständnis für den heute Morgen von 
der SPD gestellten Antrag, das Beauftragtenunwesen einmal 
zu durchleuchten.

Jetzt wird es etwas episch und lang. Ich fange einmal an, die 
Beauftragten aufzuzählen, die uns alle mehr oder weniger be-
einflussen.

Wir haben auf Bundesebene die Beauftragte der Bundesregie-
rung für Migration, wir haben die Beauftragte der Bundesre-
gierung für Digitalisierung, wir haben den Beauftragten für 
die Nachrichtendienste des Bundes, wir haben den persönli-
chen Beauftragten der Bundeskanzlerin für die G7/G20-Gip-
fel, wir haben den Beauftragten der Bundesregierung für Aus-
siedlerfragen, wir haben den Beauftragten der Bundesregie-
rung für Informationstechnik, wir haben den Beauftragten der 
Bundesregierung für jüdisches Leben in Deutschland, wir ha-
ben den Beauftragten der Bundesregierung für den Berlin-
Umzug, wir haben den Bundes-Energiebeauftragten, wir ha-
ben die Bundesbeauftragte für die Behandlung von Zahlun-
gen an die Konversionskasse

(Abg. Martina Braun GRÜNE: Wir sind in Baden-
Württemberg!)

– nur Geduld; dazu komme ich auch noch –, wir haben die 
Beauftragte der Bundesregierung für Fragen der Abrüstung 
und Rüstungskontrolle, wir haben die Beauftragte der Bun-
desregierung für Menschenrechtspolitik und Humanitäre Hil-

fe, wir haben den Beauftragten der Bundesregierung für die 
deutsch-französische Zusammenarbeit, wir haben den Beauf-
tragten der Bundesregierung für Mittelstand, wir haben den 
Beauftragten der Bundesregierung für Tourismus, wir haben 
den Sonderbeauftragten der Bundesregierung für die Leitung 
der Umsetzung der Extractive Industries Transparency Initi-
ative, wir haben die Beauftragte der Bundesregierung für 
Menschenrechtsfragen, wir haben den Beauftragten der Bun-
desregierung für die Anliegen von Opfern und Hinterbliebe-
nen von terroristischen Straftaten im Inland, wir haben den 
Beauftragten der Bundesregierung für die Belange von Men-
schen mit Behinderungen, wir haben die Bundeswahlbeauf-
tragte für Sozialversicherungswahlen, wir haben den Unab-
hängigen Beauftragten für Fragen des sexuellen Kindesmiss-
brauchs, wir haben den Beauftragten der Bundesregierung für 
die Belange der Patientinnen und Patienten, wir haben die Be-
auftragte der Bundesregierung für Drogenfragen, wir haben 
den Beauftragten der Bundesregierung für den Schienenver-
kehr, wir haben den Persönlichen Afrikabeauftragten der Bun-
deskanzlerin, wir haben den Bundesbeauftragten für die Un-
terlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen Deut-
schen Demokratischen Republik, und wir haben den Bundes-
beauftragten für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung.

Jetzt kommt das Land Baden-Württemberg.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der AfD)

Wir haben einen Kirchenbeauftragten der Landesregierung, 
wir haben einen Bevollmächtigten des Landes beim Bund, wir 
haben einen Koordinator der Landesregierung für Bürokratie-
abbau und bessere Rechtsetzung, wir haben einen Antisemi-
tismusbeauftragten der Landesregierung, wir haben einen Lan-
desbeauftragten für Vertriebene und Spätaussiedler, wir haben 
einen Beauftragten der Landesregierung für Informationstech-
nologie, wir haben einen Landesbeauftragten für den Lärm-
schutz, wir haben einen Technologiebeauftragten des Landes, 
wir haben eine Beauftragte der Landesregierung für die Be-
lange von Menschen mit Behinderungen, wir haben einen De-
mografiebeauftragten der Landesregierung, wir haben eine 
Landesbeauftragte für Tierschutz, wir haben einen Landesbe-
auftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit, 

(Zuruf des Abg. Anton Baron AfD) 

wir haben einen Beauftragten für Chancengleichheit, wir ha-
ben einen Beauftragten für europäische Integration, und last, 
but not least haben wir den Bürgerbeauftragten. 

(Abg. Dr. Christina Baum AfD: Wir brauchen noch 
einen Beauftragten für die AfD!)

Bei diesen vielen Menschen, die eigentlich unsere Arbeit ma-
chen sollen, muss man sich fragen, warum sich die Bundes-
republik Deutschland 3 292 Abgeordnete im Bundestag und 
in den Landesparlamenten leistet. 

(Beifall bei der AfD – Abg. Dr. Christina Baum AfD: 
Bravo! Genau! – Zuruf der Abg. Nese Erikli GRÜ-

NE) 

Warum leisten wir uns eine Exekutive und eine Judikative, die 
diese Aufgaben auch mittragen können? Warum haben wir ei-
nen Stab von 1,7 Millionen Beamten mit den entsprechenden 
Kosten, leisten uns aber noch weitere Beauftragte?
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Deshalb habe ich sehr viel Sympathie für den SPD-Antrag. 
Wir sollten in der Tat hinterfragen, ob das der richtige Weg ist 
oder ob wir uns nicht darauf besinnen, unsere Arbeit selbst zu 
machen. Ansonsten sollten Sie das Sommerfest heute Abend 
dazu nutzen, Ihren Abschied zu nehmen. 

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Für die SPD hat Herr Abg. 
Hinderer das Wort. 

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Eine völlig neue 
Koalition hier!)

Abg. Rainer Hinderer SPD: Frau Präsidentin, werte Kolle-
ginnen und Kollegen! Auch namens der SPD-Fraktion vorab 
ein ganz herzliches Dankeschön an Sie, Herr Schindler, für 
Ihre Aufbauarbeit, für Ihre Arbeit in den letzten zweieinhalb, 
drei Jahren und auch für den umfassenden Bericht. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des Abg. Ulli 
Hockenberger CDU)

Die Landtagspräsidentin hat Ihre Arbeit ja schon umfassend 
gewürdigt; dem schließe ich mich an. Im Namen der SPD-
Fraktion wünsche ich Ihnen auch alles Gute für Ihre Zukunft 
und Ihren weiteren persönlichen Lebensweg.

Wenn nun – nach unserem Geschäftsordnungsantrag von heu-
te Morgen erwarten Sie es nicht anders – einige kritische Aus-
führungen zum Thema folgen, hat das überhaupt nichts mit 
der Person Schindler zu tun, sondern es geht uns um die Fra-
ge der Sinnhaftigkeit dieses Instruments und seiner Zielerrei-
chung. 

Um es vorwegzunehmen: Ja, der Bürgerbeauftrage ist ein 
Kind aus der letzten Legislatur. Grün-Rot ist verantwortlich, 
aber es war und ist auch ein offenes Geheimnis: Die Einrich-
tung dieser Stelle – wir müssen nicht darum herumreden – war 
einem politischen Kompromiss geschuldet. Ich füge selbst-
kritisch hinzu: Das war nicht unser bester Kompromiss.

Aber Grün-Schwarz stellt ja auch ansonsten gerade alles, was 
unter Grün-Rot neu und innovativ auf den Weg gebracht wur-
de, auf den Prüfstand,

(Heiterkeit des Abg. Winfried Mack CDU – Zuruf 
des Abg. Winfried Mack CDU)

insbesondere dann, wenn zwischen 2011 und 2016 irgendet-
was passiert ist, was nicht auf die politische Agenda der CDU 
gepasst hat. Entwicklungen, meine Damen und Herren, die 
Ihnen auf den Senkel gegangen sind,

(Heiterkeit des Abg. Winfried Mack CDU)

sind gerade in der Kritik. 

Umso befremdlicher mutet es nun an, dass aus den Reihen der 
Regierungsfraktionen keine Fragezeichen mehr zum Thema 
Bürgerbeauftragter gesetzt werden. Über die Stelle und den 
Haushaltsposten von immerhin 340 000 € wird ein Mantel des 
Schweigens gelegt – ganz anders, Kolleginnen und Kollegen 
von der CDU, als beim Thema „Rückabwicklung der Polizei-

reform“, beim Thema „Infragestellung des Bildungszeitgeset-
zes“, beim Thema „Beteiligungsinstrumente in der Gemein-
deordnung“. Beim Thema Bürgerbeauftragter scheinen Sie, 
liebe Kolleginnen und Kollegen – Kollege Blenke hat gerade 
ein beredtes Beispiel abgegeben –, Kreide gefressen zu ha-
ben. Wobei: Die Reihen haben sich gerade sichtlich gelüftet. 
Schauen Sie mal, dass die nachher – –

(Abg. Winfried Mack CDU: Gelichtet, nicht gelüf-
tet!)

– Gelichtet. – Schauen Sie, dass bei der Wahl dann alle den 
Toilettengang beendet haben.

(Abg. Thomas Blenke CDU: Da wird gelüftet, nicht 
gelichtet! – Abg. Sascha Binder SPD: Die sind alle 

schon auf die Toilette!)

Ich wäre gespannt gewesen, wenn Kollege Hauk – der ehe-
malige Kollege Hitzler kann das nicht mehr, aber Kollege 
Hauk – hier gesprochen hätte. Ich erinnere mich an die De-
batten im Dezember 2015 und im Februar 2016. Sie redeten 
damals den bevorstehenden Weltuntergang herbei, wie unser 
ehemaliger Kollege Walter Heiler trefflich bemerkte. 

Aber auch vieles von dem, was Herr Hauk gemutmaßt hat, hat 
sich überhaupt nicht bewahrheitet. Der Bürgerbeauftragte ist 
kein Ausdruck eines tiefen Misstrauens gegenüber Polizei und 
Sicherheitsorganen, denn nur wenige Anliegen – es waren 82 
–, die extern Polizei/Bürger betroffen haben, sind überhaupt 
eingegangen. Da scheint es auch nicht viel zu geben, was im 
Argen liegt. Fast allen Fällen, in denen sich Bürger über po-
lizeiliche Maßnahmen beschwerten, konnte der Bürgerbeauf-
tragte nämlich nicht abhelfen. Die häufigste Passage im Be-
richt zu diesem Thema ist: „Der Bürgerbeauftragte konnte 
dem Bürger nicht weiterhelfen.“

(Heiterkeit des Abg. Winfried Mack CDU)

Vor dem Hintergrund der Sachverhalte und Fälle, die im Tä-
tigkeitsbericht beschrieben werden, sind noch ein paar Punk-
te kritisch zu reflektieren. Ich wiederhole noch einmal: Über-
schneidungen zum Petitionsausschuss, substanziell keine Un-
terschiedlichkeit in den Eingaben. Diese Doppelstruktur und 
deren Finanzierung stellen wir infrage. Zugleich gibt es wei-
tere Bürgerbeauftragte und Ombudsleute in allen Ministerien 
und nachgeordneten Stellen. Und letztlich: Wir Abgeordneten 
mit unserem zwischenzeitlich besser ausgestatteten Mitarbei-
terstab – das müssen wir vielleicht auch in Erinnerung rufen 
– haben die Aufgabe, in unseren Wahlkreisen und darüber hi-
naus fachpolitisch im ganzen Land Bürgerbeauftragte zu sein. 
Wer Abgeordneter „kann“ und seine Aufgabe ernst nimmt, 
„kann“ auch Bürgerbeauftragter.

(Beifall bei der SPD)

Für mich ist das Ergebnis der Lektüre des Berichts auch, dass 
der Bürgerbeauftragte nicht weiter, höher oder schneller sprin-
gen kann, als es Abgeordnete tun können: zwischen Bürgern 
und Behörden vermitteln, die Kontaktdaten der zuständigen 
Behörde oder eine richtige Telefonnummer weitergeben, beim 
Amt anrufen, um ein Verfahren zu beschleunigen. Es gab vie-
le Eingaben von inhaftierten Personen oder Sicherungsver-
wahrten, ohne dass Abhilfe geschaffen werden konnte. Das 
kennen Sie alles aus dem Petitionsausschuss. Es gab auch kei-
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ne Abhilfe bei Vorhaben, die gegen die Landesbauordnung 
oder kommunale Bebauungspläne verstoßen. Das alles, mei-
ne Damen und Herren, ist Alltagsgeschäft und wird in der Re-
gel auch von unseren Abgeordnetenbüros zuverlässig erledigt.

Einen Praxisfall, liebe Kolleginnen und Kollegen – Kollegin 
Erikli hat auch Beispiele genannt –, möchte ich Ihnen mit auf 
den Weg in die Sommerpause geben. Unter der Überschrift 
„Späte Freude“ wird dargelegt, dass ein Gutschein für das 
Staatstheater, den ein Ehepaar vor 40 Jahren zur Hochzeit ge-
schenkt bekommen hat, dank eines Anrufs reaktiviert werden 
konnte, und die beiden durften einen schönen Theaterabend 
erleben. Da freuen wir uns gern mit. 

(Abg. Reinhold Gall SPD: Ich habe auch noch ein 
paar!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, dieses Schicksal kennen wir 
alle. Durchforsten Sie in den nächsten sitzungsfreien Wochen 
doch einmal Ihre Schubladen und Pinnwände. Sie alle wer-
den Gutscheine finden, die Sie nicht einlösen konnten, weil 
der Terminkalender so voll war, dass ein Theaterabend, ein 
Konzertbesuch, ein Frühstück, ein Abendessen oder ein Aus-
flug nicht wahrgenommen werden konnten. Die zukünftige 
Bürgerbeauftragte wird Ihnen helfen. Man hilft Ihnen weiter.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Für die FDP/DVP-Frak-
tion darf ich das Wort Herrn Abg. Professor Dr. Ulrich Goll 
erteilen.

Abg. Dr. Ulrich Goll FDP/DVP: Frau Präsidentin, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Auch ich bin bzw. meine Fraktion ist 
jetzt in einem gewissen Dilemma. Denn ich darf am Anfang 
feststellen: Der Bürgerbeauftragte Volker Schindler hat seine 
Arbeit redlich und ordentlich getan. Das muss man am An-
fang fairerweise festhalten. 

(Beifall bei der FDP/DVP sowie Abgeordneten der 
Grünen, der CDU und der SPD)

Andererseits dürfte erinnerlich sein, dass wir von der Einfüh-
rung dieser Institution alles andere als begeistert waren, weil 
wir sie auch für entbehrlich halten angesichts dessen, dass wir 
den Petitionsausschuss, die Abgeordneten selbst – das ist zu 
Recht angesprochen worden –, Ombudsmänner, zahlreiche 
Beauftragte, Schiedsstellen, Gütestellen und rechtsberatende 
Berufe haben. Bei den Berichten des Bürgerbeauftragten hat 
man sofort gesehen, dass sich all die Petenten, die sich an ihn 
gewandt haben, auch mindestens an zwei oder drei andere 
Stellen hätten wenden können. Das ist so. 

Ich sage jetzt aber einmal deutlich: Das Instrument des Bür-
gerbeauftragten ist jetzt nun einmal beschlossen und etabliert. 
Unsere Skepsis wollen wir nicht bis zum Sankt-Nimmerleins-
Tag an den Betroffenen auslassen. Darum komme ich noch 
mal auf den Punkt zurück: Der Bürgerbeauftragte Schindler 
hat redlich und ordentlich gearbeitet. Auch wir, meine Frak-
tion, wollen ihm dafür danken. 

(Beifall bei der FDP/DVP sowie Abgeordneten der 
Grünen, der CDU und der SPD)

Diesem Dank am heutigen Tag fügen wir gleich die Bitte hin-
zu, dass der Nachfolger/die Nachfolgerin auf dieser Linie die 
redliche und ordentliche Arbeit fortführt. Was wir nicht wol-
len, ist, dass diese Stelle politisch instrumentalisiert wird. Was 
wir nicht wollen, ist, dass die Befugnisse ausgeweitet werden.

Danke schön.

(Beifall bei der FDP/DVP sowie Abgeordneten der 
Grünen, der CDU und der SPD)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Ich sehe keine weiteren 
Wortmeldungen. – Dann darf ich Herrn Schindler das Wort 
erteilen.

Der Bürgerbeauftragte des Landes Baden-Württemberg 
Volker Schindler: Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren Abgeordneten! So viel Lob tut einem natür-
lich gut. Sie haben meinen Bericht für das Jahr 2018 vorlie-
gen. Frau Abg. Erikli hat schon ein Beispiel genannt. Ein wei-
teres haben wir gehört. Sie haben die anderen gelesen. Die 
Fälle sind natürlich nur beispielhaft. 

Ich habe mich gefreut, dass meine Prognose, die ich hier im 
vergangenen Jahr gemacht habe, bestätigt wurde: ein Zuwachs 
um 50 %. Das ist noch deutlich steigerungsfähig. 

Es gibt noch in vier anderen Bundesländern parlamentarisch 
gewählte Bürgerbeauftragte – dort wurde das Amt übrigens 
von der SPD bzw. der CDU ins Leben gerufen. Nach Schaf-
fung des jeweiligen Amtes stieg dort die Zahl der Eingaben 
über drei bis vier Jahre deutlich an und blieb auf einem ent-
sprechend hohen Niveau.

Mit dem Bürgerbeauftragten wurde im Land eine völlig neue 
Funktion geschaffen. Ein Beauftragter mehr, ja. Aber warum 
gibt es so viele Beauftragte? Die Notwendigkeit hat sich aus 
der Rechtsprechung und aus dem Bedürfnis der Bürger her-
aus entwickelt.

Zwei Jahre sind für die notwendige Entwicklung ein sehr kur-
zer Zeitraum. Wir – mein Team und ich – hatten nahezu bei 
null begonnen, konnten das entsprechend steigern. Es gab das 
von Ihnen verabschiedete Gesetz sowie die entsprechenden 
Stellungnahmen und Begründungen.

Es ist uns frühzeitig gelungen, uns aus der Selbstorganisation 
herauszulösen. Deswegen bin ich hochzufrieden mit dem, wo 
wir momentan stehen, gehe aber davon aus, dass das noch 
deutlich entwicklungsfähig ist.

Aus Ihren Reihen wurde mehrfach nachgefragt: Was ist der 
Mehrwert? Natürlich können keine völlig neuen Probleme, 
die es vorher noch nicht gab, an uns herangetragen werden. 
Woher sollten die kommen? 

Es wurde auch schon bisher in irgendeiner Form geholfen. 
Schon vor dem Bürgerbeauftragten gab es bereits die genann-
ten Bürgerreferenten. Sprachlich werden Bürgerbeauftragter 
und Bürgerreferenten auf allen Ebenen immer wieder ver-
mischt. Die Bürgerreferenten leisten gute und hervorragende 
Arbeit. Aber deren Aufgabe ist es, Anliegen von Bürgern im 
eigenen Haus zu bündeln, auch zu antworten, aber dabei die 
Hausmeinung zu vertreten. Sie sind weisungsgebunden. 

Wichtig bei uns ist: Der Bürgerbeauftragte ist nicht nur we-
gen des Wortlauts des Gesetzes neutral. Das wird deutlich 



 5999

Landtag von Baden-Württemberg – 16. Wahlperiode – 98. Sitzung – Donnerstag, 18. Juli 2019
(Volker Schindler)

durch die Anbindung an den Landtag bzw. an die Landtags-
präsidentin. Wir hatten vorhin gehört: Sie bekleidet das zweit-
höchste Amt im Land. Neutralität ist den Bürgern besonders 
wichtig. Wenn sie sich über die Arbeit einer Behörde beschwe-
ren oder sie einfach nur hinterfragen, wollen sie oft nicht, dass 
die Überprüfung durch diese Behörde selbst erfolgt, auch 
wenn das Ergebnis manchmal genau das gleiche ist. 

Auch von den Behörden wird diese Neutralität positiv hervor-
gehoben. Dabei setzen wir auf einen vermittelnden, lösungs-
orientierten Dialog. Wesentlich sind das Zuhören-Können und 
vor allem der Wille und auch die Zeit dazu. Es muss auch die 
Bereitschaft hinzukommen, sich dem anderen verständlich zu 
machen. Wir tragen damit ein, wenn auch nur ganz kleines, 
Stück dazu bei, dass das Vertrauen in die Verwaltung, in die 
staatlichen Abläufe und damit auch in unsere freiheitliche De-
mokratie gestärkt wird.

Natürlich haben die Bürgerinnen und Bürger die Möglichkeit, 
sich an einzelne Abgeordnete zu wenden oder den Petitions-
ausschuss anzurufen. Diese Möglichkeit besteht weiterhin un-
eingeschränkt, und immer wieder verweise ich darauf. Man-
che halten ihr Problem aber für nicht groß, für nicht wichtig 
genug, oder sie wollen diesen Weg aus den unterschiedlichs-
ten Gründen nicht gehen.

Mit dem Bürgerbeauftragten wurde von diesem Parlament ei-
ne zusätzliche Position geschaffen, die sich für die Bürgerin-
nen und Bürger einsetzt. Geben Sie ihr die Zeit, sich weiter in 
diesem Land zu etablieren. Ich wünsche mir, dass die Funk-
tion des Bürgerbeauftragten nicht parteipolitisch gesehen 
wird, sondern als das, was sie ist: eine Ansprechstelle für die 
Bürgerinnen und Bürger, die nicht immer wieder infrage ge-
stellt werden sollte.

Wichtig in meinen Augen ist, dass Sie sich für die Bürger ent-
scheiden und mit der gleich anstehenden Wahl dafür sorgen, 
dass die Arbeit beim Bürgerbeauftragten nach meinem Aus-
scheiden nahtlos fortgeführt werden kann.

Ein letzter Satz: Abgeordnete, Petitionsausschuss, Bürgerbe-
auftragter, Bürgerreferenten konkurrieren nicht miteinander. 
Ihre Arbeit für den Bürger ergänzt sich. Wir haben mündige 
Bürgerinnen und Bürger. Lassen Sie sie doch selbst entschei-
den, an wen sie sich wenden wollen.

(Beifall bei den Grünen und der CDU, Abgeordneten 
der SPD und der FDP/DVP sowie des Abg. Dr. Rai-

ner Balzer AfD)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Vielen Dank, Herr Schind-
ler.

Ich sehe jetzt keine weiteren Wortmeldungen. Damit kommen 
wir zur Abstimmung über die Beschlussempfehlung des Stän-
digen Ausschusses, Drucksache 16/6354. Der Ausschuss emp-
fiehlt Ihnen, von der Mitteilung des Bürgerbeauftragten des 
Landes Baden-Württemberg Kenntnis zu nehmen. – Damit 
sind Sie einverstanden. Vielen Dank.

Damit können wir Tagesordnungspunkt 5 abschließen.

Ich rufe Punkt 6 der Tagesordnung auf:

Wahl der Bürgerbeauftragten oder des Bürgerbeauftrag-
ten des Landes Baden-Württemberg

Meine Damen und Herren, wir haben es gerade schon gehört: 
Der bisherige Bürgerbeauftragte des Landes Baden-Württem-
berg, Herr Volker Schindler, verabschiedet sich. Er hat mit 
Schreiben vom 22. April 2019 mitgeteilt, dass er sein Amt mit 
Ablauf des 31. August 2019 niederlegen wird. 

Daher wählt der Landtag nach § 9 Absatz 1 des Gesetzes über 
die Bürgerbeauftragte oder den Bürgerbeauftragten des Lan-
des Baden-Württemberg auf Vorschlag der Landesregierung 
und mit der Mehrheit seiner Mitglieder eine neue Person, die 
diese Stelle übernimmt.

Herr Ministerpräsident Kretschmann hat mit Schreiben vom 
2. Juli 2019 den Vorschlag der Landesregierung unterbreitet, 
Frau Beate Böhlen zur Bürgerbeauftragten des Landes zu 
wählen.

Das Gesetz, meine Damen und Herren, sieht vor, dass die 
Wahl ohne Aussprache und in geheimer Abstimmung erfolgt. 
Wie es bei geheimen Wahlen im Landtag üblich ist, berufe ich 
nun folgende Abgeordnete in die Wahlkommission: Frau Abg. 
Lindlohr sowie die Herren Abg. von Eyb, Gruber, Haußmann, 
Pfeiffer, Dr. Rapp und Schoch.

Ich darf Sie, wie üblich, bitten, zur Abgabe Ihrer Stimme die 
beiden Telefonzellen auf der rechten und linken Seite des Ple-
narsaals als Wahlkabinen zu benutzen. Ich möchte Frau Abg. 
Lindlohr bitten, vom Redepult aus den Namensaufruf vorzu-
nehmen, so, wie er in § 97 a der Geschäftsordnung vorge-
schrieben ist. 

Die aufgerufenen Abgeordneten bitte ich, sich zur rechten 
oder linken Seite des Plenarsaals zu begeben. Dort erhalten 
Sie die Stimmzettel und die Wahlumschläge und können die-
se dann in den Telefonzellen ausfüllen.

Bitte beachten Sie jetzt noch, dass folgende Aufteilung gilt: 
Die aufgerufenen Abgeordneten der Fraktion der FDP/DVP, 
der Fraktion der CDU und der Fraktion der AfD sowie die 
fraktionslosen Abgeordneten begeben sich zur von mir aus ge-
sehen rechten Seite des Plenarsaals, die Abgeordneten der 
Fraktion GRÜNE und der Fraktion der SPD kommen zur von 
mir aus gesehen linken Seite. Auf beiden Seiten wird in einer 
Liste von zwei Mitgliedern der Wahlkommission jeweils fest-
gehalten, wer den Stimmzettel und den Wahlumschlag bekom-
men hat.

Füllen Sie bitte den Stimmzettel aus, indem Sie „Ja“ oder 
„Nein“ oder „Enthaltung“ vermerken. 

Jetzt gibt es noch weitere Hinweise für die Stimmabgabe: 
Nicht gekennzeichnete Stimmzettel und solche, auf denen 
„Enthaltung“ vermerkt ist, gelten als Stimmenthaltung. Un-
gültig ist ein Stimmzettel, wenn auf ihm ein anderer Name 
vermerkt ist. Kleben Sie den Wahlumschlag bitte nicht zu. Sie 
wissen: Das erleichtert der Wahlkommission die Arbeit. 

Werfen Sie dann bitte den Stimmzettel im Wahlumschlag in 
die hier am Redepult bereitstehende Wahlurne. Herr Abg. 
Haußmann kontrolliert den Einwurf der Wahlumschläge in 
die Wahlurne. Herr Abg. Dr. Rapp hält in einer Namensliste 
fest, welche Abgeordneten gewählt haben. Die Herren haben 
dabei schon Übung.

Die Mitglieder der Wahlkommission – nicht zu vergessen – 
bitte ich, ihre Stimme am Schluss abzugeben. 
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Wir treten in die Wahlhandlung ein. Frau Abg. Lindlohr, bit-
te nehmen Sie den Namensaufruf vor. Wir beginnen mit dem 
Buchstaben A.

(Namensaufruf und Wahlhandlung)

Meine Damen und Herren, ist noch jemand im Raum, der 
nicht abgestimmt hat? Fehlt noch jemand? Bitte werfen Sie 
die Umschläge in die Wahlurne ein. 

Gibt es noch jemanden auf der Liste, der fehlt, Frau Abg. 
Lindlohr, den wir noch nachfragen sollten? – Nein. Wir müs-
sen nicht noch mal nachhaken.

Meine Damen und Herren, ich habe den Eindruck, es wurden 
alle rosafarbenen Umschläge abgegeben. Wenn das der Fall 
ist, dann schließe ich jetzt die Wahl und bitte die Wahlkom-
mission, das Wahlergebnis festzustellen. 

Wir fahren solange mit der Tagesordnung fort. Ich bitte Sie, 
Ihre Plätze wieder einzunehmen.

Ich rufe Punkt 7 der Tagesordnung auf:

Erste Beratung des Gesetzentwurfs der Landesregierung 
– Gesetz über die Anpassung von Dienst- und Versor-
gungsbezügen in Baden-Württemberg 2019/2020/2021 
(BVAnpGBW 2019/2020/2021) – Drucksache 16/6493

Das Wort zur Begründung hat Frau Ministerin Sitzmann.

(Unruhe)

– Meine Damen und Herren, ich bitte um Aufmerksamkeit für 
die Rede der Ministerin. 

Ministerin für Finanzen Edith Sitzmann: Sehr geehrte Frau 
Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Der Südwesten 
ist die Heimat zahlreicher großer Unternehmen und großer 
Arbeitgeber. Manche sind Hidden Champions, andere sind 
weltbekannt. Einer der größten Arbeitgeber in Baden-Würt-
temberg ist aber das Land Baden-Württemberg selbst mit 
185 000 Beamtinnen und Beamten bzw. Richterinnen und 
Richtern und ca. 74 000 Tarifangestellten. 

Jeden Tag profitieren wir alle vom Know-how und von der 
guten und wichtigen Arbeit unserer Landesbeschäftigten. Sie 
kümmern sich in den Schulen unseres Landes um eine gute 
Bildung der Kinder in unserem Land; bei der Polizei sorgen 
sie für die innere Sicherheit; an den Hochschulen lehren und 
forschen sie für die Zukunft; in der Justiz vertreten sie die 
Rechtsstaatlichkeit – um nur einige wenige Beispiele zu nen-
nen. Überall treffen wir mit den Beschäftigten des öffentli-
chen Dienstes auf Menschen, die sich Tag für Tag im Interes-
se unseres Landes und unserer Bürgerschaft engagieren.

Mit dem Tarifabschluss vom 2. März dieses Jahres halten un-
sere Tarifbeschäftigten Anschluss an die allgemeine Einkom-
mensentwicklung. Damit zeigen wir unsere Anerkennung und 
sorgen dafür, dass der öffentliche Dienst als Arbeitgeber at-
traktiv bleibt. 

(Beifall bei den Grünen – Vereinzelt Beifall bei der 
CDU)

Wir können froh und stolz sein, dass wir in Baden-Württem-
berg eine sehr niedrige Arbeitslosigkeit haben, die niedrigste 

seit der Wiedervereinigung. Aber wir haben natürlich als Ar-
beitgeber im Wettbewerb um die klügsten Köpfe auch ein gu-
tes Angebot zu machen. Denn Fachkräfte sind in der Wirt-
schaft, aber auch im öffentlichen Dienst knapp. Der Tarifab-
schluss drückt sowohl die Wertschätzung als auch die Wett-
bewerbsfähigkeit aus. 

Gute und wertvolle Arbeit für unser Land leisten aber nicht 
nur die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, sondern auch 
die Beamtinnen und Beamten, Richterinnen und Richter. Des-
halb habe ich nach Vorliegen des Tarifabschlusses vorgeschla-
gen, das Ergebnis zeitgleich und systemgerecht auf die Beam-
tenschaft und die Empfänger von Versorgungsbezügen zu 
übertragen. 

Der Tarifabschluss sieht im Wesentlichen eine Anhebung der 
Tabellenentgelte in einem Gesamtvolumen von 3,2 % zum 
1. Januar dieses Jahres, also zum 1. Januar 2019, vor; weite-
re 3,2 % folgen zum 1. Januar 2020, und zum 1. Januar 2021 
sind weitere 1,4 % verabredet worden. Die Laufzeit geht bis 
zum 30. September 2021. 

Die Dienst- und Versorgungsbezüge sollen mit diesem Ge-
setzentwurf, den wir heute erstmals hier im Parlament bera-
ten, analog um dasselbe prozentuale Gesamtvolumen steigen. 
Außerdem wollen wir die Vergütungen der Anwärterinnen und 
Anwärter anheben, zum 1. Januar 2019 und zum 1. Januar 
2020 jeweils um 50 € pro Monat, also genauso wie die Ver-
gütung der Auszubildenden im Tarifbereich. 

Ein wichtiger Schritt für unsere Beschäftigten im Land war 
sicherlich auch, dass sowohl der Ministerrat als auch die Ko-
alitionsfraktionen und der Finanzausschuss zugestimmt ha-
ben, dass wir rückwirkend zum Januar 2019 ab den Juli-Be-
zügen Abschlagszahlungen vornehmen können, natürlich vor-
behaltlich der gesetzlichen Regelung, die erst noch beschlos-
sen werden muss. Aber ich denke: Dass wir die Wartezeit un-
serer Beschäftigten nicht überstrapaziert haben, ist auch ein 
Zeichen unseres Respekts und unserer Wertschätzung für die 
Arbeit der Menschen bei uns im Land. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und des Abg. 
Karl-Wilhelm Röhm CDU) 

Vielleicht fragt sich ja der eine oder die andere, was es denn 
mit dem Begriff „systemgerecht“ auf sich hat. Hintergrund ist, 
dass wir nicht alles, was im Tarifbereich vereinbart worden 
ist, 1 : 1 auf die Beamtenschaft übertragen können. So kann 
z. B. die im Tarifabschluss vereinbarte Mindesterhöhung der 
monatlichen Entgelte wegen des Abstandsgebots im Besol-
dungsrecht eben nicht 1 : 1 übertragen werden. Wenn wir al-
so von „systemgerecht“ sprechen, dann heißt das, dass wir 
auch diese Bestandteile des Tarifvertrags auf andere Weise in-
nerhalb der 3,2 % einberechnet haben und so diesen Betrag 
übertragen. 

Wir wollen natürlich die Leistungen unserer Beschäftigten 
würdigen. Wir wollen im Wettbewerb um kompetente, moti-
vierte Beschäftigte in Baden-Württemberg bestehen. Natür-
lich kann dies – wir werden es dann hoffentlich gemeinsam 
beschließen – auch nicht ohne zusätzliche Mittel erreicht wer-
den. Die Mehrkosten dieses Tarifabschlusses und seiner Über-
tragung belaufen sich auf 3,3 Milliarden € während der ge-
samten Laufzeit des Tarifvertrags. 
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Aber selbstverständlich erwischt uns das nicht kalt. Denn wir 
wussten ja, es gibt Tarifverhandlungen. Wir wussten, es wird 
Tariferhöhungen geben. Die Vorsorge, die wir in der mittel-
fristigen Finanzplanung getroffen haben, lag bei 2,1 %. Und 
es war nicht etwa eine Prognose, die wir dazu abgegeben hat-
ten, wie der Tarifabschluss wohl ausfallen wird. Wie in der 
Vergangenheit auch war es nämlich der Durchschnitt der letz-
ten zehn Jahre, den wir als Planungsgrundlage für die mittel-
fristige Finanzplanung genommen haben.

Wir müssen jetzt mit der Erhöhung um 3,2 % also 900 Milli-
onen € mehr ausgeben, als in der mittelfristigen Finanzpla-
nung vorgesehen waren. Ja, es sind natürlich beträchtliche 
Mehrausgaben, die wir bei der Aufstellung des Doppelhaus-
halts für die Jahre 2020 und 2021 in den Blick nehmen und 
auch finanzieren müssen.

Alle Beschäftigten des öffentlichen Dienstes, meine Damen 
und Herren, leisten hervorragende Arbeit. Für diese Arbeit 
möchte ich mich an dieser Stelle ganz herzlich bedanken. Die-
sen Dank wollen wir nicht nur mit Worten, sondern auch mit 
diesem Gesetz, mit der Übertragung der Tarifergebnisse zum 
Ausdruck bringen. Das haben auch die Gewerkschaften und 
Berufsverbände ausdrücklich anerkannt. Sie kennen die Äu-
ßerungen bei der Anhörung zum Gesetzentwurf.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU)

Natürlich wurden im Anhörungsverfahren auch weitere Wün-
sche, Anregungen und Forderungen vorgetragen. Aber ich bit-
te um Verständnis – ich habe die Summen genannt, die dieser 
Tarifabschluss und die Übertragung für den Landeshaushalt 
bedeuten –, dass die Erfüllung derzeit leider nicht möglich ist. 
Wir müssen die Rahmenbedingungen im Blick behalten. 

Wir haben eine Steuerschätzung von Mai dieses Jahres, die 
deutlich hinter der Steuerschätzung vom Herbst letzten Jah-
res zurückbleibt. Wir lesen leider zunehmend Meldungen, dass 
sich die Konjunktur hier und da doch schon deutlich abkühlt. 

Natürlich müssen wir auch bedenken, dass ab 1. Januar kom-
menden Jahres die Schuldenbremse gilt; das heißt, wir kön-
nen dann tatsächlich nur noch so viel Geld ausgeben, wie wir 
einnehmen.

(Zuruf des Abg. Andreas Stoch SPD) 

Doch ich bin überzeugt, dass wir unter diesen Rahmenbedin-
gungen mit dem vorliegenden Gesetzentwurf das Bestmögli-
che erreichen und ein deutliches Signal an unsere Beschäftig-
ten senden. Ich freue mich auf die weiteren Beratungen mit 
Ihnen hier im Landtag von Baden-Württemberg und hoffe na-
türlich, dass wir gemeinsam zu einem guten Ergebnis kom-
men.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Meine Damen und Her-
ren, für die Aussprache hat das Präsidium eine Redezeit von 
fünf Minuten je Fraktion festgelegt. 

Es beginnt Herr Abg. Dr. Rösler für die Grünen.

Abg. Dr. Markus Rösler GRÜNE: Werte Präsidentin, liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Heute sprechen wir über den Ent-
wurf des Gesetzes über die Anpassung von Dienst- und Ver-
sorgungsbezügen in Baden-Württemberg. Mit diesem Gesetz 
erfolgt – die Ministerin hat schon darauf hingewiesen – eine 
Anpassung der Besoldung für die Beamtinnen und Beamten, 
für die Richterinnen und Richter in den Jahren 2019 bis 2021.

Damit werden die Bezüge rückwirkend zum 1. Januar dieses 
Jahres um 3,2 % erhöht, 2020 erneut um 3,2 % und 2021 um 
1,4 %. Außerdem werden die Anwärtergrundbezüge rückwir-
kend zum Januar dieses Jahres um 50 € und zum Jahr 2020 
erneut um 50 € erhöht. Hierfür wird eine nicht ganz unwesent-
liche Summe verausgabt. 2021 wird das eine leicht zu mer-
kende Summe sein: 1 111 Millionen € im Jahr strukturell.

Es stellen sich daher durchaus Fragen nach der Notwendig-
keit und nach der Gerechtigkeit. Beide Fragen werde ich be-
antworten.

Für diesen Beschluss benötigen wir also einen großen Schluck 
aus der Amphore des Haushalts 2020/2021. Aber dieser 
Schluck ist nicht nur gehaltvoll, er ist auch sinnvoll. Es ist 
sinnvoll, weil wir Grünen wissen, was wir am öffentlichen 
Dienst haben und welchen Anteil der öffentliche Dienst am 
Erfolg Baden-Württembergs hat. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen)

Nur zwei Beispiele: Baden-Württemberg ist eines der sichers-
ten Länder, dank unserer Polizistinnen und Polizisten. Baden-
Württemberg liegt mit 5 093 Straftaten auf 100 000 Einwoh-
ner gleich hinter Bayern auf Platz 2 bundesweit, noch vor Hes-
sen. Wir haben exzellente Kindergärten, wir haben exzellen-
te Schulen, wir haben exzellente Hochschulen, und das ver-
danken wir der exzellenten Arbeit von Erzieherinnen und Er-
ziehern, Lehrerinnen und Lehrern und allen Lehrenden an den 
Hochschulen des Landes. 

Auch in meiner täglichen Arbeit als Abgeordneter – am ehes-
ten in der Umwelt- und der Finanzverwaltung, aber natürlich 
auch darüber hinaus – bekomme ich immer wieder mit, wie 
wertvoll und gut diese Arbeit ist. Ich möchte daher die Gele-
genheit nutzen, an dieser Stelle allen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern im öffentlichen Dienst des Landes Baden-Würt-
temberg Danke für die gute Arbeit und das hervorragende En-
gagement zu sagen. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der CDU 
sowie des Abg. Andreas Kenner SPD)

Wir müssen und wir wollen diese gute Arbeit auch honorie-
ren. Wir müssen und wir wollen, selbstverständlich im Rah-
men unserer – schwankenden – haushaltlichen Möglichkei-
ten, dafür sorgen, dass Stellen im öffentlichen Dienst attrak-
tiv werden und attraktiv bleiben. Dazu gehören viele Punkte; 
drei seien exemplarisch genannt: erstens die flexible Arbeits-
zeitgestaltung, zweitens die gute Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf und drittens die Möglichkeit, ein Sabbatjahr einzu-
legen. Mit all diesen Maßnahmen kann der öffentliche Dienst 
der Wirtschaft gegenüber durchaus punkten. 

Für die Beamtinnen und Beamten gibt es zudem eine im Ver-
hältnis zu anderen Berufsgruppen auch weiterhin attraktive 
lebenslange Arbeitsplatzsicherheit und gute Pensionen. Bei-
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des ist in der heutigen Zeit durchaus nicht mehr selbstver-
ständlich. Trotzdem: Bei der Bezahlung müssen wir dranblei-
ben, um nicht abgehängt zu werden. Ich kenne nämlich in zu-
nehmender Zahl Landräte und Bürgermeister, die mir melden: 
Wir bekommen nicht mehr genügend Bewerber; es melden 
sich nicht mehr genügend Leute auf unsere Stellenanzeigen. 

Zum Teil – ich betone: zu einem Teil davon – hat dies schon 
damit zu tun, dass in der Wirtschaft bei uns im Land – erfreu-
licherweise – gut gezahlt wird. Es ist daher notwendig, die 
Gehälter der Beamten und Beamtinnen zeitgleich und fast in-
haltsgleich – die Ministerin hat es gesagt: systemgerecht – an 
die Lohnentwicklung im sonstigen öffentlichen Dienst anzu-
passen. 

Die baden-württembergische Wirtschaft blickt auf äußerst er-
folgreiche Jahre zurück. Mit fast 4,8 Millionen sozialversi-
cherungspflichtig Beschäftigten sind bei uns im Land mehr 
Menschen als je zuvor beschäftigt. Dieser überdurchschnitt-
liche Erfolg wurde insbesondere von den ansässigen Unter-
nehmerinnen und Unternehmern und den Beschäftigten dort 
erarbeitet. Dieses erfolgreiche Wirtschaften wird aber auch 
durch die gute Arbeit in den Behörden ermöglicht, und diese 
Arbeit in den Behörden dient auch einer prosperierenden Ent-
wicklung unserer Gesellschaft und der Steigerung der Lebens-
qualität für uns alle. Die Anpassung der Bezüge ist also auch 
gerecht. 

Öffentlicher Dienst und freie Wirtschaft stehen beim Ringen 
um die besten Köpfe in Konkurrenz. Ein gesamtgesellschaft-
licher Erfolg braucht aber beides – öffentlichen Dienst und 
Wirtschaft. Diese Win-win-Situation möchten wir bei uns im 
Land weiter fortsetzen. Es handelt sich daher um gut inves-
tiertes Geld. 

Ich bitte Sie um Zustimmung zu diesem Gesetzentwurf. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU)

– Fünf Minuten Komma null, null.

(Vereinzelt Heiterkeit – Beifall des Abg. Alexander 
Maier GRÜNE)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Herr Kollege Klein spricht 
jetzt für die CDU. 

Abg. Karl Klein CDU: Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Heute beraten wir in der ersten Lesung das Ge-
setz über die Anpassung von Dienst- und Versorgungsbezü-
gen für die Beamten des Landes, aber natürlich auch der Kom-
munen des Landes Baden-Württemberg. Wir alle haben ja im 
Frühjahr die Einigung der Tarifgemeinschaft der Länder und 
der Gewerkschaften begrüßt. Die CDU-Landtagsfraktion hat 
zugleich eine zeit- und wirkungsgleiche Übertragung auf die 
Beamten, Richter und Staatsanwälte sowie Versorgungsemp-
fänger des Landes gefordert – wohl wissend, dass diese Tarif-
anpassungen Mehrausgaben von 445 Millionen € im Jahr 
2019, 900 Millionen € im Jahr 2020 und über 1 Milliarde € 
im Jahr 2021 bedeuten. 

Auch für die Städte und Gemeinden im Land Baden-Würt-
temberg sind dies natürlich erhebliche Mehrausgaben – die 

aber allgemein, so darf man sagen, akzeptiert sind, wie auch 
die Stellungnahmen der kommunalen Landesverbände in den 
Anhörungen dazu gezeigt haben. 

Der öffentliche Dienst muss auch in Zeiten annähernder Voll-
beschäftigung attraktiv bleiben; denn qualifiziertes und hoch 
motiviertes Personal ist ein entscheidender Standortfaktor für 
ein erfolgreiches Land wie Baden-Württemberg; dies haben 
auch die letzten Jahrzehnte in unserem Land gezeigt. 

Auch wenn heute viel über Bürokratie und vor allem auch 
über Bürokratieabbau diskutiert wird, dürfen wir doch Fol-
gendes feststellen: Die Verwaltung und der Rechtsstaat funk-
tionieren in unserem Land, was nicht nur die Bürger in unse-
rem Land, sondern vor allem auch viele Investoren weltweit 
schätzen. Gerade in unserer heutigen Zeit ist dies von beson-
derer Bedeutung und Wichtigkeit. In diesem Zusammenhang 
dürfen wir allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des öffent-
lichen Dienstes, egal, ob beim Land oder bei den Kommunen, 
ein herzliches Dankeschön sagen. Das möchte ich seitens der 
CDU-Landtagsfraktion tun.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU, der Grünen, der 
SPD und der FDP/DVP)

Deshalb ist es richtig, dass die CDU-Landtagsfraktion in der 
Regierungskoalition nicht nur Wert auf eine gut funktionie-
rende Verwaltung legt, sondern vor allem auch konsequent 
und nachhaltig die Stellenzahlen bei der Polizei, beim Lan-
desverfassungsschutz und bei der Justiz erhöht.

Baden-Württemberg steht bei der Personalgewinnung – mein 
Kollege Rösler hat es bereits ausgeführt – mit anderen Bun-
desländern, aber natürlich auch mit der privaten Wirtschaft, 
der Industrie und dem Gewerbe im harten Wettbewerb um die 
besten Köpfe. Wir sollten deshalb gutes Personal nicht nur in 
unserem Land – teuer – ausbilden, sondern es vor allem auch 
im eigenen Land halten. Das muss uns auch etwas wert sein. 
Deshalb bitte ich Sie alle, der vorliegenden Gesetzesvorlage 
zuzustimmen. 

Die CDU-Landtagsfraktion hat dafür gesorgt, dass die in der 
letzten Legislaturperiode von der grün-roten Landesregierung 
– aus welchen Gründen auch immer – beschlossene Senkung 
der Eingangsbesoldung bereits zu Beginn des vergangenen 
Jahres wieder zurückgenommen wurde. Dies trägt ebenfalls 
zur Attraktivität des öffentlichen Dienstes bei.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU – Abg. Dr. Mar-
kus Rösler GRÜNE: Weil es uns damals schlecht 

ging!)

Mit Blick auf die rasant zunehmende Digitalisierung und die 
Verknüpfung vieler Elemente im privaten wie auch im beruf-
lichen Bereich mit künstlicher Intelligenz sind eine gute Aus-
bildung und eine konkurrenzfähige Entlohnung von besonde-
rer Wichtigkeit; denn diese Entwicklung erfasst nicht nur die 
Industrie, die Privatwirtschaft, sondern auch den öffentlichen 
Bereich.

Dies, aber auch die Entlohnung in den unteren Gehaltsgrup-
pen des öffentlichen Dienstes geben der CDU-Landtagsfrak-
tion Anlass, Strategien zu entwickeln, wie wir mit Blick auf 
einen attraktiven öffentlichen Dienst zu Verbesserungen kom-
men können, denn wir sind nach wie vor dringend auf die Mit-
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arbeit dieser Menschen angewiesen. Diese sollen auch zukünf-
tig in der Lage sein, eine Familie zu gründen und Wohnraum 
– auch in städtischen Regionen – zu finden bzw. zu bezahlen.

Auch eine gute Ausbildung, gerechte Bezahlung und gute Auf-
stiegsmöglichkeiten, interessante und abwechslungsreiche 
Führungspositionen, verbunden mit sozialen Aspekten der Fa-
milien- und Pflegefreundlichkeit von Beschäftigungsverhält-
nissen, sind die Grundlagen für einen zukunftsfähigen und at-
traktiven öffentlichen Dienst. Dies muss auch mit modernen 
Arbeitsplätzen sowie einer leistungsfähigen Ausstattung ein-
hergehen, beispielsweise für Lehrer, die Polizei und die Jus-
tizbeamten. 

Meine Damen und Herren, dafür steht die CDU-Landtagsfrak-
tion, und sie ist bereit, mit Ihnen gemeinsam für diese Ziele 
zu arbeiten. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der Grünen)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Das Wort hat Herr Abg. 
Dr. Podeswa für die AfD-Fraktion.

Abg. Dr. Rainer Podeswa AfD: Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin, sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Ich möch-
te zuallererst die Gelegenheit nutzen, allen Beamten und An-
gestellten des Landes Baden-Württemberg von dieser Stelle 
aus für ihren unermüdlichen und erfolgreichen Einsatz für un-
ser Gemeinwesen ganz herzlich und aufrichtig zu danken.

(Beifall bei der AfD)

Die Anpassung der Dienst- und Versorgungsbezüge beträgt 
für die Jahre 2019 und 2020 jeweils 3,2 % und für das Jahr 
2021 weitere 1,4 %. Die Nominallöhne in Baden-Württem-
berg stiegen 2018 und 2019 jeweils um 3,1 %. Eine Anhebung 
von 3,2 % für die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes ist 
daher vergleichbar und im Rahmen der allgemeinen Gehalts-
entwicklung angemessen. Auch die bessere Entlohnung von 
Praktikanten und Pflegekräften ist nachvollziehbar und war 
dringend erforderlich. Der Staat muss im Wettbewerb um die 
besten Köpfe ein attraktiver Arbeitgeber bleiben. 

Dieser Tarifabschluss bedeutet eine strukturelle Mehrbelas-
tung des Haushalts in Höhe von 445 Millionen € im Jahr 2019, 
rund 900 Millionen € im Jahr 2020 und rund 1,1 Milliarden € 
im Jahr 2021 – im Folgenden natürlich weiter steigend.

Das Land Baden-Württemberg hat heute noch sprudelnde 
Steuereinnahmequellen, auch wenn die Steuerschätzungen 
schon zeigen, dass die Zeiten, in denen dieses Sprudeln im-
mer noch stärker wurde, lange der Vergangenheit angehören 
und wir heute allmählich anfangen müssen, uns darüber Ge-
danken zu machen, dass diese Quelle vielleicht gar versiegt 
und nur noch ein Tröpfeln wird. 

(Zuruf des Abg. Peter Hofelich SPD) 

Daher kann sich das Land Baden-Württemberg – ich betone 
das – auch heute noch die Erhöhung der Dienst- und Versor-
gungsbezüge leisten. Ich muss aber auch Wasser in den Wein 
gießen: Die jahrelange Misswirtschaft einer ideologisch getrie-
benen grün-roten Landesregierung – da schließe ich die kurze 
Zeit, in der die rote CDU mitregiert hat, explizit mit ein –,

(Heiterkeit des Abg. Anton Baron AfD – Abg. Rein-
hold Gall SPD: Doof!)

die grundsätzlich ökoreligiöse und planwirtschaftliche Fan-
tastereien vor jede wirtschaftliche Vernunft gestellt hat, hat 
die Rahmenbedingungen in Baden-Württemberg im wahrsten 
Sinn des Wortes nachhaltig – „nachhaltig“ wird ja immer un-
terstrichen – beschädigt.

(Beifall bei der AfD – Abg. Reinhold Gall SPD: Sie 
sind ja völlig neben der Spur! Um Gottes willen! So 

lange hat die Sonne doch gar nicht geschienen!)

Unser Herr Ministerpräsident hat das zu einem großen Teil 
zur Chefsache erklärt und gleich selbst erledigt, so durch sei-
ne mantrahafte Diskreditierung der baden-württembergischen 
Automobilindustrie als Stinker und Umweltverpester. Aber er 
hat damit nicht etwa etwas Besonderes gemacht und hat ein 
Alleinstellungsmerkmal, sondern der Herr Ministerpräsident 
ist damit nur dem politischen Mainstream gefolgt, einem 
Mainstream, der ökonomischen Dilettantismus zwischenzeit-
lich zu einer neuen politischen Kunstform hochstilisiert hat. 

(Beifall bei der AfD)

Denn – die Frau Finanzministerin hat es ja nur angedeutet, 
aber jeder, der es hören wollte, konnte das auch – wenn Daim-
ler heute von Gewinnwarnung zu Gewinnwarnung eilt, dann 
ist das ein sehr deutliches Zeichen für das Ende der Steuer-
mehreinnahmen. Daimler steht hier nur im besonderen öffent-
lichen Interesse wegen der Prominenz und der Größe. Tatsäch-
lich sind in der Automobilzulieferindustrie der Stellenabbau 
und selbst Werksschließungen bereits heute in vollem Gang. 
Selbstverständlich sind auch der Maschinenbau, die Metall- 
und Elektroindustrie und in der Folge auch das Dienstleis-
tungsgewerbe davon betroffen. 

Statt die Rahmenbedingen zu verbessern, konzentriert sich die 
grün-rote Landesregierung 

(Abg. Peter Hofelich SPD: Wie bitte?)

auf die Erforschung der Mensch-Wald-Beziehungen und er-
schließt neue Radfahrschnellwege. 

(Abg. Dr. Christina Baum AfD: Genau! – Abg. Peter 
Hofelich SPD: Wir haben damit nichts zu tun! Grün-

Schwarz!)

Offensichtlich kann die Transformation von Baden-Württem-
berg nach dem Vorbild der Volksrepublik gar nicht schnell ge-
nug passieren. Aber Herr Habeck, der Vorsitzende der Grü-
nen, hat sich dazu ja auch schon öffentlich positioniert. 

(Beifall bei der AfD)

Vor diesem Hintergrund fasse ich zusammen: Der Gesetzent-
wurf ist sinnvoll und richtig, und die AfD-Fraktion wird ihm 
zustimmen. An alle Beamten und Angestellten des Landes Ba-
den-Württemberg muss ich aber die Warnung richten: Genie-
ßen Sie diese Gehaltserhöhung; es wird auf lange Zeit abseh-
bar die letzte in dieser Größenordnung sein.

(Beifall bei der AfD – Abg. Anton Baron AfD: Klas-
se!)
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Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Für die SPD hat Herr Kol-
lege Stickelberger das Wort.

Abg. Rainer Stickelberger SPD: Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Für die SPD-Landtags-
fraktion schließe ich mich natürlich dem Dank an die Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter in Justiz und Verwaltung im gan-
zen Land an.

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: So viel Zeit muss 
sein!)

Das ist selbstverständlich; dieser Dank gehört an dieser Stel-
le ausgesprochen. Aber, Frau Ministerin: Dank allein genügt 
nicht. 

(Abg. Anton Baron AfD: Das stimmt!)

Dank allein genügt nicht, um die Zukunftsprobleme des öf-
fentliches Dienstes im Land auf Dauer zu lösen, den Kampf 
um die besten Köpfe zu gewinnen und den öffentlichen Dienst 
im Land attraktiv zu halten.

(Beifall bei der SPD – Vereinzelt Beifall bei der FDP/
DVP)

Wenn Sie sich hier hinstellen und sagen, Sie haben vorge-
schlagen, den Tarifabschluss zu übernehmen und sozusagen 
dieses Gesetz als Dank einzubringen, dann ist diese obrig-
keitsstaatlich-gönnerhafte Attitüde fehl am Platz. Da braucht 
es andere Signale; da braucht es in diesem Land Inspiration, 
Ideen, Vorschläge, Gestaltungen. Das vermissen wir bei die-
ser Landesregierung insgesamt, was den öffentlichen Dienst 
angeht. 

Wenn sich der Ministerpräsident hinstellt und beim Beamten-
bund verkündet: „Kretschmann hält bei den Beamten die Ta-
schen zu“, dann mag es vielleicht noch die begeistern – wenn 
überhaupt –, die wie er in der Donau schwimmen gelernt ha-
ben. Aber attraktiv kann man den öffentlichen Dienst dadurch 
für junge Leute nicht machen.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der FDP/DVP 
– Zuruf von der SPD: Bravo!)

Es braucht deshalb Konzepte, neue Überlegungen, damit wir 
den Spitzenplatz im Ranking der Verwaltungen, den unser 
Bundesland einnimmt, halten. Diese Leistung muss auf Dau-
er gesichert werden. Das geht nicht mit den konventionellen 
Mitteln, die Sie am Anfang beschrieben haben. Das, was wir 
mit diesem Gesetz machen, ist das personalpolitische Mini-
mum. Dabei kann es nicht bleiben. 

Für uns, die SPD-Fraktion, sind drei Punkte wichtig:

Erster Punkt: die Arbeitszeitgestaltung; dies ist von Herrn Dr. 
Rösler angesprochen worden. Da ist schon viel passiert, auch 
in der letzten Legislaturperiode; Flexibilisierung der Arbeits-
zeit. Aber auch da müssen wir neue Wege gehen. Was ansteht, 
ist die Diskussion; da erwarten wir Konzepte. Arbeitszeitkon-
to, Lebensarbeitszeitkonto: Das Lebensarbeitszeitkonto ist auf 
Dauer angelegt; beim kurzfristigen Arbeitszeitkonto steht viel-
leicht die Tilgung innerhalb eines überschaubaren Zeitraums 
an. Die Frage ist nicht, ob man das will oder nicht, sondern 
wie man das ausgestaltet. Da sind die Akteure in diesem Ge-

schäft schon viel, viel weiter. Da wird diskutiert: Was passiert 
eigentlich mit diesem Konto, wenn man vorzeitig in den Ru-
hestand geht, wenn man krank wird, bei einem Dienstherren-
wechsel?

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Wird ausbezahlt! 
Heute schon!)

All das sind Aufgaben, denen Sie sich stellen müssen. Da hät-
ten wir in den nächsten Wochen schon mal gern

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Sogar die Erben!)

Gestaltungsvorschläge von Ihnen, die wir bislang vermissen.

(Beifall des Abg. Peter Hofelich SPD)

Der zweite Punkt: Die Diversität ist heute Morgen vom Kol-
legen Filius angesprochen worden. Richtig, die Grünen schrei-
ben sich das ja auf ihre Fahnen. Es waren sozialdemokrati-
sche Innenminister, die hier beispielhaft vorangegangen sind 
und insbesondere Migrantinnen und Migranten den Zugang 
zum öffentlichen Dienst ermöglicht und dafür geworben ha-
ben. Daran sollten Sie sich ein Beispiel nehmen und sich an-
schließen.

(Beifall bei der SPD)

Auch die grüne Fraktion, die das Thema Diversität sonst gern 
in das politische Schaufenster stellt: Wo sind Sie eigentlich in 
dieser Diskussion? Außer Sonntagsreden hört man im politi-
schen Alltag hier im Haus wenig von Ihnen.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der FDP/
DVP)

Und der dritte Punkt: Wir haben in der letzten Regierungszeit 
– Grün-Rot – ein Chancengleichheitsgesetz beschlossen. Auch 
da erwarten wir Gestaltung, Umsetzung. Wir haben viele, vie-
le hervorragend ausgebildete Frauen, die bisher in ihrer Kar-
riereentwicklung gehemmt werden. Denen müssen wir mehr 
Chancen einräumen, denen müssen wir mit Kinderbetreuung 
und ähnlichen Maßnahmen auch im öffentlichen Dienst ver-
stärkt unter die Arme greifen. Wir müssen uns vielleicht auch 
mit dem Gedanken anfreunden, dass wir Führungspositionen 
auch gesplittet vergeben können, um Frauen einen entspre-
chenden Karrieresprung zu erleichtern.

Insgesamt ist das, was wir jetzt machen, gut. Die SPD-Frak-
tion wird dem zustimmen. Den großen Aufgaben, um die Sie, 
Frau Ministerin mit Ihrer Landesregierung, sich bisher ge-
drückt haben, müssen Sie sich aber stellen. Das erwarten die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in unserer Landesverwal-
tung für die Zukunft. Mein Petitum, meine Aufforderung ist: 
Handeln Sie endlich! 

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD – Vereinzelt Beifall bei der FDP/
DVP)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Nun darf ich das Wort 
Herrn Abg. Brauer von der FDP/DVP geben.

(Mehrere Abgeordnete unterhalten sich im Stehen 
miteinander.)
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– Die Kolleginnen und Kollegen bitte ich, die Plätze einzu-
nehmen und dem Redner nicht den Rücken zuzuwenden. 

(Abg. Anton Baron AfD: Das stimmt, Frau Präsiden-
tin!)

Herr Abg. Brauer, Sie haben das Wort.

Abg. Stephen Brauer FDP/DVP: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Gedankt wurde ge-
nug, jetzt muss etwas Zählbares für die Beamtinnen und Be-
amten herauskommen. 

Wir, die FDP/DVP-Fraktion, haben uns immer für eine zeit-
nahe und systemgerechte Übertragung der Tarifeinigung für 
Beschäftigte der Länder ausgesprochen. Dass das Bundesver-
fassungsgericht solche Selbstverständlichkeiten immer erst 
anmahnen und der Landesregierung die faire Beteiligung der 
Beamten ins Stammbuch schreiben muss, ist kein Ruhmes-
blatt für Grün-Schwarz.

Es geht nicht nur um eine angemessene Beteiligung unserer 
Beamten an den infolge eines anhaltenden Wirtschaftswachs-
tums gestiegenen Steuereinnahmen. Es geht vor allem auch 
um eine Kompensation der nicht so fetten Jahre zu Beginn des 
Jahrzehnts, in denen man insbesondere bei den Besoldungen 
und den Versorgungsleistungen der Beamten sparte, ja sparen 
musste. Die Übertragung der Tarifeinigung vom 2. März ist 
also dringend geboten und erhält unsere volle Unterstützung, 
um die Attraktivität des öffentlichen Dienstes zu erhalten.

Es geht aber nicht nur um die Höhe der Besoldung, sondern 
auch um die Versorgungsleistungen. Ebenso, wie die Absen-
kung der Eingangsbesoldung vom Bundesverfassungsgericht 
kassiert wurde und die Absenkung der Zuverdienstgrenze für 
Ehepartner vom Bundesverwaltungsgericht als rechtswidrig 
bewertet wurde, wird auch die willkürliche Absenkung des 
Beihilfesatzes einer gerichtlichen Überprüfung nicht stand-
halten. Nehmen Sie diese Verschlechterung zurück, bevor es 
die Gerichte tun.

(Beifall bei der FDP/DVP)

Bleiben noch zwei Themenkomplexe, die keine ausreichende 
Berücksichtigung in dem vorliegenden Entwurf finden: das 
Abstandsgebot der Beamtenbesoldung zur Sozialhilfe sowie 
die Einführung von Lebensarbeitszeitkonten. Dringend erfor-
derlich ist ein deutlicher Abstand der Vergütung in den unte-
ren Besoldungsgruppen zur Sozialhilfe. Das Bundesverfas-
sungsgericht spricht von 15 %, die Beamte über dem Sozial-
hilfeniveau liegen müssen. Der Beamtenbund wies mittels ei-
nes von Professorin Gisela Färber erstellten Gutachtens nach, 
dass dies vor allem in Ballungsräumen nicht immer der Fall 
ist. Es geht hier nicht um den Oberstudienrat in A 13, sondern 
um A 5 und teilweise auch um A 6. 

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Der Oberstudien-
rat hat A 14! Ich war das mal! Deshalb weiß ich das!)

– Oh, danke. Ich bin befördert worden; ich habe A 14. Das 
müsste ich eigentlich wissen. Danke.

Es ist vollkommen egal, ob man wie Innenminister Strobl die 
unterste Besoldunggruppe gleich abschaffen will oder A 5 

bzw. A 6 einfach anheben möchte. Wichtig ist, dass hier etwas 
passiert. 

Die leidige Frage, warum die Beamten im Land 41 Stunden 
arbeiten müssen, während in der Privatwirtschaft eher eine 
40-Stunden-Woche die Regel ist – ohne Überstunden gerech-
net, natürlich –, sollte auch geklärt werden. Der richtige An-
satz wäre hier sicher ein Lebensarbeitszeitkonto, das vor al-
lem im Schulbereich dazu dienen könnte, Bedarfsspitzen ab-
zudecken und dann im Alter mit einer niedrigeren wöchentli-
chen Arbeitszeit der zurückgehenden Belastbarkeit Rechnung 
zu tragen. Hier müssten mit Blick auf den Koalitionsvertrag 
beide Partner – sowohl Grün als auch Schwarz – auf unserer 
Seite sein, da sie ja dort zumindest die Prüfung von Lebens-
arbeitszeitkonten vereinbart haben. 

Der FDP/DVP-Fraktion ist natürlich sehr wohl bewusst, dass 
diese Anpassung im Besoldungs- und Versorgungsbereich 
nicht zum Nulltarif zu haben ist. Für das Land können in die-
sem Jahr Mehrkosten von knapp 445 Millionen € anfallen. Im 
Jahr darauf werden es bereits über 900 Millionen € Mehrkos-
ten sein. Auch an den Kommunen – die wurden auch schon 
erwähnt – wird die Erhöhung nicht spurlos vorübergehen. 
2019 rechnet man mit 69 Millionen €, im Jahr darauf mit 140 
Millionen € Mehrbelastung. 

Dennoch ist es eine Frage der Attraktivität des öffentlichen 
Dienstes und der Gerechtigkeit, diese Anpassung vorzuneh-
men. Der dumme Spruch, dass das Beamtentum ein Leben in 
gesicherter Armut ermöglicht, ist tatsächlich ein dummer 
Spruch und sollte nie Realität werden, auch nicht in den un-
tersten Besoldungsgruppen.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der FDP/DVP – Abg. Joachim Kößler 
CDU unterhält sich mit anderen Abgeordneten und 

wendet dabei der Präsidentin den Rücken zu.)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Meine Damen und Her-
ren – – Ein schöner Rücken kann auch entzücken, Herr Kol-
lege.

(Zuruf von der SPD: Von wem? – Gegenruf des Abg. 
Reinhold Gall SPD: Vom Abg. Kößler! Von vorn 

sieht er besser aus!)

Ich würde jetzt gern den Tagesordnungspunkt abschließen. Es 
liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Damit ist die Aus-
sprache beendet.

Ich schlage Ihnen vor, den Gesetzentwurf Drucksache 16/6493 
zur weiteren Beratung an den Ausschuss für Finanzen zu über-
weisen. – Es erhebt sich kein Widerspruch. Damit ist das so 
beschlossen, und Punkt 7 der Tagesordnung ist erledigt.

Ich rufe jetzt noch einmal Punkt 6 der Tagesordnung auf:

Wahl der Bürgerbeauftragten oder des Bürgerbeauftrag-
ten des Landes Baden-Württemberg

Jetzt freue ich mich, dass ich das Ergebnis der Wahl bekom-
men habe – das aber nicht erfreulich ausfällt. Das Wahlergeb-
nis lautet: 
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An der Wahl haben sich 133 Abgeordnete beteiligt. 

Auf Frau Beate Böhlen entfielen 69 Stimmen.  
Mit Nein haben 53 Abgeordnete gestimmt;  
elf Abgeordnete haben sich der Stimme enthalten.  
Ungültig war kein Stimmzettel. 

Der Landtag hat damit Frau Böhlen mit der Mehrheit seiner 
Mitglieder nicht zur neuen Bürgerbeauftragten des Landes Ba-
den-Württemberg gewählt, meine Damen und Herren.

(Abg. Anton Baron AfD: Frau Präsidentin! – Gegen-
ruf des Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Nein, wir 

kommen zuerst!)

– Bitte schön, Herr Abg. Sckerl.

Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Wir nehmen 
das zur Kenntnis. Wir möchten heute keinen zweiten Wahl-
gang durchführen. Wir beantragen deshalb, diesen Tagesord-
nungspunkt auf die erste Sitzung nach der Sommerpause zu 
vertagen.

(Zurufe von der SPD)

– Sparen Sie sich Ihre Häme in dieser Situation.

(Abg. Reinhold Gall SPD: Das ist keine Häme!)

Wir bitten, unserem Antrag zuzustimmen.

Vielen Dank.

(Abg. Anton Baron AfD: Das ist doch die Peinlich-
keit der Regierung, Herr Sckerl! Wirklich!)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Wir gehen jetzt nach den 
Wortmeldungen vor. Herr Abg. Baron, hatten Sie sich gemel-
det?

(Abg. Anton Baron AfD: Damit hat sich das erledigt, 
weil wir genau das fordern wollten!)

– Hat sich erledigt.

Herr Abg. Dr. Rülke, bitte.

Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Frau Präsidentin, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir unterstützen diesen An-
trag der Fraktion GRÜNE, der möglicherweise in Absprache 
mit dem Koalitionspartner erfolgt ist, wenn auch möglicher-
weise das Wahlergebnis nicht ganz für die Geschlossenheit 
der Koalition spricht.

Wir haben uns am heutigen Vormittag enthalten, weil wir der 
Meinung waren: Es ist grundsätzlich möglich, diese Abstim-
mung durchzuführen. Aber es wäre vielleicht sinnvoll gewe-
sen, die Frage vorab zu klären, ob da die Inkompatibilität ge-
geben ist und ob Frau Böhlen vielleicht bereit ist, ihr kommu-
nales Mandat niederzulegen. Das hätten Sie vorab klären kön-
nen. Dann hätte sich die Koalition am heutigen Tag diese Bla-
mage erspart.

(Beifall bei der FDP/DVP)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Ich sehe keine weiteren 
Wortmeldungen.

(Widerspruch bei der SPD)

– Entschuldigung, Herr Abg. Stoch. – Das heißt nicht, dass 
ich auf dem linken Auge blind bin.

Abg. Andreas Stoch SPD: Frau Präsidentin, liebe Kollegin-
nen und liebe Kollegen! Auch wir können nachvollziehen, 
dass heute Nachmittag ein zweiter Wahlgang nicht sinnvoll 
ist. Wir hatten heute Morgen bereits beantragt, die Wahl ins-
gesamt von der Tagesordnung zu nehmen, und zwar mit gu-
tem Grund, wie wir sehen. 

Diese Regierung hat hier im Parlament zum zweiten Mal bei 
einer wichtigen Personalentscheidung offensichtlich keine 
Mehrheit. Deswegen würde ich mir wünschen, dass die Re-
gierungsfraktionen jetzt auf unseren Vorschlag eingehen, näm-
lich grundsätzlich die Frage zu stellen, wie das Petitionswe-
sen im Zusammenhang mit dem Amt des Bürgerbeauftragten 
aufgestellt werden kann. 

Nach diesem Wahlergebnis sind Sie zudem natürlich in be-
sonderer Form gehalten, auch zu fragen, ob der Personalvor-
schlag der richtige war. Denn wenn ich es richtig verstanden 
habe, war es ein Personalvorschlag der Fraktion GRÜNE, 
nicht aber der CDU-Fraktion. Wie diese Regierung sich heu-
te wieder einmal blamiert hat, spottet jeder Beschreibung.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Herr Abg. Gögel, bitte.

Abg. Bernd Gögel AfD: Frau Präsidentin, meine Damen und 
Herren! Ich schließe mich in einem Punkt meinem Vorredner 
an: Zum zweiten Mal innerhalb von kurzer Zeit kam eine 
Wahl, die zwischen den Koalitionspartnern einfach zu gestal-
ten wäre, nicht zustande, und zum zweiten Mal traf es eine 
Kollegin aus dem Landtag. Das ist sehr beschämend.

(Abg. Nicole Razavi CDU: Vergießen Sie keine Kro-
kodilstränen!)

Denn es geht weder um die Person noch um das Amt des Bür-
gerbeauftragten; es geht um Machtspiele in diesen Positionen. 
Das verurteilen wir in solchen Situationen auf das Schärfste.

Speziell kann ich Ihnen, Herr Rülke, versichern: Mir machen 
solche Spielchen keinen Spaß, und Sie können froh sein, dass 
Sie das nicht erleben müssen.

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Deshalb bin 
ich auch in die FDP gegangen!)

– Das ist vor langer Zeit ein sehr weiser Entschluss gewesen.

(Heiterkeit – Abg. Nicole Razavi CDU: Hört, hört!)

Wir haben den Bürgerbeauftragten von Anfang an eigentlich 
nicht für notwendig erachtet.

(Abg. Reinhold Gall SPD: Zur Geschäftsordnung 
jetzt!)
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– Zur Geschäftsordnung. – Wir möchten den Petitionsaus-
schuss stärken. Deshalb halten wir eine neue Ansetzung der 
Wahl für überflüssig und würden der Koalition empfehlen, in 
der parlamentarischen Sommerpause das Trauerspiel zu be-
enden und neue Partner zu suchen.

Vielen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Mir liegen jetzt zwei Emp-
fehlungen und ein Antrag zur Geschäftsordnung vor. Ich stel-
le jetzt den Antrag zur Geschäftsordnung, den Herr Abg. 
Sckerl von den Grünen gestellt hat, zur Abstimmung. In dem 
Antrag geht es darum, heute keinen zweiten Wahlgang durch-
zuführen, sondern die Wahl auf die erste Sitzung nach der par-
lamentarischen Sommerpause zu vertagen. Wer stimmt die-
sem Antrag zu? – Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Damit 
ist diesem Geschäftsordnungsantrag einstimmig zugestimmt, 
und wir müssen Punkt 6 abschließen.

Punkt 8 der Tagesordnung hat sich für heute erledigt.

Ich bitte noch kurz um Aufmerksamkeit für die restlichen 
Punkte der Tagesordnung.

Ich rufe die Punkte 9 bis 25 der Tagesordnung gemeinsam 
auf:

Punkt 9:

Beschlussempfehlung und Bericht des Ständigen Aus-
schusses zu der Mitteilung der Landesregierung vom 
12. Juni 2019 – Jährliche Unterrichtung des Landtags ge-
mäß Artikel 2 Absatz 5 des Gesetzes zu dem Vertrag des 
Landes Baden-Württemberg mit dem Verband Deutscher 
Sinti und Roma, Landesverband Baden-Württemberg 
e. V. (VDSR-BW) – Drucksachen 16/6428, 16/6510

Berichterstatter: Abg. Reinhold Gall 

Punkt 10:

Beschlussempfehlung und Bericht des Ständigen Aus-
schusses zu dem Schreiben des Verfassungsgerichtshofs 
vom 21. Februar 2019, Az.: 1 VB 11/19 – Verfassungsbe-
schwerde der Stadt Reutlingen gegen den Beschluss des 
Landtags vom 20. Dezember 2018 zum Antrag der Frak-
tion GRÜNE und der Fraktion der CDU „Mögliche Kon-
sequenzen der Gründung eines Stadtkreises Reutlingen 
für die Stadt und den Landkreis“ (Drucksache 16/5410) – 
Drucksache 16/6559 

Berichterstatter: Abg. Dr. Boris Weirauch 

Punkt 11:

Beschlussempfehlung und Bericht des Ständigen Aus-
schusses zu dem Schreiben des Verfassungsgerichtshofs 
vom 15. Mai 2019, Az.: 1 VB 26/19 – Verfassungsbeschwer-
de gegen § 18 und § 18 a des Landeshochschulgesetzes 
über die Wahl und Abwahl von Rektoratsmitgliedern – 
Drucksache 16/6512 

Berichterstatter: Abg. Thomas Blenke 

Punkt 12:

Beschlussempfehlung und Bericht des Ständigen Aus-
schusses zu dem Schreiben des Bundesverfassungsgerichts 
vom 3. Juni 2019, Az.: 1 BvR 2879/17 – Verfassungsbe-
schwerde gegen die Erhebung von Abwassergebühren – 
Drucksache 16/6515 

Berichterstatterin: Abg. Marion Gentges

Punkt 13:

Beschlussempfehlung und Bericht des Ständigen Aus-
schusses zu dem Schreiben des Bundesverfassungsgerichts 
vom 11. Juni 2019, Az.: 2 BvR 2055/16 – Verfassungsbe-
schwerde gegen § 38 des Landesdisziplinargesetzes wegen 
Entfernung aus dem Beamtenverhältnis durch Diszipli-
narverfügung – Drucksache 16/6516 

Berichterstatter: Abg. Wilhelm Halder

Punkt 14:

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Fi-
nanzen zu der Mitteilung der Landesregierung vom 
31. Mai 2019 – Bericht der Landesregierung zu einem Be-
schluss des Landtags; hier: Denkschrift 2015 des Rech-
nungshofs zur Haushalts- und Wirtschaftsführung des 
Landes Baden-Württemberg – Beitrag Nr. 7: Polizeikos-
tenersatz bei kommerziellen Großveranstaltungen – 
Drucksachen 16/6371, 16/6498 

Berichterstatter: Abg. Stephen Brauer 

Punkt 15:

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Fi-
nanzen zu der Mitteilung der Landesregierung vom 28. Fe-
bruar 2019 – Bericht der Landesregierung zu einem Be-
schluss des Landtags; hier: Denkschrift 2015 des Rech-
nungshofs zur Haushalts- und Wirtschaftsführung des 
Landes Baden-Württemberg – Beitrag Nr. 20: Nahver-
kehrsgesellschaft Baden-Württemberg mbH – Drucksa-
chen 16/5831, 16/6499

Berichterstatter: Abg. Winfried Mack

Punkt 16:

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Fi-
nanzen zu der Mitteilung der Landesregierung vom 
29. Mai 2019 – Bericht der Landesregierung zu einem Be-
schluss des Landtags; hier: Denkschrift 2017 des Rech-
nungshofs zur Haushalts- und Wirtschaftsführung des 
Landes Baden-Württemberg – Beitrag Nr. 7: Förderung 
von Museumsbahnen – Drucksachen 16/6359, 16/6501 

Berichterstatter: Abg. Dr. Rainer Podeswa

Punkt 17:

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Fi-
nanzen zu der Mitteilung der Landesregierung vom 
29. Mai 2019 – Bericht der Landesregierung zu einem Be-
schluss des Landtags; hier: Denkschrift 2018 des Rech-
nungshofs zur Haushalts- und Wirtschaftsführung des 
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Landes Baden-Württemberg – Beitrag Nr. 17: Sonderför-
derprogramme des Verkehrsministeriums – Drucksachen 
16/6356, 16/6500 

Berichterstatter: Abg. Winfried Mack

Punkt 18:

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Fi-
nanzen zu der Mitteilung der Landesregierung vom 9. Mai 
2019 – Bericht der Landesregierung zu einem Beschluss 
des Landtags; hier: Beratende Äußerung des Rechnungs-
hofs vom 9. Juli 2015 „Kontrollsystem und Verwaltungs-
kosten bei EU-Förderverfahren in den Bereichen EGFL 
und ELER“ – Drucksachen 16/6229, 16/6502 

Berichterstatter: Abg. Dr. Albrecht Schütte

Punkt 19:

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Fi-
nanzen zu der Mitteilung der Landesregierung vom 
21. Mai 2019 – Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes (GAK)“; hier: An-
meldung des Landes zum Rahmenplan 2019 (mit Fort-
schreibung bis 2022) – Drucksachen 16/6296, 16/6503 

Berichterstatter: Abg. Dr. Markus Rösler

Punkt 20:

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Fi-
nanzen zu der Mitteilung der Landesregierung vom 17. Ju-
ni 2019 – Bericht der Landesregierung zu einem Beschluss 
des Landtags; hier: Bericht über die Umsetzung der Emp-
fehlungen der Enquetekommission „Demografischer Wan-
del – Herausforderungen an die Landespolitik“ – Druck-
sachen 16/6435, 16/6504 

Berichterstatterin: Abg. Barbara Saebel

Punkt 21:

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für So-
ziales und Integration zu der Mitteilung der Landesregie-
rung vom 24. Mai 2019 – Bericht der Landesregierung zu 
einem Beschluss des Landtags; hier: Bericht der ministe-
riumsübergreifenden Arbeitsgruppe zu Fragen der Erhö-
hung der Beschäftigungsquote schwerbehinderter Men-
schen in der Landesverwaltung – Drucksachen 16/6331, 
16/6479

Berichterstatterin: Abg. Sabine Wölfle

Punkt 22:

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Eu-
ropa und Internationales zu der Mitteilung des Ministeri-
ums für Wissenschaft, Forschung und Kunst vom 29. Mai 

2019 – Unterrichtung des Landtags in EU-Angelegenhei-
ten; hier: Schaffung von Vertrauen in eine auf den Men-
schen ausgerichtete künstliche Intelligenz – Drucksachen 
16/6346, 16/6519 

Berichterstatter: Abg. Peter Hofelich

Punkt 23:

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Eu-
ropa und Internationales zu der Mitteilung des Ministeri-
ums für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft vom 27. Ju-
ni 2019 – Unterrichtung des Landtags in EU-Angelegen-
heiten; hier: Eine effizientere und demokratischere Be-
schlussfassung in der Energie- und Klimapolitik der EU – 
Drucksachen 16/6465, 16/6518

Berichterstatter: Abg. Josef Frey

Punkt 24:

Beschlussempfehlungen und Berichte des Petitionsausschus-
ses zu verschiedenen Eingaben – Drucksachen 16/6480, 
16/6481, 16/6482, 16/6483 16/6484, 16/6485

Punkt 25:

Beschlussempfehlungen und Berichte der Fachausschüs-
se zu Anträgen von Fraktionen und von Abgeordneten – 
Drucksache 16/6488

Gemäß § 96 Absatz 5 der Geschäftsordnung stelle ich die Zu-
stimmung entsprechend dem Abstimmungsverhalten in den 
verschiedenen Ausschüssen fest. – Dagegen erhebt sich kein 
Widerspruch. Es ist so beschlossen.

Der unter Punkt 26 aufgeführte Tagesordnungspunkt 

Kleine Anfragen 

hat sich erledigt, da alle für die heutige Plenarsitzung relevan-
ten Kleinen Anfragen beantwortet wurden.

Damit sind wir am Ende der heutigen Tagesordnung ange-
langt.

Die nächste Sitzung findet am Mittwoch, 9. Oktober 2019, um 
9:00 Uhr statt. 

Wir wollen jetzt in großer Harmonie gemeinsam ein parla-
mentarisches Sommerfest feiern, wozu ich Sie nun herzlich 
ins Bürger- und Medienzentrum einlade. 

Gemeinsam mit Frau Aras wünsche ich Ihnen und Ihren An-
gehörigen schöne und erholsame Sommerferien. Ich schließe 
die Sitzung.

Schluss: 16:42 Uhr
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